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ZDK: "SCHÜTZT 
DEN SONNTAG!"

Der bayerische Kultusminister Maier 
hat in seiner Eigenschaft als Präsident 
des Zentralkomitees der deutschen 
Katholiken vor einer "Gefährdung des 
Sonntags" gewarnt. Wörtlich heißt es 
in der Erklärung Maiers:

"Er erinnerte an die öffentlichen 
Äußerungender Gewerkschaft Textil- 
Bekleidung, aber auch anderer, daß 
das geplante Arbeitsgesetz die Sonn- 
und Feiertagsruhe gefährde. Das ZdK 
warnt vor der Gefahr, daß die relativ 
geringfügige Änderung, die eine Aus­
nahme des Verbotes der Sonntagsar­
beit bei Wartung, Steuerung und Über­
wachung hochmechanisierter Produk­
tionsanlagen vorsieht, einen nicht 
mehr zu kontrollierenden Einschnitt 
in die Sonntags- und Feiertagsruhe be­
wirken kann. Professor Maier erklär­
te, daß der verfassungsrechtliche 
Schutz des Sonntags nicht umgangen 
werden darf."

Daß der Sonntag ungefähr so "ar­
beitsfrei" bleiben solle wie bisher, ist 
die Losung, unter der Blüm sein neues 
Arbeitszeitgesetz angekündigt hat 
und dem Kapitalistenwunsch nach all­
gemeiner Einführung der Samstagsar­
beit gesetzgeberisch nachkommen 
will wie auch— die Erklärung des ZdK 
bestätigt dies— eine bedeutende Aus­
weitung der Sonntagsarbeit ermögli­
chen will. Die Erklärung des ZdK ist 
ernst gemeint. Beim christlichen 
Sonn- und Feiertag lassen die Bischöfe 
nicht mit sich spaßen. Weicht Blüm al­
so vor den Bischöfen?— (rül)

SOLIDARITÄT MIT AZANI­
SCHEN GEWERKSCHAFTERN!
Die südafrikanische Regierung hat an­
gekündigt, daß am 31. Januar ein Pro­
zeß gegen vermutlich 26 führende 
Mitglieder der Komitees eröffnet 
wird, die den erfolgreichen Protest­
streik am 6. und 7. November organi­
siert haben. Den Transvaal-Bleib- 
Weg-Komitees gehören Gewerk­
schaftsbünde wie CUSA und FOSATU 
sowie Schüler-, Wohngebietsorganisa­
tionen und lokale politische Gruppen 
an. Die Komitees fordern u.a.: die 
Aufhebung aller Bannungen; die Frei-

■ lassung aller politischen Gefangenen; 
das Verbot körperlicher Strafen; den 
Abzug aller Polizei- und Militärtrup­
pen aus den schwärzen Vororten; kei­
ne Erhöhungen von Mieten, Buspreisen 
und anderen staatlichen Gebühren; die 
Abschaffung des Höchstalters für 
schwarze Schüler; die Wiedereinstel­
lung von entlassenen Arbeitern. Mehr 
als eine halbe Million Arbeiter, 70% in 
der Region, über 400000 Schüler und 
Studenten, Zehntausende von Haus­
frauen und Rentnern beteiligten sich 
an den Aktionen. Die südafrikanische 
Regierung will die Angeklagten wegen 
Verstoß gegen das Terrorgesetz für 
"Innere Sicherheit" verurteilen, die 
Anklage lautet auf Umsturzversuch. 

Die dafür vorgesehene Strafe be­
trägt 25 Jahre Gefängnis. Die meisten 
Angeklagten sind führende Gewerk­
schaftsfunktionäre, darunter der Vor­
sitzende der CUSA, Piroshaw Camay, 
der Vorsitzende der Bergarbeiterge­
werkschaft NUM, Cyril Ramaphosa, 
und der Sekretär der FOSATU, Chris 
Dlamini. Die Regierung will einen 
schweren Angriff auf die unabhängi­
gen Gewerkschaften führen. Die Re­
gierung versucht, jegliche Öffentlich­
keit über die geplanten Prozesse zu 
unterdrücken, den südafrikanischen

Cyril Ramaphosa, Sekretär der NUM, 
einer der Angeklagten.

Zeitungen ist Berichterstattung über 
Verhaftete verboten. Die Regierung 
hat bereits einen Journalisten der bür­
gerlichen Zeitung "Rand Daily Mail" 
zu einer hohen Geldstrafe wegen Be­
richterstattung über die Anklage und 
Verhaftungen verurteilt. Um so dring­
licher ist die Unterstützung der azani- 
schen Gewerkschafter auch durch die 
westdeutsche Arbeiterbewegung. Re­
solutionen und Unterschriftensamm­
lungen zur Unterstützung der azani- 
schen Gewerkschafter können an die 
Botschaft der RSA in der BRD ge­
schickt werden. Adresse: Auf der Ho­
stert 3, 5300 Bonn 2 — (uld)

GRÜNER DRUCK AUF 
ÖSTERREICH

Am 14.12.1984 haben die bayerischen 
GRÜNEN und Naturschützer — laut 
einer ddp-Nachricht— in München alle 
Bayern zu einem Touristenboykott 
Österreichs aufgerufen; ganz konkret 
sollen vor allem die vielen Skiurlaub- 
Buchungen storniert werden. Zum 
einen solle damit Druck auf die öster­
reichische Regierung ausgeübt wer­
den, die ihre Zustimmung zum Bau des 
Donaukraftwerks in den Auwäldern 
bei Hainburg südöstlich von Wien ge­
geben habe (insofern damit eine der 
letzten ursprünglichen Flußlandschaf­
ten Europas zerstört würden). Zum 
anderen wolle man mit diesem Boy­
kottaufruf den österreichischen Um­
weltschützern helfen...

Man muß die Boykottaufrufer auf 
folgendes hinweisen und sie in dieser 
Sache zur Rede stellen: Die Politik
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der Druckausübung auf Österreich 
vermittels Touristenboykott mit dem 
inklusiven Zweck der Unterstützung 
von Gesinnungsgenossen ist als ver­
brecherische Politik vom Nürnberger 
Tribunal 1946 völkerrechtlich geäch­
tet worden. Der Anklagevertreter 
hatte seinerzeit geltend gemacht, daß 
"die Nazis auf jede nur mögliche Art 
Druck aus(übten). Zu allererst wende­
ten sie wirtschaftlichen Druck an. Mit 
dem deutschen Gesetz vom 24. März 
1933 wurde eine Geldstrafe von 1000 
Reichsmark auf Reisen nach Öster­
reich gesetzt. Dies bedeutete eine 
große Belastung für dieses Land, das 
auf Fremdenverkehr angewiesen ist. 
Ich verweise auf das Reichsgesetz­
blatt, 1933, Teil I, S. 311. Ich ersuche 
den Gerichtshof, den Inhalt dieses Ge­
setzes amtlich zur Kenntnis zu neh­
men." (Der Prozeß gegen die Haupt­
kriegsverbrecher, Bd. II, S. 391) Gewiß 
kann es den GRÜNEN aufgrund ihrer 
antifaschistischen Einstellung nicht 
gleichgültig sein, daß ihre Politik der 
ökonomischen Erpressung eines sou­
veränen (Nachbar-)Staates schwerlich 
anders bewertet werden kann als be­
klemmende Fortsetzung großdeut­
scher Traditionen!— (huh)

MOBILISIERUNG DES 
OFFIZIERSKORPS

Die Bundesregierung hat beschlossen, 
1 500 Offizieren der Bundeswehr im 
Alter von 40 bis 50 Jahren die vorzei­
tige Pensionierung anzubieten. Sie 
sollen als Abfindung 70% ihres bisheri­
gen Soldes und 40000 DM erhalten. 
Verteidigungsminister Wörner will 
durch diese Maßnahme 6000 "Verwen- 
dungswechsel" im Offizierskorps her­
beiführen und der Bundeswehr "ein 
leistungsfähiges und motiviertes 
Führerkorps zur Verfügung" stellen.

Mit dem erzwungenen Rücktritt 
Kießlings und Diziplinarmaßnahmen 
gegen Offiziere, die sich gegen die 

"Heimat Schlesien, Vaterland Deutschland, Zukunft Europa" hat CDU-MdB 
Sauer als "alternative Losung" für das Schlesiertreffen im Juni ’84 in Hannover 
vorgeschlagen. Die eindeutige Losung "Schlesien bleibt unser" könne mißver­
standen werden. Fest steht: Das Schlesiertreffen wird stattfinden, und Kohl 
wird als erster Kanzler seit 20 Jahren auftreten. Das ist aggressive Kriegs­
hetze, egal, unter welcher Losung. Zumal, wenn die "alternative" Losung gleich 
eine "europäische Neuordnung" der Grenzen fordert!— (rül)

Stationierung der Mittelstreckenra­
keten ausgesprochen hatten, hatte die 
Bundesregierung begonnen, den Offi­
zierskader politisch durchzukämmem 
und für alle revanchistischen Pläne 
verfügbar zu machen. Die Androhung 
von Disziplinarmaßnahmen, die die 
Karriere zerstören, muß jedoch zum 
Beispiel Hauptleute und Majore, die 
sowieso keine Aussicht auf Beför­
derung und Karriere mehr haben, kalt 
lassen. Weil mit dem Aufbau der Bun­
deswehr fast das ganze Offizierkorps 
aus den Jahrgängen 1935 bis 1944 re­
krutiert werden mußte, besteht in die­
sen Alterstufen jetzt ein Überhang 
von etwa 5 000 Offizieren, der "Beför­
derungen von Offizieren aller Ver­
wendungsstufen blockiert". Ein 
Hauptmann muß zehn bis zwölf Jahre 
auf seine Beförderung warten. Diesen 
Zustand will die Regierung ändern. 
Wer keine Aussicht auf Beförderung 
mehr hat, wird angehalten, sich vor­
zeitig pensionieren zu lassen. Dienst­
eifrigkeit, politische Folgsamkeit, 
Patriotismus und Schleiferei der 
Wehrpflichtigen kann wieder durch 
Beförderungen und Karriere belohnt 
werden.

Diese Mobilisierungsmaßnahme hat 
Vorbilder. Mit der Wiedereinführung 
der allgemeinen Wehrpflicht hatten 
die Faschisten 1935 ebenfalls die 
Möglichkeit der frühzeitigen Pen­
sionierung geschaffen und durch die 
neugeschaffenen Möglichkeiten der 
Beförderung wie durch Ausschaltung 
unliebsamer Offiziere ein ihnen treu 
ergebenes Offizierskorps geschmie­
det.

Eine bisher kaum beachtete Wir­
kung der frühzeitigen Pensionierung 
von 1500 Offizieren ist die Erwei­
terung der Zahl der im Mobilisierungs­
fall verfügbaren ausgebildeten Offi­
ziere. Die Bundesregierung bereitet 
damit den Kriegseinsatz von einigen 
Millionen Reservisten vor. — (clm)
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K rankenhäu ser

KRANKENHAUS-FINANZIERUNGSGESETZ SOLL NEUE
RATIONALISIERUNGSWELLE EINLEITEN

Nach zwölfjähriger Laufzeit hat der 
Bundestag das von der Sozialdemokra­
tie als Jahrhundertwerk gefeierte 
Krankenhaus-Finanzie rungsgese tz 
(KHG) von 1972 in grundlegenden 
Punkten geändert. Die Verrottung der 
Krankenhäuser — mehr als ein Drittel 
aller planmäßigen Betten standen 
1969 in Krankenhäusern, die älter als 
50 Jahre waren - stand im Wider­
spruch zum Interesse der Kapitali­
stenklasse an möglichst schneller und 
billiger Wiederherstellung von ge­
sundheitlich ruinierter Arbeitskraft. 
Die durchschnittliche Liegezeit in 
Akutkrankenhäusern betrug 20 Tage 
und eine fabrikmäßige Rationalisie­
rung des Krankenhausbetriebes war 
nicht abzusehen, solange 63% der bun­
desdeutschen Krankenhäuser eine Ka­
pazität von weniger als 200 Betten 
hatten.

Zwecks kapitalistischer Rationali­
sierung wurden auf Grundlage des 
KHG von 1972 bis 1983 Investitionen 
in Höhe von insgesamt 41,5 Mrd. DM 
aus öffentlichen Mitteln im Kranken­
hauswesen getätigt, woran der Bund 
mit 9,7 Mrd. DM beteiligt war. Da 
Krankenhäuser mit weniger als 100 
Betten nicht gefördert wurden, war 
die Schließung von bis heute über 400 
solcher Kleinkrankenhäuser vorpro­
grammierte Folge dieser öffentlichen 
Investitionstätigkeit.

Mit dem Haushaltsstrukturgesetz 
von 1975 leitete der Bund seinen 
Rückzug aus der gerade 1972 einge­
führten Mischfinanzierung ein. Seit 
1976 senkte der Bund sein Zuschußvo­
lumen und beschleunigte damit die 

Entstehung eines Investitionsstaus 
von derzeit rund 15 Mrd. DM (bei ei­
nem Wiederbeschaffungswert aller 
Akutkrankenhäuser von ca. 140 Mrd. 
DM). Gerade im Sozialbereich wurden 
Investitionen verweigert. Arbeitsbe­
dingungen, die selbst gegen die Ar­
beitsstättenverordnung verstoßen, 
waren und sind die Folge.

Das Krankenhaus-Kostendämp­
fungsgesetz vom 22.12.1981 erklärte 
als Ersatz für Neuinvestitionen Kran­
kenhäuser mit weniger als 100 Betten 
wieder für förderungswürdig. Wo die 
Kleinheit dieser Krankenhäuser mo­
dernen Rationalisierungsmethoden 
entgegensteht, soll zu alten Formen 
der Schinderei gegriffen werden. Die 
Wirtschaftsberatungs AG WIBERA

Zivildienstleistende im Krankenhaus

empfiehlt z.B.:"Eine wirtschaftliche 
Neuregelung der Bereitschaftsdienste 
bei gleichzeitiger Einhaltung der Be­
stimmungen des Tarifrechts ist in die­
sen Fällen ohne fachübergreifende 
Dienste unmöglich" (1). Chirurgen als 
Geburtshelfer!

Ein Gradmesser für das Ausmaß der 
Steigerung der Intensität der Arbeit in 
den Krankenhäusern ist die Verkür­
zung der durchschnittlichen Liegezeit 
in Akutkrankenhäusern auf ca. 14 Ta­
ge. Oder anders ausgedrückt: 1965 
wurden 6870965 Patienten in Akut­
krankenhäusern als Aufnahmen regi­
striert (1 164,3 Pro 10000 Einwohner), 
1981 sind es 9713633 (1574,8 pro 
10000 Einwohner); aber auf die Zahl 
der Behandlungstage hat sich diese 
Steigerung nicht ausgewirkt. 1965 ka­
men 23290 Behandlungstage auf 
10000 Einwohner, 1981 sind es 
23081,9. So hat sich der Aufwand für 
Aufnahmen und Entlassungen in den 
zurückliegenden 20 Jahren um mehr 
als 40% gesteigert. Für die verschie­
denen diagnostischen und therapeuti­
schen Maßnahmen stehen heute pro 
Patient nur noch 70% der Zeit zur Ver­
fügung wie 1965, und das bei einer 
kaum noch abschätzbaren Zunahme 
von Diagnostik und Therapie.

Einen Anhaltspunkt für die rasante 
Entwicklung auf dem Gebiet der Dia­
gnostik liefert eine Untersuchung 
über das Zentrallabor der Städtischen 
Kliniken Fulda (2). Die Zahl der in die­
sem Labor erstellten Untersuchungs­
ergebnisse stieg von 1975 auf 1981 von 
880700 auf 1529954. Diese Steige­
rung von 74% bedeutet keineswegs al-

BLÜM WILL WENIGER 
LOHNFORTZAHLUNG

Am 19.12. hat Blüm seinen Bericht 
über "Erfahrungen mit der Selbstbe­
teiligung in der Krankenversicherung" 
im Bundeskabinett vorgelegt. Der Be­
richt wurde gebilligt. Die "Eigenbe­
teiligung" an Medikamenten, d.h. die 
Rezeptgebühr von 2.- DM und die Ver­
weigerung jeder Versicherungszah­
lung für sogenannte "Bagatellerkran- 
kungen", sollen beibehalten und aus­
geweitet werden. Nach Berichten der 
Bild-Zeitung plant die Bundesregie­
rung "Eigenbeteiligungen" bis zu 20 
DM je Medikament. Rentner werden 
so schneller sterben, die Zahl chroni­
scher Erkrankungen wegen zu später 
Behandlung wird insbesondere bei 
Leuten mit geringem Einkommen 
deutlich zunehmen. Vor allem will 
Blüm die Lohnfortzahlung einschrän­
ken. Wer "selbstverschuldet" krank 
werde, solle keine Lohnfortzahlung 

bekommen, so Blüm. Die Scheidung in 
"schuldig Erkrankte" und "unschuldig 
Erkrankte" bereitet die Streichung 
der Lohnfortzahlung für viele, insbe­
sondere in den unteren Lohngruppen, 
vor. Bis März will Blüm seine Pläne 
präzisiert haben. Solange sollten die 
Gewerkschaften nicht mit einer Ant­
wort warten. — (rül)

DGB GEGEN KÜRZUNG 
DER SOZIALHILFE

Die Ministerpräsidenten der Bundes­
länder haben am 19. Dezember über 
die "Neuberechnung des Sozialhilfe­
warenkorbs" beschlossen. Der DGB- 
Vorsitzende Breit hatte zuvor an die 
Regierungschefs der Länder geschrie­
ben und darauf hingewiesen, "die So­
zialhilfeempfänger seien unzurei­
chend versorgt und die Leistungen 
reichten nicht mehr aus, um den not­
wendigen Lebensunterhalt zu bestrei­
ten". Er protestierte gegen den Plan, 
für den Warenkorb Preise 15% unter 

den Durchschnittspreisen anzusetzen, 
gegen den vorgesehenen zehnprozen­
tigen Abschlag beim Energiever­
brauch und weitere Kürzungen. Breit 
kritisierte , daß die Sozialhilfe nicht 
mehr nach dem Bedarfsdeckungsprin­
zipgeleistet werde. Der DGB fordere 
dagegen eine "bedarfsgerechte Regel­
satzanpassung von mindestens 16 Pro­
zent". Über die schlußendlich be­
schlossenen Kürzungen hüllen sich 
Landesregierungen und bürgerliche 
Presse in Schweigen. - (clm)

ELEKTROSCHOCK IN 
DAUERERPROBUNG

Die Bundesregierung hat in einer Ant­
wort auf eine Anfrage der GRÜNEN 
erklärt, daß sie keinerlei Bedenken 
hat, psychisch Kranke mit Elektro­
schocks behandeln zu lassen. Das Ver­
fahren wird auch in Bundeswehrkran­
kenhäusern angewandt. Die sogenann­
te Elektrokrampftherapie wird be­
kanntermaßen in einigen Ländern als
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Schwere, schlecht bezahlte Arbeit: Putzfrau in einem "christlichen Kran­
kenhaus”.

lein für das Laborpersonal eine enor­
me Verdichtung der Arbeit. Das Pfle­
gepersonal muß das Blut abnehmen, da 
diese Tätigkeit fast vollständig vom 
ärztlichen auf den Pflegebereich 
übergegangen ist, muß die Blutröhr­
chen beschriften, muß sie eventuell 
ins Labor tragen, die Ergebnisse feh­
lerfrei in der Krankenakte dokumen­
tieren, eventuell sofort einen Arzt 
verständigen.

Ultraschalluntersuchungen, Ma­
gen-Darmspiegelungen, Kontrastdar­
stellungen, nuklearmedizinische Un­
tersuchungen usw. haben in ähnlichem 
Umfang zugenommen und sind z.T. 
mit umfangreichen Vorbereitungen 
verbunden. Und doch stehen alle bis­
her genannten Tätigkeiten nur 
neben der eigentlichen Pflegetätig­
keit, der Grundpflege mit ihren kör­
perlichen Belastungen. Kaum jemand 
übersteht den Pflegeberuf ohne ernste 

Schäden an der Wirbelsäule. Als be­
rufsbedingt werden diese Schäden 
nicht anerkannt. Aber das Betten 
einer Station und anschließendes Blut­
abnehmen ist wohl nur noch mit der 
olympischen Disziplin des Biathlon 
vergleichbar, und das bundesdeutsche 
Pflegepersonal wird hier zu einer 
traurigen Europameisterschaft ge­
trieben.

Eine europäische Studie, die Kran­
kenhäuser der Regelversorgung in 
acht europäischen Ländern ver­
gleicht, kommt zu dem Ergebnis: "Be­
zogen auf die Bettenzahl sind das 
Krankenhaus in Uelzen und in Viana do 
Castelo (Portugal) am knappsten aus­
gestattet. Pro Person sind doppelt so- 
viele Betten zu versorgen wie in dem 
am besten ausgestatteten Kranken­
haus in Londonderry” (3). Im Kranken­
haus von Mostar (Jugoslawien) steht 
1,8 mal soviel Personal pro Bett wie in 

Uelzen zur Verfügung.
Und dieses Arbeitstempo und die 

schwere Arbeit wird dem Pflegeper­
sonal abverlangt unter Rahmenbedin­
gungen, die bestimmt sind durch 
Schicht-, Nacht-, Sonn- und Feier­
tagsarbeit, Überstunden und Bereit­
schaftsdienste, häufig weniger als elf 
Stunden Ruhezeit zwischen zwei 
Schichten oder gar geteilter Dienst. 
Hinzu kommen gesundheitliche Risi­
ken durch Infektionsgefahr, Strahlen­
belastung und Umgang mit die Haut 
und Schleimhaut reizenden Stoffen. 
Und da erdreistet sich Arbeitsmini­
ster Blüm in der Bundestagsdebatte 
vom 7.12.84, das neue KHG als Instru­
ment zu propagieren, den Kranken­
häusern ihren Ohrensessel zu beseiti­
gen, indem sie sich ausgeruht hätten! 
(4)

Die Rationalisierungswelle der 70er 
Jahre hat den verlogenen Schleier von 
der "christlichen Nächstenliebe" zer­
rissen, der über die Arbeitsbedingun­
gen im Krankenhaus gezogen war. Die 
Krankenpflegerinnen haben ihre Hau­
be abgesetzt und Anwendung der all­
gemeinen Arbeitsgesetze auch auf das 
Krankenhaus verlangt und die Einhal­
tung tariflicher Bestimmungen. Den­
noch unterliegen die Krankenhausbe­
legschaften immer noch Ausnahmege­
setzen. Der Dienstherr will nicht ein­
mal die Arbeitszeitordnung von 1938 
für die Krankenhausbeschäftigen an­
erkennen, sondern regelt die Dienst­
zeiten aufgrund der Verordnung über 
die Arbeitszeit in Krankenpflegean­
stalten von 1924. Die Gesetzentwür­
fe, die gerade für die Novellierung des 
Krankenpflegegesetzes vorliegen, 
verweigern die Anwendung des Be­
rufsbildungsgesetzes auf die Kranken­
pflegeausbildung, obwohl in der 
Rechtssprechung der letzten Jahre in 
einigen Fragen die Gültigkeit des Be­
rufsbildungsgesetzes auch für die

Foltermethode benützt. Untersuchun­
gen z.B. in Italien haben erbracht, daß 
die Behandlung zu dauernden Gesund­
heitsschäden bis zum Tode führen 
kann. Dennoch leugnet die Bundesre­
gierung, daß die Therapie schädlich 
ist. (BT-DRS. 10/2535 — uld)

AIDS: GEISSLER PRÜFT 
IN NAZI-TRADITION

Meldungen, wonach die Bundesregie­
rung die Anlegung spezieller Register 
mit"AIDS"-erkrankten bzw. "-gefähr­
deten” Personen sowie Strafandrohun­
gen gegen Intimkontakte von Erkrank­
ten usw. plant, sind von der Bundesre­
gierung offiziell bestätigt worden. 
Auf eine Anfrage der GRÜNEN, ob 
AIDS-Erkrankte einer namentlichen 
Meldepflicht unterworfen werden 
sollten und ob eine Strafandrohung bei 
Intimkontakten geplant sei, bestätig­
te Geissler, er prüfe, "ob zur Verhü­
tung und Bekämpfung von AIDS bzw. 
einer HTLV-III-Infektion das geltende 

Recht ausreicht oder ob Gesetzesän­
derungen notwendig sind". Die bis 
heute unerklärte Viruserkrankung 
AIDS wird von Unionskreisen und Tei­
len der bürgerlichen Presse schon län­
ger zu einer infamen Hetze gegen Ho­
mosexuelle, Rauschgiftsüchtige usw. 
genutzt. Immer noch bedroht der 
Strafparagraph 175 "homosexuelle 
Handlungen ... an einem Mann unter 
achtzehn Jahren" mit fünf Jahren 
Haft. Die Pläne des Gesundheitsmini­
sters Geissler stehen in direkter Tra­
dition der faschistischen "Gesund- 
heits"politik des "Erfassen, Aussortie­
ren und Ausmerzen". - (rül)

ZIMMERMANN: WAA 
SOLL GEBAUT WERDEN

Bundesinnenminister Zimmermann 
ließ durch seinen Pressesprecher am 
18. Dezember mitteilen, daß sein Mi­
nisterium den Bau einer "deutschen 
Wiederaufbereitungsanlage für
Nuklearbrennstoffe aus Kernkraft­

werken" befürworte. Es bestünden 
"aus der Sicht der kerntechnischen 
Sicherheit und des Strahlenschutzes 
keine Bedenken gegen die beantragten 
Standorte Wackersdorf in Bayern und 
Dragahn in Niedersachsen sowie 
gegen das Konzept der auf 350 Jahres­
tonnen ausgelegten Anlage". Gegen 
den Bau der Wiederaufbereitungsan­
lage sind sowohl in Niedersachsen als 
auch in Bayern Aktionen durchgeführt 
worden, sind Atommülltransporte 
blockiert und Demonstrationen 
durchgeführt worden. Um die Pro­
teste zu dämpfen, hält sich die deut­
sche Gesellschaft zur Wiederauf­
arbeitung von Kernbrennstoffen 
(DWK) auch nach diesem Beschluß des 
Innenministeriums die Entscheidung 
über den endgültigen Standort offen 
und erklärt, sie werde "am 4. Februar 
1985 zwischen den rein technisch 
gleich gut geeigneten Standorten 
Wackersdorf und Dragahn entschei­
den". - (clm)
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Ein großer Teil der Beschäftigten in den Krankenhäusern arbeitet in Schichtarbeit, nachts, an Wochenenden.

Krankenpflegeausbildurg durchge­
setzt werden konnte. Der Versuch, in 
der zurückliegenden Tarifrunde die 
Ausbildungsvergütungen für Lernpfle- 
ger/innen um 25% zu senken, deutet 
die Richtung an, in die der Dienstherr 
marschieren will. Ganz zu schweigen 
von der Unterdrückung in den konfes­
sionellen Krankenhäusern. Das Bun­
desverfassungsgerichthat den Zutritt 
von Gewerkschaftern, die nicht Be­
triebsangehörige sind, untersagt. Das 
Personalvertretungsgesetz findet hier 
keine Anwendung. Zur Wahl der Mit­
arbeitervertretung sind nur Angehöri­
ge des christlichen Glaubens zugelas­
sen. Ausbildungsverhältnisse werden 
aufgehoben, wenn sich die Auszubil­
denden nicht den kirchlichen Moral­
vorstellungen fügen. Das ist Blüms 
Welt! Deshalb wird im neuen KHG ge­
regelt, daß insbesondere die freige­
meinnützigen und privaten Kranken­

häuser durch dieses Gesetz gefördert 
werden sollen. Bei den Pflegesatzver­
einbarungen sollen die Pflegesätze 
vergleichbarer Krankenhäuser heran­
gezogen werden können. In der Bun­
destagsdebatte hat Blüm schon darauf 
hingewiesen, daß die Pflegesätze der 
konfessionellen Häuser im Durch­
schnitt 20 DM unter denen der öffent­
lichen Krankenhäuser liegen. Mit dem 
"Vergleichspflegesatz" soll das Ter­
rorregime der "christlichen Nächsten­
liebe" wieder auf die öffentlichen 
Krankenhäuser ausstrahlen.

Um diese Absichten gegen die Kran­
kenhausbelegschaften durchzusetzen, 
vergrößert das neue KHG die Macht 
der von den Kapitalistenverbänden 
beherrschten Krankenkassen und be­
teiligt zukünftig auch die Privatkas­
sen an der Festsetzung der Pflegesät­
ze. Der Pflegesatz soll nicht mehr im 
nachhinein die Selbstkosten eines 

"sparsam wirtschaftenden" Kranken­
hauses decken, sondern nur noch ein 
im voraus von den Kassen und einer 
"unabhängigen" Schiedsstelle diktier­
tes Budget begleichen. Die Kranken­
häuser sollen auf ihren Defiziten sit­
zen bleiben, und die Kassen können 
über den Pflegesatz Rationalisie­
rungsinvestitionentätigen. Mit einem 
Pflegesatz, der z.B. mit der Dauer des 
Krankenhausaufenthalts geringer 
wird (degressiver Pflegesatz), sollen 
die Liegezeiten noch weiter verkürzt 
werden. Eine schubweise Erhöhung 
des Arbeitstempos wird die Folge 
sein, der Angriff auf die Einkommen, 
der im Krankenhaus Arbeitenden wird 
noch einmal an Schärfe gewinnen.
(1) Das Krankenhaus 7/84, S.286; (2) 
a.a.O. 2/84, S. 70; (3) a.a.O. 3/84, S. 
105 ff; (4) Deutscher Bundestag, Ste- 
nogr. v. 7.12.84, S. 8180; (5) a.a.O. 
11/84, S. 479 —(kar)

US-PROPAGANDAFILM 
ABGESETZT

Der US-amerikanische Regisseur John 
Milius hat einen Film gedreht, der bei 
seiner Uraufführung am 21.12.84 im 
Westberliner Zoo-Palast für Furore 
sorgte: "Die Rote Flut" ist sein Titel. 
Es geht allerdings nicht um die Welt­
revolution, sondern um die ideologi­
sche Aufrüstung im Sinne der Imperia­
listen. Zum Inhalt: Nikaraguanische 
und kubanische Einheiten überfallen 
"im Zuge einer sowjetischen Groß­
strategie" ("Tagesspiegel") die USA 
und überwältigen "per konventionel­
lem Blitzkrieg" (Tsp.) die US-Armee. 
Unterstützt werden sie von mexikani­
schen Wanderarbeitern, die vorher die 
US-Raketensilos besetzen und un­
brauchbar machen. Übrig bleiben ein 
paar College-boys, die sich mit ihrem 
Geschichtslehrer in die Berge zurück­
ziehen und von dort aus den "Partisa­
nenkampf" gegen die grausamen Inva­

soren führen. Doch schon am Premie­
rentag ereilte diesen "Durchhalte­
film" ("Aspekte" im ZDF) sein ver­
dientes Schicksal: Etwa 60 Demon­
stranten und ein Gutteil der Kinobesu­
cher sorgten mit Sprechchören, Pfei­
fen und Stinkbomben für die Abset­
zung des Films. "Die Rote Flut" wurde 
zum Rinnsal und ist schnell ver­
ebbt. - (klh)

EG-STAHLPOLITIK: BRD
SETZT SICH ERNEUT DURCH

Am 17.12. hat die Bundesregierung im 
EG-Ministerrat die Ablehnung zusätz­
licher Stahlsubventionen für 1985 
durchgesetzt. Dies richtet sich vor 
allem gegen Italien und Frankreich, 
die für 1985 zusätzliche Beihilfen von 
4,5 Mrd. DM (Italien) bzw. 3,4 Mrd. 
DM (Frankreich) angemeldet hatten. 
Die Möglichkeit zur Zahlung von Be­
triebsmittel-Beihilfen läuft zum 
31.12.1984 aus, Investitions- und 
Schließungsbeihilfen können noch bis 

zum 31.12.1985 gezahlt werden. Die 
westdeutschen Stahlkapitalisten wol­
len die Subventionszahlungen in ande­
ren EG-Ländern möglichst gering hal­
ten, um in Hinblick auf die ab 1986 zu 
erwartende Verschärfung der Ver­
nichtungskonkurrenz zwischen den 
EG-Stahlmonopolen ihre Spitzen­
position zu sichern. 1984 stieg die 
Rohstahlproduktion in der BRD be­
reits wieder stärker als erwartet um 
ca. 11% auf 39-40 Mio. Tonnen an. — 
(wof)

STATIONIERUNGSURTEIL 
ZUR KRIEGSVORBEREITUNG

Am 18.12. hat das Verfassungsgericht 
die Klage der GRÜNEN gegen die Sta­
tionierung der Mittelstreckenraketen 
mit 6:1 Stimmen abgewiesen. Zu­
gleich hat das Gericht die Klage der 
GRÜNEN genutzt, um die Vollmach­
ten der Exekutive in Fragen der Au­
ßenpolitik auszuweiten. Die GRÜNEN 
hatten u.a. geklagt, durch die Statio-
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SPD-Gesetzentwurf
RECHTSRAHMEN FÜR

TEILZEIT ARBEIT

Die Bundestagsfraktion der SPD hat 
am 5.12.84 den Entwurf eines "Geset­
zes zum Schutz der Teilzeitbeschäf­
tigten" eingebracht, der am 13.12. in 
erster Lesung im Bundestag verhan­
delt worden ist. Der SPD-Gesetzent­
wurf führt ausdrücklich neu die "Teil- 
zeitarbeit" ins Arbeitsrecht ein und 
kommt damit den Kapitalisten und ih­
ren Bestrebungen nach Ausdehnung 
der Teilzeitarbeit entgegen. Der Ge­
setzentwurf enthält aber einschrän­
kende Bestimmungen, die den Kapita­
listen bei der Ausbeutung der Teil­
zeitarbeit Schranken auf erlegen.

Der SPD-Gesetzentwurf legt die 
Lohnfortzahlung für alle Beschäfti­
gungsverhältnisse fest, auch wenn die 
Beschäftigten unter zehn Stunden in 
der Woche arbeiten. Er beseitigt in 
den meisten Fällen die Geringfügig­
keitsgrenze in der Kranken- und Ren­
tenversicherung. Nach Angaben der 
SPD müssen zwischen anderthalb und 
zwei Millionen ohne Versicherungs­
schutz arbeiten, weil sie unter 390 DM 
im Monat verdienen. Künftig sollen 
die Kapitalisten für alle Einkommen 
bis derzeit 520 DM die vollen Versi­
cherungsbeträge zahlen. Der SPD-Ge­
setzentwurf beseitigt die bisherige 
Erleichterung bei Kündigungen, die 
Blüms Gesetzentwurf zur "Beschäfti- 
gungsförderung" festschreibt. Die 
SPD führt ebenfalls eine Tariföff­
nungsklausel zuungunsten der Be­
schäftigten ein, wenn auch enger als 
bei Blüm.

Die SPD sieht wie der Regierungs­
entwurf eine Anpassung der Arbeits­
zeit "an den Arbeitsanfall" vor. Dem­
gegenüber forderte z.B. die Gewerk-

schäft HBV auf dem letzten Gewerk­
schaftstag: "Teilzeitbeschäftigung
darf nur bei fest vereinbarter Dauer 
und Lage der Arbeitszeit erfolgen, 
wobei eine Mindestarbeitszeit von 
vier Stunden täglich und 20 Stunden 
wöchentlich grundsätzlich nicht un­
terschritten werden sollen."

Im folgenden drucken wir Passagen 
des SPD-Gesetzentwurfes ab:

— "Der Arbeitgeber darf einen teil­
zeitbeschäftigten Arbeitnehmer we­
gen der Teilzeitarbeit nicht benach­
teiligen. Eine Benachteiligung wegen 
der Teilzeitarbeit ist insbesondere un­
zulässig 1. bei der Kündigung, 2. bei 
der Beteiligung an sozialen Leistun­
gen und beim Zugang zu sozialen Ein­
richtungen des Arbeitgebers, 3. bei 
der Teilnahme an Bildungsmaßnah­
men, 4. beim beruflichen Aufstieg."

— "Der Arbeitgeber hat die Arbeits­
leistung eines teilzeitbeschäftigten 
Arbeitnehmers nach denselben Grund­
sätzen wie die eines vollzeitbeschäf­
tigten Arbeitnehmers und mindestens 
anteilig im Verhältnis zur regelmäßi­
gen Arbeitszeit eines vollzeitbeschäf­
tigten Arbeitnehmers zu vergüten."

— "Vereinbaren Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, daß die Dauer und die 
Lage oder nur die Lage der Arbeits­
zeit des Arbeitnehmers an den Ar­
beitsanfall angepaßt werden, so be­
trägt die Wochenarbeitszeit des Ar­
beitnehmers mindestens die Hälfte 
der tariflichen oder üblichen regel­
mäßigen Wochenarbeitszeit eines ver­
gleichbaren vollzeitbeschäftigten Ar­
beitnehmers ... Bei Vereinbarung ei­
ner Teilzeitbeschäftigung ist der Ar­
beitnehmer zur Arbeitsleistung nur 
verpflichtet, wenn ihm der Arbeitge­
ber die Lage seiner Arbeitszeit je­
weils mindestens 14 Tage im voraus 
mitteilt. Satz 1 gilt nicht, wenn durch 
Tarifvertrag etwas anderes verein­
bart ist."

— Änderung des Betriebsverfas­
sungsgesetzes, §87 (Mitbestimmungs­
rechte bei...)

"2. Dauer, Beginn und Ende der täg­
lichen Arbeitszeit einschließlich der 
Pausen, Verteilung der Arbeitszeit 
auf die einzelnen Wochentage sowie 
allgemeine Regelungen zur Einfüh­
rung und Ausgestaltung der Teilzeit­
arbeit einschließlich des zahlenmäßi­
gen Höchstanteils von Teilzeitar­
beitsplätzen."

— "Eine Vereinbarung zwischen Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer, wonach 
der Arbeitgeber vorab verpflichtet 
ist, bei Verhinderung eines anderes 
Arbeitnehmers diesen außerhalb sei­
ner eigenen vereinbarten Arbeitszeit 
zu vertreten, ist unwirksam."

Der SPD-Gesetzentwurf ist kein 
solches Oppositionswerk, das bei einer 
Regierungsbeteiligung der SPD sang- 
und klanglos zurückgenommen werden 
kann. Der Entwurf kann von den Ge­
werkschaften bei der Auseinanderset­
zung gegen die Flexibilisierungspläne 
der Kapitalisten genutzt werden. 
Quellenhinweis: Bundestagsdrs. 10/ 
2559; Bundestagsprot. io/iii — (gba)

Amnesty/Politische Gefangene 
BRD GEGEN ANTI­

FOLTER-KONVENTION

Amnesty international (ai) drängt in 
aller Öffentlichkeit darauf, daß der 
vorliegende Entwurf einer "Europäi­
schen Konvention zum Schutze von 
festgehaltenen Personen gegen die 
Folter und grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafen" vom Europarat verabschie­
det wird. Der Gesetzentwurf sieht 
vor, daß die Parlamentarische Ver­
sammlung des Europarats eine Kom-

nierung werde das Grundrecht auf 
körperliche Unversehrtheit verletzt, 
und ein Parlamentsgesetz über die 
Stationierung verlangt. Die Bundesre­
gierung hat diese Einschränkung von 
Grundrechten nicht prinzipiell be­
stritten, aber auf dem Vorrang außen­
politischer Ziele beharrt und erklärt, 
sie wünsche wie "im Fall Schleyer ... 
eine verfassungsgerichtliche Festle­
gung der Reaktion des Staates auf 
Herausforderungen besonderer Art 
nicht vorzunehmen". Dies hat das Ge­
richt gebilligt: "Es ist daher keines­
wegs ein Defizit an Demokratie, wenn 
die Exekutive im Bereich der auswär­
tigen Angelegenheiten auch aus­
schließliche Befugnisse zu weittra­
genden, möglicherweise existentiel­
len Entscheidungen besitzt. Deshalb 
sind mit dieser Kompetenzverteilung 
allfällig verbundene politische Risi­
ken .. . hinzunehmen." Schon immer 
diente dies der Vorbereitung von An­
griffskriegen. — (2 BvE 13/83 — rül)

Am 13.12. haben die Regierungsparteien im Bundestag ein Gesetz "zur Ände­
rung der Bundesärzteordnung" verabschiedet. Danach wird u.a. das "Praktische 
Jahr" für Medizinstudenten auf zwei Jahre verlängert. Als "Ausbildungsstät­
ten" gelten auch Strafvollzugsanstalten, Bundeswehr und werksärztlicher 
Dienst. Außerdem kann der Bundesgesundheitsminister die Medizinstudenten 
künftig zu Krankenpflegediensten verpflichten. Zahlreiche Medizinstudenten 
hatten gegen diesen Gesetzentwurf protestiert (Bild). — (rül)
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mission, bestehend aus fünf Mitglie­
dern der Vertragsstaaten, einsetzt. 
Diese Kommission ist befugt, neben 
periodischen Besuchen und “ohne Vor­
anmeldung jederzeit" alle Gefängnis­
se aufzusuchen. "Der besuchte Staat 
hat der Kommission und ihren Dele­
gierten alle Erleichterungen für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu gewäh­
ren. Er darf den Ablauf der Besuche in 
keiner Weise behindern.“ Die Dele­
gierten können ungehindert mit Fami­
lienangehörigen, Verteidigern und 
Ärzten sprechen. Die Delegierten sind 
beauftragt zu prüfen, ob der Vertrags­
staat bzw. das jeweilige Gefängnis 
festgehaltene Personen gemäß Arti­
kel 3 der Europäischen Menschenkon­
vention behandelt. Er besagt: “Nie­
mand darf der Folter oder unmensch­
licher oder erniedrigender Strafe oder 
Behandlung unterworfen werden."

Amnesty international enthüllte, 
daß die Bundesrepublik und Großbri­
tannien sich gegen die Verabschiedung 
einer Anti-Folter-Konvention wand­
ten. Die unionsregierten Bundesländer 
und NRW lehnten diese “Kontrollmög­
lichkeiten“ ab. Diese ablehnende Hal­
tung hat eine Vorgeschichte: 1977 
schrieb der damalige und heutige 
CDU-Ministerpräsident Albrecht — im 
Zusammenhang einer staatsphiloso­
phischen Abhandlung —, daß er dafür 
ist, politischen Gefangenen auch In­
formationen mittels Folter abzupres­
sen: Es könne “sittlich geboten sein, 
diese Informationen von einem Mit­
glied des betreffenden Personenkrei­
ses durch Folter zu erzwingen".

Die Reaktion hat sehr konkrete Vor­
stellungen über die Behandlung der 
politischen Gefangenen. Albrecht 
konnte vielleicht gerade auch wegen 
dieser ungeheuerlichen Äußerung 
seinen Einfluß in den Unionsparteien 
ausbauen. Auf jeden Fall wurden 
zahlreiche politische Gefangene in 
immer brutalerer Isolationshaft 
gehalten, und einige wurden Opfer 
dieses Terrors. 1980 erklärte Amnesty 
international, daß Isolationshaft eine 
Form der Folter sei. Diese Folter­
methoden verfolgen das Ziel, den Ge­
fangene alle Informationen abzu­
pressen und sie dann zu vernichten. 
Daran wird auch die “Anti-Folter- 
Konvention" nicht unmittelbar etwas 
ändern. Der Widerstand der Reaktion 
zeigt aber, daß sie etwas zu verbergen 
hat und keine “Kontrollmöglichkei­
ten“ wünscht. Die “Anti-Folter- 
Konvention" könnte mit dazu bei­
tragen, daß eine bessere, unbedingt 
nötige Öffentlichkeit über die Haft­
bedingungen hergestellt wird. Denn 
die kleinste, winzigste Information 
kann für die Herstellung einer öffent­
lichen Meinung, daß in der BRD hun­
derte politische Gefangene in Isola­
tionshaft vernichtet werden, und da­
mit für das Überleben der politischen 
Gefangenen sehr wichtig sein.
Quellenhinweis: FAZ, 11.12.; Presse­
mitteilung von ai. - (jod)

Bophal-Debatte im Bundestag
CDU/FDP WOLLEN EXPANSIONSMÖGLICHKEITEN DER

CHEMIEKONZERNE GESICHERT WISSEN

Am 13.12. hat der Bundestag aufgrund 
eines Antrags der GRÜNEN eine aktu­
elle Stunde zur "Giftgaskatastrophe in 
Bophal und mögliche Konsequenzen 
für die chemische Produktion in der 
Bundesrepublik Deutschland" durch­
geführt. Der Austritt von Methyliso- 
cyanat bei der Produktion von Pestizi­
den (Pflanzenschutz- und Insektenbe­
kämpfungsmittel) auf Basis des Gift­
gases Phosgen war bei einer indischen 
Tochter des US-Konzerns UNION 
CARBIDE erfolgt. Die Bundestagsde­
batte ist aus mehreren Gründen inter­
essant und wichtig:

1. Die westdeutschen Chemiekon­
zerne sind führend am Export von 
Chemiekalien in die Länder der Drit­
ten Welt beteiligt, insbesondere ist 
die BRD vor den USA der größte Ex­
porteur von Pestiziden mit einem Um­
satz von 754 Mio. $ (1981). Offen wird 
verhandelt, daß die westdeutschen 
Kapitalisten auch Stoffe exportieren, 
deren Anwendung in der BRD verbo­
ten ist.

2. Der Umfang der Produktionsan­
lagen im Ausland — auch und gerade 

BASF Ludwigshafen: 19 von den Kapitalisten als gefährlich eingestufte Produk­
tionen, davon allein 6 Phosgen-Produktionen im Werk Ludwigshafen

zur Herstellung von Pflanzenschutz­
mitteln- ist gewaltig. Nach Angaben 
der Deutchen Bundesbank befanden 
sich 1981 bereits 46,5% der Sachanla­
gen der westdeutschen Chemieindu­
strie im Ausland. In Indien z.B. sind 
1/3 aller westdeutschen Kapitalanla­
gen Investitionen der Chemiekapitali­
sten.

3. Auch in der BRD werden Methyl- 
isocyanat und insbesondere Phosgen in 
größerem Umfang hergestellt, trans­
portiert und verarbeitet.

Es ist gut, daß die GRÜNEN in der 

Debatte nicht nur ausführlich auf die 
“Konsequenzen für die chemische 
Produktion in der BRD" hingewiesen 
haben, sondern auch die Interessen der 
Chemiekonzerne an der Produktion in 
den Ländern der Dritten Welt bei 
niedrigsten Löhnen und Sicherheits­
vorschriften angreifen. Sie fordern 
die Bekanntgabe der Produktions­
standorte gefährlicher Chemikalien 
in der BRD sowie ein Verbot von Tech­
nologieexport außerhalb der in der 
BRD geltenden Bestimmungen.

Nachdem diese Forderungen sich 
wesentlich auf die Sicherheitsbestim­
mungen in der BRD beziehen und wei­
tergehende Forderungen unmittelbar 
gegen die Konzerne nicht erhoben 
werden, fällt der CDU die Antwort 
leicht: Neben dem Standard-Argu­
ment, daß die Sicherheitsbestimmun­
gen in der BRD ohnehin wesentlich 
besser und völlig ausreichend seien, 
weiß der CDU-Abgeordnete Kroll- 
Schlüter—offenbar bestens in Kennt­
nis gesetzt — im Stile eines Presse­
sprechers der Bayer AG von Verfahren 
und Überwachungsanlagen der dorti­

gen Methylisocyanatproduktion aus­
führlich zu berichten. Die CDU weist 
darauf hin, daß noch mehr Vorschrif­
ten letztlich nur zu einer Aufblähung 
der Bürokratie führen würden. Eine 
Argumentation, deren Ursprung nicht 
schwer auszumachen ist: "Die auch 
auf dem Umweltschutzgebiet über­
mächtig gewordene Bürokratie muß 
zurückgedrängt und eine verstärkte 
Selbststeuerung der Wirtschaft muß 
ermöglicht werden. An die Stelle 
rechtlicher Vorschriften sollten 
Richtlinien treten, die das zu errei-
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chende Ziel definieren; die Wege da­
hin sollten der Industrie überlassen 
bleiben ..." (BASF 1983). Und wenn 
durch Produktion ohne teure Sicher­
heitsmaßnahmen die Profite erhöht 
werden können, gehen diese Wege 
über Leichen. Nicht umsonst läßt sich 
der CDU-Abgeordnete Boroffka (Be­
ruf: Chemiker) zu der Unverschämt­
heit hinreißen: "__ es gibt eben woan­
ders ein anderes Lebensgefühl, andere 
Einstellungen zum Risiko ..."

Die SPD apelliert demgegenüber an 
die "Verantwortung“ für die Entwick­
lungsländer, die es erfordere, überall 
einheitliche Sicherheitsstandards ein- 
zuftihren; zusätzlich fordert sie ein 
Exportverbot von in der BRD nicht zu­
lässigen Medikamenten, Pflanzen­
schutzmitteln usw.

Die FDP konkretisiert die Forde­
rung nach einheitlichen Sicherheits­
standards: sie sollen nicht nur bei der 
Errichtung von Anlagen westdeut­
scher Kapitalisten gelten, sondern 
auch beim Verkauf an ausländische 
Kunden sollen sich "insbesondere die 
Regierungen dieser Länder zur Über­
nahme und Einhaltung unserer hoch­
entwickelten Sicherheitsmaßnahmen 
verpflichten". Denn wenn schon 
Sicherheitsmaßnahmen, soll wenig­
stens die Konkurrenzfähigkeit der 
westdeutschen Konzerne gegen aus­
ländische Hersteller auf dem Welt­
markt nicht beeinträchtigt werden.

Es ist in diesem Zusammenhang 
schon traurig, daß sich gerade Kräfte 
in der IG Chemie-Papier-Keramik in 
dieser Frage zu Verfechtern der Ex­
pansionsinteressen der Chemiekapita­
listen machen: "Es hat sich weltweit 
gezeigt, daß bei der Herstellung und 
Anwendung von Chemieprodukten 
Chancen und Risiken dicht beieinan­
der liegen. ... Die zukünftige Wett­
bewerbsfähigkeit der chemischen In­
dustrie erfordert ... vergleichbare 
Umwelt- und Sicherheitsbestimmun­
gen sowie Kontrollen ..." (Antrag an 
den 12. o. Gewerkschaftstag 1984). 
Eine Position, die nicht gerade geeig­
net ist, die Chemiekapitalisten von 
Produktionen abzuhalten, die — koste 
es, was es wolle—den höchstmöglichen 
Profit sichern. Da wäre es schon ein 
großer Fortschritt, wenn die Gewerk­
schaft insbesondere in Anbetracht der 
Gesundheitsgefährdung für die Be­
schäftigten und auch die GRÜNEN 
aufgrund ihres Anliegens in Sachen 
Umweltgefährdung entschieden dafüE 
eintreten würden, daß die Chemieka­
pitalisten nun wirklich auf Heller und 
Pfennig jeden Schaden, jede Untersu­
chung und jede Vorsorgemaßnahme 
zahlen müssen.
Quellenhinweis: Bundestagsprotokoll 
v. 13.12.84; Deutsche Bundesbank, 
Die Kapitalverflechtung der Unter­
nehmen mit dem Ausland, Juni 1983; 
Arbeiterkampf Nr. 253; Umschau Nr. 
4/84; Politische Berichte Nr. 17/83; 
BASF "Menschen Arbeit Geschäft 
83“. — (sth, rül)

BOPHAL U.A. VERBRECHEN 
DER CHEMIEKAPITALISTEN 

Drei Wochen nach dem Giftgasaus­
tritt im Werk Bophal der Union Car- 
bide am 3.12. ist über den Hergang 
des Unglücks noch immer nichts Ge­
naues bekannt. Angeblich sollen un­
gelernte Arbeiter die Tanks gerei­
nigt haben, als das Gas austrat. An­
dere Zeitungen berichten von einem 
Anstieg des Drucks in den Gastanks, 
dem die Ventile nicht standgehalten 
hätten. Nur einer der Arbeiter, die in 
der Nähe waren, soll überlebt haben. 
Auffällig sind auch die Berichte von 
einer "Gaswolke". Phosgen, das bei 8 
Grad Celsius zu Gas wird, ist schwe­
rer als Luft. Auch Methylisozyanat, 
das erst bei 37 Grad siedet, ist 
schwerer als Luft. Soviel steht fest: 
22 Tonnen giftiger Gase entwichen. 
Zuerst starben die Arbeiter im Werk 
und die in der Umgebung. 2 500 Tote, 
ca. 100000 Verletzte, so die Ärzte.

Die BRD-Chemiekapitalisten be­
tonen, so was könne nur in der Drit­
ten Welt geschehen. Das ist eine fre­
che Beschönigung. Der Vorstand von 
Union Carbide erklärt, die Sicher­
heitsvorkehrungen in Indien seien so 
wie in den anderen Werken. Nur eine 
Computerüberwachung fehle.

Wie rücksichtslos die Chemiekapi­
talisten mit dem Leben und der Ge­
sundheit der Arbeiter umgehen, 
zeigt die Übersicht. Sie ist nicht 
vollständig. So fehlen zahllose Raf­
fineriebrände und Tankerunglücke.
— September 1921. Explosion eines 
Düngemittellagers bei BASF, Lud­
wigshafen. 561 Tote.
— Mai 1928. Aus einem Tank bei 
Stoltzenberg, Hamburg, strömt 
Phosgen. 11 Tote, 210 Schwerver­
letzte.
— Juli 1948. Aus einem Kesselwagen 
bei BASF, Ludwigshafen, tritt Dime-

Totenbestattung vor dem Werk 
Union Carbide in Bophal, Indien

thyläther aus und explodiert. 200 To­
te, 3 800 Verletzte.
— 40er Jahre. Ein Chemieunterneh­
men vergräbt im Staat New York, 
USA, 200000 Tonnen giftige Abfälle, 
u.a. 4000 Tonnen TCDD (Dioxin). 
1978 wird dies nach "rätselhaften“ 
Erkrankungen, Mißgeburten und To­
desfällen im "Love Canal" bekannt.
— 1953- LudwigshaferwBei BASF ex­
plodiert eine Trichlorphenolanlage. 
Dioxin tritt aus. 42 Arbeiter erkran­
ken schwer.
— 50er Jahre. In Minamata (Japan) 
sterben ca. 80 Menschen an quecksil­
bervergiftetem Fisch, zahlreiche 
Kinder werden verkrüppelt oder gei­
stig gestört geboren. Ein Chemiebe­
trieb hatte jahrelang quecksilberhal­
tige Abfälle ins Meer geleitet.
—18.8.68. Alcoy (Spanien). Explosion 
in einer Fabrik für Feuerwerkskör­
per. 31 Tote.
— 3.2.71. Brunswick, USA. Explosion 
in Munitionsfabrik. 25 Tote.
— 1.6.74. Flixboroujh, Großbrit. 
18000 Tonnen explosiver Chemika­
lien entzünden sich. 29 Tote.
— 10.2.75. Antwerpen, Belgien. 
Brand in einem Chemiewerk. 6 Tote.
— 10.7.76. Seveso, Italien. Explosion 
in einem Chemiewerk von Hoff­
mann-La Roche. 20 kg Dioxin treten 
aus. 200 schwer Vergiftete.
— 16.9.76. Sandefjord, Norwegen. 
Explosion in Farbfabrik. 6 Tote.
— Nov. 79. Explosion eines mit 
Chlorgas beladenen Güterzuges in 
Missauga (Kanada). 25000 Einwoh­
ner werden zeitweise evakuiert.
— 3.5.80. M. Hosad, Indien. Explosion 
in Feuerwerkskörperfabrik. 50 Tote.
— 25.2.84. Cumbatap; Brasilien. Aus 
einer Pipeline tritt Öl aus und fängt 
Feuer. Über 500 Tote.
— 19.11.84 Mexiko City, Mexiko. Ex­
plosion von zehn Gastanks in einem 
Arbeitervorort. Ca. 450 Tote. 
Quellenhinweis: Arbeiterkampf 253; 
FAZ, Wall Street Journal, 4.12. bis 
21.12.; Sigmar (Hrsg. Schweizeri­
sche Rückversicherung), *71 bis ’81
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Hungerstreik der politischen Gefangenen
BUNDESANWALTSCHAFT WILL JEGLICHE

UNTERSTÜTZUNG VERHINDERN

39 Gefangene und Untersuchungshäft­
linge aus der RAF und dem antiimpe­
rialistischen Widerstand befinden sich 
zur Zeit im Hungerstreik gegen ihre 
foltermäßigen Haftbedingungen. Bri­
gitte Mohnhaupt und Christian Klar 
haben am 4. Dezember mit dem Hun­
gerstreik begonnen, die anderen Ge­
fangenen haben sich schnell ange­
schlossen.

Am 20.12. haben 15 Angehörige von 
politischen Gefangenen für kurze Zeit 
einen Forschungsbereich der Hambur­
ger Universität besetzt, in dem die 
Wirkung von Isolation untersucht 
wird. Sie erklären u.a.:

“Jahrelang hat der BRD-Staat die 
Identität unserer Angehörigen im 
Knast zu zerstören versucht: Isola­
tionsfolter, Entzug von Sinnesreizen, 
Streßmanipulation, körperliche Ge­
walt, Verhinderung ärztlicher Versor­
gung, Entzug von Arbeitsmaterial, 
Entzug von Kommunikation mit Leu­
ten draußen. Das alles hat die Gesund­
heit unserer Angehörigen stark ange­
griffen. Aber sie haben das Ziel, die 
Gefangenen zu brechen ... nicht er­
reicht. Seit ungefähr zwei Jahren hat 
deshalb die Bundesanwaltschaft die 

Haftbedingungen unserer Angehöri­
gen weiter verschärft ... Die Gefan­
genen haben sich in dieser Situation 
entschlossen, erneut einen kollektiven 
Hungerstreik zu führen ... Wir wol­
len, daß unsere Angehörigen leben, 
daß sie ihre Identität behalten, des­
halb unterstützen wir jetzt ihren kol­
lektiven Hungerstreik und ihre Forde-

Neun politische Gefangene sind bis­
lang in der Haft umgekommen. Sigurd 
Debus (Bild) z.B. während des Hunger­
streiks 1981.

rung nach Anwendung der Mindestga­
rantien der Genfer Konvention; d.h. 
Zusammenlegung mit den Gefangenen 
aus dem Widerstand und allen kämp­
fenden Gefangenen in großen Grup­
pen; Abschaffung der Einzel- und 
Kleingruppenisolation und der akusti­
schen und optischen Ausforschung und 
Kontrolle; Aufhebung der Kommuni­
kationssperre; Besuche, Briefe, Bü­
cher, freie politische Diskussion und 
Information.“

Die Staatsgewalt versucht, den 
Hungerstreik zu spalten und zu bre­
chen: Angelika Goder, Monika Berbe- 
rich und Gabriele Rollnik, die bisher 
als Gruppe isoliert waren, sind in Ein- 
zel-Isolationshaft verlegt worden. 
Richterund Ermittlungsrichter haben 
inzwischen für andere Gefangene 
Zwangsernährung angeordnet, sobald 
Gefahr für das Leben der Gefangenen 
bestehe und erklärt, mit “Rücksicht 
auf die Eilbedürftigkeit" sei auf eine 
vorherige Anhörung der Gefangenen 
zu verzichten. Es ist bekannt, daß 
Zwangsernährung zu gesundheitlichen 
Schäden bis zum Tode führen kann.

Rebmann gab am 19.12. eine Pres­
sekonferenz zu seinem halbjährlichen 
Bericht über "terroristische Aktivitä­
ten“. Er gab eine Erklärung zu zwei 
Anschlägen am 17. und 18.12. ab. Zum 
Hungerstreik wollte er “am liebsten" 
nicht Stellung nehmen, am besten sol­
le er nicht beachtet werden. Rebmann 
sprach den Gefangenen das Recht ab,

"ANTITERRORISMUS": 
VÖLKERRECHTSWIDRIG

Auszüge aus dem Einstellungantrag 
der Verteidiger im Verfahren gegen 
Christian Klar und Brigitte Mohn­
haupt vom 13.12.84:

“Es handelt sich hier durchaus 
nicht um ein Spezialproblem der 
RAF, wie es auf den ersten Blick 
scheinen mag. Vielmehr geht es viel 
weitergehend überhaupt um den völ­
kerrechtlichen Schutz von Aufruhr-, 
Aufstands- und schließlich Bürger­
kriegsbewegungen ...“

"Die v.a. von den Staaten der Drit­
ten Welt und den sozialistischen 
Staaten ... schrittweise durchge­
setzte Ausdehnung humanitärer Re­
gelungen auf immer weitere Berei­
che der bewaffnet ausgetragenen 
politischen Konflikte betrifft
— den Begriff des internationalen 
bewaffneten Konflikts (der sich 
jetzt auch auf antikoloniale und an­
tirassistische Befreiungskämpfe be­
zieht);
— den Begriff des Kombattanten 
(der jetzt im weitesten Umfang die 
Erscheinungsformen der Guerilla 
umfaßt);
— den Begriff des nicht internatio­
nalen Konflikts (der jetzt schon ei­
nen beträchtlichen Teil innerstaatli­
cher Konflikte in den Schutzbereich 

von Kriegsvölker- und Menschenrech­
ten einbezieht)."

"Eine gänzlich neue Regelung bein­
haltet der Art. 3 der Genfer Abkom­
men von 1949. Erstmals werden durch 
ihn völkerrechtlich verbindliche Min­
destregeln für einen bewaffneten 
Konflikt, der keinen internationalen 
Charakter hat... getroffen. Eine An­
erkennung der am bewaffneten Kon­
flikt beteiligten Gegenpartei durch 
den betreffenden Staat ist jetzt nicht 
mehr erforderlich.“

"Der dort betreffend nicht-interna­
tionale Konflikte benutzte Begriff des 
'bewaffneten Konflikts' bezeichnet 
zunächst einmal generell 'jede kollek­
tive, militärisch organisierte und mit 
Feuerwaffen ausgerüstete, politisch 
motivierte Aktion' (Lombardi, S. 351). 
Wir gehen davon aus, daß es in diesem 
völkerrechtlichen Sinn richtig ist, den 
Konflikt der RAF mit der BRD als 
Konflikt i.S.d. Art. 3 der Genfer Ab­
kommen zu fassen.“

"Es ergeben sich auf dieser Stufe 
daraus zwingend zumindest folgende 
Grundsätze für die Behandlung der 
Gegner in einem innerstaatlichen be­
waffneten Konflikt:
1. Gegner des Staats in einem sol­
chen Konflikt haben gegenüber dem 
Staat Anspruch auf Behandlung als 
Kriegsgegner. Das beinhaltet sub­
stantiell die Anerkennung ihres poli­

tischen Status. Damit ist an sich 
schon überhaupt die Behandlung 
nach strafrechtlichen Normen in 
Frage gestellt und die Behandlung 
nach kriegsrechtsanalogen Katego­
rien angezeigt. Völlig unzulässig ist 
aber umso mehr die Diskriminierung 
als 'besonders gefährliche Gewalt­
verbrecher', 'Terroristen' etc.
2. Die Gegner des Staates haben 
Anspruch auf ein Gefangenenstatut, 
welches mit dem humanitären Statut 
des III. Genfer Abkommens ver­
gleichbar ist, also insbesondere wei­
testgehende Freizügigkeit, gemein­
same Internierung mit ihren Mit­
kämpfern unter Gewährleistung der 
ungehinderten Kommunikation un­
tereinander.
3. Die Gegner des Staats dürfen 
keinem Sonderverfahren vor Sonder­
gerichten etc. ausgesetzt werden. 
Sie müssen das Recht haben, ihre 
Kriegsgründe zur Geltung zu brin­
gen, und das Verhalten ihres Kriegs­
gegners selbst muß Gegenstand der 
Sachaufklärung sein.

Daß hier in diesem Verfahren, in 
allem das gerade Gegenteil der Fall 
ist, ist offenkundig.“ 
Quellenhinweis: Antrag vom 13.12. 
84 — kann bestellt werden bei RA 
Schubert, Postfach 1066, 78 Frei­
bürg —; Lombardi: Bürgerkrieg und 
Völkerrecht, Berlin 1976
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“humanitäre Gründe“ geltend zu ma­
chen. Er lehnte jede Zusammenlegung 
ab und behauptete, der Hungerstreik 
der Gefangenen richte sich nicht ge­
gen die Haftbedingungen, sondern sei 
Teil einer mit "außen“ abgesproche­
nen Strategie der RAF und Beweis für 
illegale Verbindungen. Er führte an, 
daß viele Gefangene gleichzeitig 
kämpfen — obwohl er weiß, daß die 
Gefangenen über Rundfunk von der 
Hungerstreikerklärung in Stammheim 
erfahren haben — und stellte eine Ver­
bindung zwischen dem Hungerstreik 
und verschiedenen Anschlägen her.

Für einen Anschlag auf ein Lager 
von Siemens in Frankfurt am 17.12., 
bei dem ein Sachschaden von 10 bis 15 
Mio. DM entstanden sein soll, besäße 
die Bundesanwaltschaft zwei Beken- 
nerbriefe, die auf RAF-Täterschaft 
und Zusammenhang mit dem Hunger­
streik schließen ließen. Am 18.12. ha­
be die RAF versucht, mit einer in 
einem Auto verborgenen Bombe einen 
Anschlag auf die NATO-Offiziers- 
schule in Oberammergau zu verüben. 
Der Anschlag sei gescheitert, weil der 
Zeitzünder stehengeblieben sei.

Der geplante Anschlag auf die NA- 
TO-Offiziersschule in Oberammergau 
weist einige Merkwürdigkeiten auf. 
Z.B. ist unklar, wer den Alarm zur 
Durchsuchung des Autos auslöste: Das 
"Handelsblatt“ berichtet, die “Wach­
mannschaften“, laut "Frankfurter All­
gemeine" war es ein “US-Offizier“, 
nach "Bild“ ein “deutscher Oberst“. 
Rebman hat bereits morgens den An­
schlag der RAF zugeschrieben, erst 
abends hat ein Münchner Journalist 
einen Anruf in seiner Privatwohnung 
erhalten, in dem eine Frau die Täter­
schaft der RAF erklärte. Außerdem 
hat die RAF in den vergangenen Jah­
ren ihre Anschläge vor allem gegen 
einzelne hochrangige Offiziere, Kapi­
talisten und staatliche und kapitalisti­
sche militärische Einrichtungen ge­
richtet. Nicht auszuschließen ist also, 
daß die Bundesanwaltschaft faschisti­
sche Umtriebe nutzen will, um eine 
öffentliche Hetze anzufeuern.

Rebmann droht mit seiner Argu­
mentation allen, die den Hungerstreik 
unterstützen. Er stellt sie in den Ver­
dacht, den bewaffneten Kampf der 
RAF zu unterstützen. Die Methode ist 
von der Bundesanwaltschaft oft ange­
wandt worden. Mehrfach hat sie z.B. 
die Angehörigen wegen ihres Kampfes 
gegen die Isolationshaft der “Unter­
stützung einer terroristischen Verei­
nigung“ bezichtigt. Solche Beschuldi­
gungen zeigen Wirkung: Längst nicht 
alle antifaschistischen Kräfte in der 
BRD unterstützen den Hungerstreik, 
obwohl z.B. selbst Amnesty internati­
onal die Isolationshaftbedingungen in 
der BRD als Folter kennzeichnet. 
Quellenhinweis: Handelsblatt, FAZ, 
taz, Bild, Kölner Stadt-Anzeiger, 
Neue Osnabrücker Zeitung v. 
20.12.84; Presseerklärung der Ange­
hörigen v. 20.12.84 — (uld, mis)

Sowjetische Außenpolitik
WAS WILL DIE SOWJETUNION

IN AFGHANISTAN?

Seit fünf Jahren halten sowjetische 
Truppen Afghanistan besetzt. Nach 
ihrem Einmarsch Dezember 1979 hat­
ten sich große Teile der fortschrittli­
chen Kräfte in der Welt hinter den 
USA gruppiert, zu einem Zeitpunkt, 
da diese allen Beschwörungen ihres 
Niedergangs zum Trotz als mächtig­
stes Bollwerk der Konterrevolution 
auftrumpften. Der Schaden war groß 
und ist es bis heute.

Das westliche Bündnis, die VR Chi­
na, blockfreie Regierungen und etli­
che revolutionäre Organisationen 
hierzulande verbreiteten damals 
übereinstimmend, daß sich die UdSSR 
mit der militärischen Intervention in 
Afghanistan v.a. einen Aufmarsch­
platz für den Vorstoß gegen den Mitt­
leren Osten und den Indischen Ozean 
verschaffen wolle. Schon die merk­
würdige Übereinstimmung, erst recht 
aber die militärischen Reaktionen der 
NATO-Staaten hätten stutzig machen 
müssen. Diese verhängten zwar Boy­
kottmaßnahmen gegen die UdSSR. 
Auch konzentrierten die USA, Groß­
britannien, Frankreich 1980 mehr 
Flotteneinheiten im Persischen Golf 
als je zuvor. Aber hätten sie nicht, 
wenn sie ihren eigenen Warnungen ge­
glaubt hätten, mit der Zustimmung 
wohlgesonnener Regierungen die ara­
bische Halbinsel in einen waffenklir­
renden Stützpunkt verwandelt? Auch 
ein Blick auf die Karte hätte viel ge­
holfen: Um die Kontrolle über den 
Mittleren Osten zu erringen, hätte die 
Sowjetunion mindestens den Iran be­
setzen müssen — und davor sind aus 
gutem Grund selbst die USA zurück­
geschreckt. Tatsächlich sind die Vor­
hersagen über die sowjetische Ex­
pansion gen Mittleren Osten nicht ein­
getroffen.

Warum dann ist die Sowjetunion in 
Afghanistan einmarschiert? Sie hat 
ihre tiefe Verstrickung in den Bürger­
krieg in Afghanistan, eigene Opfer 
und Kosten, Erschütterungen im In­
nern und weltweite Isolation in Kauf 
genommen — wofür? Oder sollte sie 
sich gänzlich über die Folgen ihrer In­
tervention getäuscht haben?

PREKÄRE ENTWICKLUNG 
IN AFGHANISTAN

Der damalige Generalsekretär der 
KPdSU und Vorsitzende des Präsidi­
ums des Obersten Sowjets, L.I. Bre­
schnew, nannte in einem Interview der 
"Prawda" vom 13.1.1980 als Grund für 
die Entsendung der Truppen:

“Die fortwährende bewaffnete In­
tervention und das weit gediehene 
Komplott der auswärtigen reaktio­
nären Kräfte haben die reale Gefahr 
geschaffen, daß Afghanistan seine 

Unabhängigkeit einbüßt und in einen 
imperialistischen Kriegsaufmarsch­
raum an der Südgrenze unseres Lan­
des verwandelt wird." (1)

Tatsächlich hatte sich der bewaffnete 
Widerstand Ende 1979, nach dem 
Putsch von Amin gegen Taraki im Sep­
tember (beide Demokratische Volks­
partei Afghanistans), sprunghaft ent­
wickelt. Um seinen im wesentlichen 
reaktionären Charakter zu kennzeich­
nen, sei als unverfänglicher Zeuge die 
“Europäische Wehrkunde" zitiert:

"Der Widerstand richtete sich vor 
allem gegen Amins Reformen: 1. Ei­
ne Landreform, die eine Million 
Hektar Land an 680000 Kleinbauern 
verteilen und die wohlhabende und 
gebildete Schicht des Landes ent­
eignen sollte; 2. eine strenge Schul­
pflicht für Jungen und Mädchen ...

Die sowjetischen Truppen halten die 
Landeplätze besetzt

3. ein Verbot der nach islamischem 
Recht erlaubten Kinderehe, die Ab­
schaffung des üblichen Brautpreises 
... und 4. die Erlassung aller Schul­
den gegenüber Großgrundbesitzern 
und Geldverleihern — ohne jedoch 
staatlicherseits ausreichend Kredit­
mittel für den Ankauf von Saatgut 
und Ackerbaugerät bereitzustellen. 
Da die Großgrundbesitzer und Geld­
verleiher nun kein Geld mehr verlie­
hen, fehlte den Kleinbauern das not­
wendige Startkapital." (2)

Dies letzte dürfte ein Grund dafür ge­
wesen sein, daß die Demokratische 
Volkspartei Afghanistans erhebliche 
Teile der Werktätigen v.a. auf dem 
Lande nicht mobilisieren konnte. Ihre 
Basis wurde immer schmaler, und die 
SU entsandte bis Ende 1979 5000 
Wirtschafts-, Verwaltungs- und Ar­
mee-Fachleute zur Stützung der af­
ghanischen Regierung.

Die reaktionären Widerstandsorga-
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nisationen wurden von den Imperiali­
sten, v.a. den USA, politisch und, 
weitgehend über Pakistan, materiell 
unterstützt. Nicht nur sowjetische, 
auch antiimperialistische Quellen aus 
den USA wiesen nach, daß der Kern 
der in Afghanistan operierenden Ban­
den in Lagern in Pakistan ausgebildet 
und ausgerüstet wurde (3). Von Paki­
stan aus konnten diese Banden auch 
ungehindert operieren. Aber nicht nur 
die Unterstützung des bewaffneten 
Widerstands, sondern die Politik des 
westlichen Bündnisses auch in anderen 
Bereichen macht ersichtlich, für wie 
groß die UdSSR die Gefahr für das mit 
ihr durch zwei Freundschaftsverträge 
(von 1921 und 1978) verbundene Af­
ghanistan und für ihre eigene Sicher­
heit erachten mußte.

IMPERIALISTISCHE 
BEDROHUNG DER SU

Am 12.12.1979 hatte die NATO die 
Stationierung der Mittelstreckenra­
keten in Europa beschlossen. Damit 
versetzte sie sich in die Lage, die 
sog. “zweite Staffel" der Warschauer 
Pakt-Truppen in den westlichen Mili­
tärbezirken der UdSSR und die sowje­
tischen Industriezentren westlich des 
Urals zu bedrohen. Im Gefolge des 
Stationierungsbeschlusses kam es 
dann auch zu entsprechenden Anpas­
sungen der NATO-Angriffsdoktrin (v. 
a. durch AirLand Battle und Rogers- 
Plan), die die größere Reichweite der 
mit atomaren und modernsten kon­
ventionellen Waffen ausgerüsteten 
NATO-Armeen berücksichtigen. Mit 
dem Stationierungsbeschluß war diese 
neue Phase der Bedrohung der UdSSR 
eingeleitet worden.

Jedoch: Anfang 1979 hatte das ira­
nische Volk das Regime des Schahs ge­
stürzt. Die Imperialisten, voran die 
USA, verloren damit einen Teil ihrer 
Kontrolle über die Erdölreichtümer 
des Mittleren Ostens, und sie verloren 
einen Stützpunkt, der in ihren Auf­
marschplänen gegen die Sowjetunion 
eine wichtige Rolle spielte. Denn von 
Iran aus konnten sie die sowjetischen 
Industriezentren im Osten bedrohen, 
die von Westen unerreichbar sind.

Aber: Für den Sieg der UdSSR über 
den Hitler-Faschismus war wichtig 
gewesen, daß sie von Beginn an die in­
dustrielle Erschließung der Gebiete 
östlich des Urals vorangetrieben hatte 
und daß sie im ersten Kriegsjahr im­
stande war, 1 300 Industriebetriebe 
von Westen hinter den Ural zu verla­
gern und damit dem Zugriff der fa­
schistischen Wehrmacht zu entziehen.

Damit war auch die Grundlage für 
die weitere Industrialisierung gelegt, 
und heute befinden sich Industriezen­
tren von wachsender Bedeutung öst­
lich des Urals, z.B. das Kuznecker 
Becken in Westsibirien mit seinen gro­
ßen Steinkohlevorkommen und seiner 
bedeutenden Schwerindustrie. Solan­
ge die Imperialisten keinen Zugriff 
auf diese Zentren haben, ist die So­

wjetunion kaum in die Knie zu zwin­
gen.

Kaum daß sich der Verlust des Irans 
abzeichnete, hatten die Imperialisten 
die Türkei-"Hilfe" anlaufen lassen, um 
die Türkei vollends unter den Stiefel 
zu bekommen, und Anfang 1980 setz­
ten die USA auch die Verlängerung des 
Stützpunktabkommens durch, das ih­
nen über 20 Militärstützpunkte in der 
Türkei einräumt. Die Türkei war und 
ist aber kein Ersatz für den Iran.

Deshalb haben v.a. die USA stets die 
militärische Intervention in den Iran 
erwogen, und sie haben ab Herbst 1979 
außergewöhnlich große Teile ihrer 
Kriegsflotte mitsamt Landungstrup­
pen vor der iranischen Küste konzen­
triert. Ob sie, wenn sie Gelegenheit' 
zur Intervention in den Iran bekom­
men hätten, vor Afghanistan halt ge­
macht hätten? Und auch sonst: Trotz 
Auflösung des CENTO-Paktes im 
März 1979 waren die USA mit Pa­
kistan durch ein Bündnisabkommen 
von 1959 weiterhin eng verbunden. 
Daß die USA Pakistan benutzen könn­
ten, um ggbfs. nach Afghanistan ein­
zufallen und einen neuen Stützpunkt 
zu schaffen, war ja nicht abwegig.

DIE SOWJETUNION 
MARSCHIERT EIN

Die soziale Stütze der imperialisti­
schen Einmischung in Afghanistan war 
v.a. der Großgrundbesitz, der den kon­
terrevolutionären Kern des bewaffne­
ten Widerstandes bildete. Aber auch 
im Staatsapparat und in der Armee 
gab es Kräfte, die nur darauf warte­
ten, sich mit den Imperialisten zu ver­
binden. Schon vor dem sowjetischen 
Einmarsch Truppen waren ganze 
Truppenteile zu den "Rebellen" über­
gelaufen; andere galten als unzuver­
lässig und waren in entlegene Provin­
zen verlegt. Viele Offiziere waren in­
haftiert. Mitte Oktober 1979 kam es 
zu einer offenen Meuterei in einer Ka­
serne südlich von Kabul. All das sorgte 
dafür, daß sich Putschgerüchte hart­
näckig hielten, besonders in Pakistan. 
Einige westliche Zeitungen, so der 
"International Herald Tribüne", be­
haupteten sogar, daß Amin selbst mit 
der US-Regierung Kontakt aufgenom­
men habe und einen Kurswechsel vor­
bereite.

Die Sowjetunion jedenfalls ging of­
fensichtlich von einem Putsch und/ 
odereiner imperialistischen Interven­
tion aus. Sie kam nicht mit Truppen, 
die wesentlich für die Partisanenbe­
kämpfunggeeignet waren oder als ei­
ne Art Polizei fungieren sollten, son­
dern sie kam mit großen und schwer 
bewaffneten Verbänden, die in der La­
ge waren, eine reguläre Armee in 
Schach und das Land gegen eine impe­
rialistische Intervention zu halten. 
Darauf verwiesen sowohl die "Öster­
reichische Militärische Zeitschrift" 
(ÖMZ 2/1980) wie die Zeitschrift "Au­
ßenpolitik".

Letztere untersuchte unter der Fra­

gestellung "Können oder wollen die 
Sowjets nicht massiver vorgehen?", 
die Zusammensetzung und Bewaffung 
der sowjetischen Truppen und kam zu 
dem Schluß: Wäre die Sowjetunion vor 
allem zur Partisanenbekämpfung ein­
marschiert, dann hätte sie statt der 
"normalen, materialstarken Panzer- 
und Motschützenverbände" dafür aus­
gebildete Gebirgstruppen entsandt, 
und sie hätte auch nicht das mitge­
führte schwere Material und die Flug­
abwehreinheiten gebraucht. Die Zeit­
schrift fährt fort:

"Das gleiche Bild ergaben die Stoß­
richtungen des Einmarsches selbst: 
Die ersten Vorhuten sicherten ab 
Anfang Dezember 1979 ... vor al­
lem die wichtigsten Strecken der 
Einfallstraßen zu den Verwaltungs­
zentren des Landes, die Luftlande­
vorhuten sicherten die entscheiden­
den Landeplätze südlich des Hindu­
kusch. Als dann die militärischen 
Maßnahmen der Weihnachtstage 
1979 in Gang kamen, verdeutlichte 
sich das Bild: Die Sowjets mar­
schierten und flogen in Richtung auf 
die Garnisonsplätze der afghani­
schen Armee und ließen bezeichnen­
derweise den größten Teil der da­
mals bekannten Zentren des Wider­
standes aus ... Und schließlich zeig­
te auch die abschließende Dislozie­
rung (Verlagerung — Red.) der so­
wjetischen Truppen den Schwer­
punkt bei den Garnisons- und Ver- 
waltungsschwerpunkten." (4)

WIE DIE SOWJETUNION DEN 
EINMARSCH RECHTFERTIGT 

Die UdSSR hat durch den Einmarsch 
die drohende Gefahr eines neuen im­
perialistischen Aufmarsches an ihrer 
Südgrenze gebannt. Sie hat dabei auch 
ihre Möglichkeiten, im Falle eines 
NATO-Angriffskrieges die Seewege 
des Indischen Ozeans zu bedrohen und 
den Ölnachschub der NATO zumindest 
zu beeinträchtigen, verbessert und 
damit das Risiko für die Imperialisten 
erhöht. Aber um welchen Preis!

Ihr Einmarsch hat große Teile der 
werktätigen Klassen in Afghanistan 
den Reaktionären in die Arme getrie­
ben. Der Bürgerkrieg hat ein gewalti­
ges Ausmaß angenommen. Damit wer­
den auch, da die Regierung sich nicht 
mehr allein halten könnte, die sowje­
tischen Truppen in ständig wachsen­
dem Maße in die Kämpfe hineingezo­
gen, und diese Kämpfe werden von 
beiden Seiten verbissen geführt.

"Für uns war es keine einfache Ent­
scheidung, sowjetische Truppenkon­
tingente nach Afghanistan zu ent­
senden",

hatte Breschnew in dem bereits zi­
tierten Prawda-Interview erklärt. Bei 
ihrer Rechtfertigung befand sich die 
sowjetische Führung grundsätzlich in 
folgender Schwierigkeit: Sie konnte 
ihren militärischen Einsatz nur be­
gründen mit der Gefahr einer äußeren 
Aggression gegen Afghanistan. Dabei
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konnte sie sich auf Artikel 51 der 
UNO-Charta wie auf Artikel 4 des 
Vertrages mit Afghanistan über 
Freundschaft, gute Nachbarschaft 
und Zusammenarbeit vom 5.12.1978 
beziehen. (5) Tatsächlich drohte, wie 
oben dargelegt, eine äußere Aggressi­
on. Aber es herrschte auch Bürger­
krieg, und diese Tatsache mußte die 
Sowjetunion leugnen oder in offenen 
Konflikt mit ihrer eigenen Völker­
rechtsauffassung geraten, die besagt:

"Was die Behauptung eines ’Rechts’ 
auf Intervention aufgrund eines Ver­
trages des Interventen mit dem in­
tervenierten Land und aufgrund des­
sen Bitte betrifft, so widerspricht 
dieses sowohl Artikel 2 Punkt 4 SVN 
wie auch den Prinzipien der Achtung 
der staatlichen Souveränität, der 
Nichteinmischung in die inneren An­
gelegenheiten eines Staates und 
dem Selbstbestimmungsrecht der 
Nationen. Findet in einem Staat ein 
Bürgerkrieg statt, so hört die mili­
tärische Einmischung fremder Staa­
ten in ihn nicht auf, eine Verletzung 
der Souveränität dieses Staates in­
folge dessen zu sein, daß sie auf Ein­
ladung seiner Regierung oder auf 
Bitten der letzteren erfolgt, da kei­
ne Verfassung den Organen des 
Staates Vollmacht überträgt, die in­
nere Rechtsordnung mittels militä­
rischer Intervention fremder Staa­
ten aufrechtzuerhalten." (6)

Genau diese Verletzung hat die So­
wjetunion gegenüber Afghanistan be­
gangen. Vor allem zu Beginn hat sie 
sich damit zu rechtfertigen versucht, 
daß sie den bewaffneten Widerstand 
durchweg als Kampf von "Banditen" 
oder "Söldnern" bezeichnete, so in der 
Zeitschrift "Sozialismus: Theorie und 
Praxis" (STP):

"All dies ist das Resultat von Aktio­
nen jener, die durch das Völkerrecht 
exakt als Söldner definiert werden, 
d.h. als Personen, die an Ort und 
Stelle oder im Ausland zu Beteili­
gung an einem bewaffneten Konflikt 
angeworben wurden und die haupt­
sächlich auf materiellen Vorteil aus 
sind."(7)

Diese verlogene Darstellung konnte 
sie jedoch auf Dauer nicht halten. En­
de 1982 schrieb dieselbe Zeitschrift 
über die "Konterrevolutionäre":

"Anfangs war die Opposition gegen 
die Revolution zahlenmäßig nicht 
sonderlich stark. Diese Opposition 
bestand hauptsächlich aus noch in 
der Regierungszeit des Königs ge­
bildeten rechtsextremistischen 
Gruppierungen der Großgrundbesit­
zer, der Khans und der Häuptlinge 
einiger Stämme sowie aus Vertre­
tern reaktionärer Kreise der Geist­
lichkeit . . . Als die revolutionären 
Wandlungen im Lande voranschrit­
ten und insbesondere als die Agrar­
umgestaltungen eingeleitet wurden, 
vergrößerten sich die Reihen der re­
gierungsfeindlichen Opposition. Sie 
rekrutierte sich jetzt aus sozialen 

Gruppen, deren Interessen im Ver­
lauf der Revolution beeinträchtigt 
wurden. Hinzu kam, daß wegen der 
unbegründeten Repressalien und 
groben Fehler (gemeint: Amins - 
Red.) sowie wegen der Verschlech­
terung der wirtschaftlichen und der 
innerpolitischen Lage auch ein Teil 
der mittleren und Kleinbourgeoisie, 
der Geistlichkeit, der Intelligenz, 
der Beamtenschaft, des Offiziers­
korps, der Bauern, Handwerker und 
Nomaden die Revolution nicht län­
ger unterstützen wollte." (8)

An dieser Darstellung stimmt nur ei­
nes nicht: Der Beitrag der sowjeti­
schen Intervention zu diesem tragi­
schen Verlauf der afghanischen Revo­
lution wird unterschlagen. Dennoch — 
oder gerade deswegen, denn ist hier 
nicht der ursprünglichen Rechtferti­
gung der Boden entzogen? — können 
diese Äußerungen als Anzeichen einer 
starken ideologischen Erschütterung 
gesehen werden und als Anzeichen da­
für, daß die Intervention in Afghani­
stan in der UdSSR selbst immer stär­
ker unter Druck gerät. Und das kann 
auch nicht anders sein, denn:

schreibt, daß beide Seiten fast keine 
Gefangenen machen.

— Die sowjetische Führung ist ge­
zwungen, einen großen Teil der so­
wjetischen Soldaten in Afghanistan 
halbjährlich auszuwechseln. Das deu­
tet darauf hin, daß die im Bürgerkrieg 
eingesetzten Truppen schnell zersetzt 
sind, bedeutet aber auch, daß die aus 
Afghanistan zurückkehrenden Solda; 
ten, und das sind dadurch ziemlich 
viele, über ihre Erfahrungen und Ein­
drücke berichten und damit einen 
wachsenden Teil der sowjetischen Be­
völkerung erreichen.

- Die Opfer sind sehr hoch, beim af­
ghanischen Volk, aber auch bei den so­
wjetischen Truppen. Zwar scheinen 
die westlichen Angaben, die Mitte 
1983 schon von über 21000 sowjeti­
schen Gefallenen sprechen, übertrie­
ben, aber auch sowjetische Quellen 
geben "hohe Verluste" zu. (9) Auch da­
durch ist ein wachsender Teil der so­

wjetischen Bevölkerung unmittelbar 
mit dem Truppeneinsatz im afghani­
schen Bürgerkrieg konfrontiert.

— Die Kriegskosten sind schmerz­
lich spürbar. Auch hier werden die 
westlichen Angaben, die die sowjeti­
schen Kosten der ersten beiden 
Kriegsjahre auf 4 Mrd. $ bezifferten 
(das wären über 5 Mio. $ pro Tag), 
übertreiben. Dennoch: die UdSSR muß 
nicht nur ihre eigenen Truppen versor­
gen, sie trägt mit dem Einmarsch auch 
die Verantwortung für die Versorgung 
der Bevölkerung in Afghanistan, die 
sich aufgrund des Krieges nicht mehr 
selbst ernähren kann.

DIE SU MUSS SICH AUS AF­
GHANISTAN ZURÜCKZIEHEN 

Ein wesentlicher Grund für das militä­
rische Eingreifen der Sowjetunion in 
Afghanistan ist das mangelnde Ver­
trauen der KPdSU in die Kräfte der 
Revolution. Es ist möglich, vielleicht 
sogar wahrscheinlich, daß das afgha­
nische Volk gegen die vereinten Kräf­
te der einheimischen und ausländi­
schen Konterrevolution nicht hätte 
verhindern können, daß Afghanistan 
zum imperialistischen Stützpunkt ge­
gen die UdSSR wird. Doch der Versuch 
der Sowjetunion, durch ihre militäri­
sche Intervention die Verbindung des 
afghanischen Großgrundbesitzes mit 
dem imperialistischen Ausland zu ver­
hindern, hat vor allem der afghani­
schen Revolution geschadet, denn er 
hat der Konterrevolution ungeahnte 
Kräfte zugeführt, und hat auch der 
Sowjetunion selbst geschadet.

Sie hat auf Dauer keine Wahl, als 
sich aus Afghanistan zurückzuziehen. 
Jedes weitere Hinauszögern dieser 
Entscheidung ist folgenschwer. Denn 
je länger die Intervention andauert, 
desto erbitterter wird, das ist in den 
fünf Jahren deutlich geworden, der 
Bürgerkrieg, und um so wahrscheinli­
cher wird, daß die Reaktionäre und 
Imperialisten zu einem unsäglichen 
Gemetzel unter den Anhängern des 
Regimes aufhetzen, wenn die Sowjet­
union dann doch irgendwann einmal 
ihre Truppen zurückzieht.
(1) in:osteuropa-archiv, Juni 1980; (2) 
O.K.Heuchling, Afghanistan - strate­
gische Bedeutung zwischen gestern 
und morgen, EW 6/80; (3) s. Arbeiter­
kampf 170, 28.1.1980; (4) P.R. Lange, 
Afghanistan — Weltmacht ohne Ge­
spür, Außenpolitik 1/81; (5) in: Archiv 
der Gegenwart, S. 22267; (6) Levin, 
Völkerrecht und Friedenssicherung, 
zitiert nach: B. Meissner, Sowjetische 
Außenpolitik und Afghanistan, Außen­
politik 3/80; (7) Teplinski, Abwehr der 
Aggression, STP 12/80; (8) Uljanows­
ks Die afghanische Revolution ge­
stern und heute, STP 12/82; (9) Kras- 
naja Swesda, 8.11.82, wiedergegeben 
nach ÖMZ 1/83. Weitere Quellenhin­
weise: Archiv der Gegenwart, Europa 
Archiv, Außenpolitik, Österreichische 
Militärische Zeitschrift, Osteuropa, 
STP, Jahrgänge 1979-1984. - (scc)
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Äthiopien
DIE HUNGERSNOT IST FÜR DIE IMPERIALISTEN
SIGNAL ZUM ANGRIFF AUF DIE LANDREFORM

Am 6.12. debattierte der Bundestag 
über die "Hungerkatastrophe" in 
Äthiopien. Der CDU-Abgeordnete Dr. 
Stercken faßte die Gründe der Hun­
gersnot und die Forderungen an die 
äthiopische Regierung, die die Bun­
desregierung daraus ableitet, so zu­
sammen:

"Natürlich hat die klimatische Ent­
wicklung die landwirtschaftliche Pro­
duktion erheblich beeinträchtigt, teil­
weise unmöglich gemacht. Doch die 
Zwangskollektivierung von 1979 und 
die Zwangsrekrutierung landwirt­
schaftlicher Arbeitskräfte für die Ar­
mee haben entscheidend dazu beige­
tragen, daß sich die agrarische Lei­
stungsfähigkeit wesentlich ver­
schlechterte ... Nach dem Inferno der 
letzten Wochen kann es nur heißen: 
nichts beschönigen, sondern das Klüg­
ste tun, um Schaden vom äthiopischen 
Volk abzuwenden. Es muß jetzt auch 
Schluß sein mit der Militarisierung ei­
nes Staates, der keine Waffen, son­
dern Nahrung braucht." Repnik (CDU) 
ergänzte dies mit der Forderung, die 
Kollektivierung in der Landwirtschaft 
rückgängig zu machen: "Aus unserer 
Verantwortung für Millionen vom Tod 
Bedrohter müssen wir auf Reformen 
zugunsten der breiten Bevölkerungs­
schichten drängen. Das Argument, 
man dürfe nicht in die nationale Sou­
veränität hineinreden, wird ange­
sichts von Katastrophen dieses Aus­
maßes stumpf."

Die unverhohlene Genugtuung, mit 
der sich reaktionäre Politiker und 
zahlreiche kirchliche Vereinigungen 
in letzter Zeit der Hungersnot in 
Äthiopien zuwenden und bei dieser 
Gelegenheit ihren Druck auf die 
äthiopische Regierung verstärken, hat 
mehrere Gründe. Die Imperialisten 
wollen ihren verlorenen Einfluß im 
Land zurückgewinnen, ihre Stütz­
punkte und Plantagen, die sie vor dem 
Sturz des Selassie-Regimes im Jahr 
1974 besaßen. Vor 1974 unterhielten 
die USA in Äthiopien mit 1500 Mann 
ihren größten Truppenstützpunkt in 
Afrika. Zahlreiche andere imperiali­
stische und zionistische "Berater" 
tummelten sich im Land. Große Plan­
tagen für Zitrusfrüchte, Baumwolle, 
Kaffee usw. befanden sich im impe­
rialistischen Besitz, die äthiopische 
Regierung lieferte den Imperialisten 
Kaffee und Tierhäute zu Spottpreisen.

Mit dem Sturz des Regimes 1974 
und den nachfolgenden Reformen er­
zwangen die äthiopischen Arbeiter 
und Bauern eine schrittweise Zurück- 
drängung dieses Einflusses. Alle gro­
ßen Fabriken wurden 1975 nationali­
siert, die Gewerkschaften setzten 
Mindestlöhne und die Anerkennung 

gewerkschaftlicher Kontrollrechte 
durch, die Bauern erreichten eine 
Landreform, die die imperialistischen 
Plantagen enteignete, Landbesitz 
über 10 ha verbot und mit der Vertei­
lung des Landes an Kollektive der 
kleinen und landlosen Bauern begann. 
Seitdem gilt die imperialistische Kon­
trolle des "Horn von Afrika", d.h. der 
Seeverbindung zwischen dem Suez- 
Kanal und dem Indischen Ozean, als 
"bedroht".

Zudem haben die westdeutschen Im­
perialisten auch eigene "Verluste" in 
Äthiopien wettzumachen. Die BRD 
hatte am 5.7.1965 mit der damaligen 
Regierung ein "Militärhilfeabkom­
men" geschlossen. Von 1965 bis 1970/ 
71 lieferte sie für 38 Mio. DM Waffen, 
insbesondere für die gegen den Befrei­
ungskampf in Eritrea eingesetzten 
Truppen, waren westdeutsche militä­
rische Ausbilder in Äthiopien tätig. 
Äthiopien galt als ein "Schwerpunkt 
deutscher Entwicklungshilfe" in Afri­
ka. Damit ist seit 1974 Schluß, und die 
BRD-Imperialisten sind fest ent­
schlossen, die Gelegenheit der Hun­
gersnot nicht ungenutzt vorübergehen 

Links: Bodenerosion in Äthiopien — nach Schätzungen der FAO gehen insbeson­
dere im Hochlandjährlich 1,6 Mrd. Tonnen Bodenkrume durch Wind- und Was­
sererosion verloren. Rechts: Mitglieder einer Bauernkooperative errichten in 
der Region Hararghe Steinwälle, um die Auswaschung des Hangbodens einzu­
dämmen.

zu lassen. Bundeswehreinheiten haben 
sie bereits wieder in Äthiopien: Seit 
dem 4. November sind 45 Soldaten 
vom Luftwaffentransportgeschwader 
63 aus Hohn bei Rendsburg und eine 23 
Mann starke Einheit des "technischen 
Hilfswerks" im Einsatz, offiziell, um 
Nahrungsmittel vom Hafen Assab am 
Roten Meer zu den hungernden Bauern 
in den Lagern Mekelle und Axum im 
Norden des Landes zu schaffen. Daß 
man sich bei Gelegenheit dieser Über­
flüge auch im Land umsieht und Ver­
bindungen knüpft, versteht sich für

diese "Hilfstruppen" von selbst.
Auch die christlichen Kirchen haben 

in Äthiopien im wahrsten Sinne des 
Wortes "Boden zurlickzugewinnen". 
Vor 1974 zählte die "altorientalische" 
äthiopische Kirche — sie gehört dem 
Weltkirchenrat in Genf an — zu den
größten Grundbesitzern im Land. Ihre 
Ländereien wurden 1975 unter dem 
Druck der äthiopischen Bauernmas­
sen, die von ihren kirchlichen Grund­
herrenjahrzehntelang geschunden und 
ausgeplündert worden waren, enteig­
net. Die Stellung aller christlichen 
Kirchen im Land gilt seitdem als "er­
schüttert". Kein Wunder, daß diese 
nun die Gelegenheit ergreifen, um den 
hungernden äthiopischen Bauern wie­
der christliche Demut einzubleuen.

Mit den Gründen für die jetzige 
Hungersnot sind die Imperialisten 
schnell bei der Hand. Sicher, seit ein, 
zwei Jahren sei in manchen Gebieten 
der Regen ausgefallen. Aber der 
Hauptgrund sei der andauernde Krieg 
im Tigray und Eritrea, der die Bauern 
an der Arbeit hindere, und die 
"Zwangskollektivierung".

Nun ist den Imperialisten der Unter- 
drückungs- und Annektionskrieg der 
äthiopischen Armee in Eritrea und im 
Tigray, der auch von der neuen Regie­
rung fortgesetzt wurde, schon immer 
ein wichtiger Vorwand für Einmi­
schungen und Erpressungen gewesen 
und deshalb nur recht. Bleibt also die

"Zwangskollektivierung".
Tatsächlich hat diese von der neuen 

Regierung unter dem Druck der Bau­
ern in den vergangenen Jahren durch­
geführte Landreform die jetzige Hun­
gersnot — nach Angaben der bürgerli­
chen Presse sollen 7 Millionen Bauern 
und deren Familienangehörige hun­
gern, ein Fünftel der Bevölkerung 
Äthiopiens — noch am wirksamsten 
begrenzt. Seit Jahren sind in Äthio­
pien diö schweren ErosionsscRäden, 
Folgen jahrzehntelanger Plünderung 
des Landes durch die Imperialisten,
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Produktionsdaten afrikanischer Staaten Zinszahlung Afrikas
— umgerechnet in Tonnen Kaffee 

Land (1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) zu Weltmarktpreisen —

----------------------------------------------------------------------------------------------------------  richte 1980 bis 1984; UNO, Statisti-
1) Bevölkerung in 1000, ’8i 2)proqkm, ’81 3) Fläche in qkm 4) Ackerland in 1000 cal Yearbook, Ausgaben 1976 bis 
ha, ’81 5) Wald in 1000 ha, '81 6) Ackerl. pro Kopf, '69-71 7) dass., ’81 8) Getreide 1980, eig. Berechnungen 
pro Kopf '69-71 9) dass., ’8i 10) Rinder pro Kopf '81 (6) u. 8): eig. Ber.) ----------------------------------------------

Ägypten
Äthiopien

43 500
33 500

45
27

1001449
1221900

2860
13960

2 0,08 
2657O 0,52

0,07 0,22 0,18 0,04 Jahr Tonnen Kaffee
0,42 0,17 0,13 0,80

Algerien 19300 8 2381741 7513 4384 0,44 o,39 0,12 0,12 0,07 1970 288164
Botsuana 850 1 600372 1360 962 0,75 1,60 0,08 0,08 0,07 .1971 300211
Elfenbeink. 8300 26 322469 3930 9380 i,95 o,47 0,14 0,11 3,47 1972 358261
Ghana 12060 5i 238537 2760 8700 0,32 0,23 0,08 0,06 0,09 1973 468658
Kamerun 8500 18 475442 6940 25530 1.04 0,82 0,10 0,11 0,08 1974 537259
Mali 7 340 6 I240000 2058 8760 2,25 0,28 0,23 0,16 0,70 1975 668 729
Marokko 21 800 49 446550 8394 5195 0,51 o,39 0,29 0,10 0,15 1976 360149
Mauretanien 1 680 2 1030700 208 15134 0,22 0,12 0,07 0,05 0,71 1977 305987
Niger 5 480 4 1267000 3450 2840 3,59 0,63 0,30 0,26 0,62 1978 664244
Obervolta 6250 23 274200 2633 7140 0,98 0,42 0,18 0,21 o,45 1979 901713
Senegal 5810 30 196192 5225 5318 i,37 0,90 0,17 0,16 o,39 1980 1288963
Sudan 18900 8 2505813 12448 48630 o,44 0,66 0,13 0,19 0,19 Zum Vergleich: Welt-Kaffee-Ernte
Tansania 17400 18 945087 5190 42020 1,18 0,30 0,10 0,08 o,73 1980:1,553 Mio. t
Tschad 4550 4 I284000 3150 20420 1,88 0,69 0,18 0,15 0,84
Uganda 13620 58 236036 5760 6010 o,47 0,42 0,14 0,10 o,37 Quellen: IWF, World Debt Tables,
Zafr. ixep. 2350 4 622984 1945 39680 3,6o 0,83 0,06 0,04 o,54 1978 und 1980; Weltbank, Jahresbe-

unübersehbar. Noch um die Jahr­
hundertwende waren 40% des Landes, 
insbesondere die großen Hochlandge­
biete im Innern, Waldgebiete. Heute 
sind nur noch 2% Waldfläche. Unter­
drückt und ausgeplündert von den 
äthiopischen Großgrundbesitzern, de­
nen sie in den 60er und frühen 70er 
Jahren bis zu 70% der Ernte als 
"Pacht” abliefern mußten oder den 
größten Teil des Jahres Frondienste 
leisten mußten, und von den Imperiali­
sten — die sich insbesondere seit den 
50er Jahren die besten Böden für ihre 
Zitrus-, Baumwoll- und Kaffeeplanta­
gen aneigneten und die die zum Anbau 
von Kaffeepflanzen gepreßten Bauern 
durch ihre Kontrolle der Weiterverar­
beitung und der Vermarktung völlig in 
der Hand hatten — konnten die äthio­
pischen Bauern den dringend notwen­
digen Investbau zur Erhaltung und 
Verbesserung des Bodens, zur Siche­
rung der Bodenkrume, zur Be- und 
Entwässerung usw. nicht schaffen. 
Zugleich wurden ihre Weidegebiete 
für das Vieh eingeschränkt, oft mit 
der Folge, daß die Bauern das Vieh auf 
die Berghänge treiben mußten und 
dort die Erosion noch weiter beschleu­
nigt wurde. Nach Schätzungen der 
FAO werden in Äthiopien inzwischen 
jährlich 1,6 Milliarden Tonnen Boden­
krume entweder durch Wind- oder 
Wassererosion abgetragen — bei einer 
landwirtschaftlich genutzten Fläche 
von 80 Mio. ha sind das durch­
schnittlich 2 kg Boden je Qua­
dratmeter. Diese vor zehn, teilweise 
zwanzig und mehr Jahren eingeleite­
ten Verwüstungen, verbunden mit der 
Verarmung der Bauern, die keinerlei 
Vorräte anlegen konnten, keine Zeit 
fanden zum Brunnenbauoder zum An­
legen von Schutzmauern gegen Ero­
sion usw., hat bereits Anfang der 70er 
Jahre zu der damaligen schweren 
Hungersnot in Äthiopien — zeitlich 

und auch von den Ursachen her in en­
gem Zusammenhang mit der Hungers­
not in der Sahel-Zone — geführt.

Diese Hungersnot war auslösendes 
Element für den Sturz des Regimes 
von Haile Selassie und für die Vertrei­
bung der Imperialisten. Die äthiopi­
schen Bauern haben seitdem größte 
Anstrengungen unternommen, um im 
Rahmen ihrer Kooperativen mit 
Dammbauten, Brunnenbau, Wieder­
aufpflanzung, Terrassenanbau auf den 
Berghängen usw. die Erosion zu ver­
hindern und wenigstens kümmerliche 
Reserven gegen eine neue Trocken­
heit anzulegen. Aber von Anfang an 
war klar, daß dieser Investbau nur 
langsame Erfolge zeigen würde. Auch 
unter bürgerlichen Experten ist heute 
unumstritten, daß solche schweren 
Verwüstungen des Bodens nur durch 
jahrzehntelangen landwirtschaftli­
chen Investbau, verbunden mit Wie­
deraufpflanzungen, behoben werden 
können. Zudem unterstützte die neue 
Regierung die Bauern bei dieser Ar­
beit nur in den ersten Jahren merk­
lich, seitdem wegen des Annektions­
krieges in Eritrea und Tigray nur noch 
geringfügig. Die anhaltende Dürre, 
die schwerste seit Jahrzehnten und 
vermutlich selbst hervorgerufen 
durch die Ausdehnung der Wüstenzo­
nen in anderen afrikanischen Staaten 
und dadurch hervorgerufene Klima­
veränderungen, droht nun auch diese 
Anstrengungen wieder zunichte zu 
machen. Für die Imperialisten ist das 
das Signal, nun den offenen Angriff 
auf diese Kooperativen und auf die 
Landreform zu eröffnen.
Quellenhinweis: G. Eiwert, R. Fett 
(Hrsg.), Afrika zwischen Subsistenz­
ökonomie und Imperialismus, Ffm 
1982; C. Legum (Hrsg.), Africa Con­
temporary, London, 1978 bis 1983; 
FAÖ, Review and analysis of agrarian 
reform ..., 1978; ders., World Food 

Report 1983 und 1984; ders., Protect 
and Produce, soil Conservation for de- 
velopment, 1983; ders.: FAO in Afri­
ca, 1983; P. S. Gilkes, Äthiopien: Re­
volution auf halbem Wege, in: Europa- 
Archiv 17/1975; U. Albrecht, B. Som­
mer, Deutsche Waffen für die Dritte 1 
Welt, Hamburg 1972; Bundestag, Pro­
tokoll vom 6.12. 84; Bild am Sonntag, 
11.11. 84 —(rül, anl)

Spanien
PSOE: REGIERUNGSKURS 

DURCHGESETZT

Am 16. Dezember ging in Madrid der 
30. Kongreß der PSOE, der regieren­
den "Sozialistischen Partei Spaniens", 
zu Ende. Seine Themen waren:

Die Auseinandersetzung um den 
Verbleib Spaniens in der NATO, die 
Absicherung des Kurses der "wirt­
schaftlichen Strukturreform" und die 
Änderung der organisatorischen 
Struktur der Partei. Die linke Kritik 
am Kurs der Parteiführung von Gon­
zales und Guerra hatte sich in der 
Gruppe der "Sozialistischen Linken" 
um Paplo Castellano und um den Ge­
neralsekretär der sozialistischen Ge­
werkschaft UGT, Nicolas Redondo, 
gesammelt. Die "Sozialistische Lin­
ke", die auf dem Kongreß 14% der De­
legierten stellte, kritisierte vor allem 
die NATO-Politik der Regierung Gon­
zales und des Parteivorstandes. Diese 
Politik sei unvereinbar mit den Grund­
sätzen sozialistischer Friedenspoli­
tik. Sie forderten deshalb den Austritt 
aus der NATO und die Neutralität 
Spaniens.

Die Kritik des gewerkschaftlichen 
Flügels um Redondo richtete sich vor 
allem gegen die schonungslose Ratio­
nalisierungspolitik der Regierung und
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gegen die ersten Brüche des “Sozial­
paktes” mit der UGT.

Zur Absicherung der Politik des 
Parteivorstandes und zur Einbindung 
der regionalen Parteiführer — der "Ba­
rone und Kalifen” — in die Regierungs­
politik hatten Gonzales und sein Stell­
vertreter Alfonso Guerra die Einrich­
tung neuer zentraler Körperschaften, 
des "politischen Rates" und eines 
"Bundeskomitees11, geplant.

Der Ausgang des Kongresses bestä­
tigte die Regierungspolitik als Partei­
politik der PSOE. Gegen eine Minder­
heit von immerhin 38% der Delegier­
ten beschloß der Kongreß, daß Spanien 
in der NATO bleiben müsse. Der An­
trag der "Sozialistischen Linken” auf 
Austritt aus der NATO wurde mit 394 
gegen 264 Stimmen bei 15 Enthaltun­
gen abgelehnt. Ebenfalls abgelehnt 
wurde die Forderung nach Abzug der 
amerikanischen Truppen und nach 
Neutralität. Der Wirtschaftskurs der 
Regierung, die Fortsetzung der Ratio- 
nalisierungs- und Entlassungspolitik 
vor allem in der Werft- und Stahlindu­
strie, wurde ebenfalls bestätigt.

Einige vorgebliche "Zugeständnis­
se” machte die Parteiführung ledig­
lich in der Organisationsstruktur. Die 
Exekutivkommission der Partei wurde 
von 25 auf 17 Mitglieder verkleinert, 
und alle Regierungsmitglieder außer 
Gonzales und Guerra mußten aus der 
Kommission ausscheiden. Die Vertre­
ter der UGT erhielten dann zwei Sitze 
in der Exekutivkommission. Als näch­
sten Schritt hat Gonzales Pläne zur 
Entlassung von drei Ministern mit "so­
zialistischen Neigungen" durchsickern 
lassen.
Quellenhinweise: El Pais, Cambio, 
FAZ-(ehe)

Frank reich/Rassi smus
STERNMARSCH FÜR

GLEICHE RECHTE

Im Dezember 1983 noch waren sie von 
den Medien gefeiert und von den bür­
gerlichen Politikern mit viel guten 
Worten und Versprechungen versehen 
worden — Taoues, Farouk, Nassera und 
die anderen (meist) jungen Teilnehmer 
des "Marsches der Butterfarbenen", 
viele von ihnen Kinder nordafrikani­
scher immigres (Einwanderer). Ar­
beitslos, ohne Ausbildung und Tag für 
Tag diskriminiert, waren sie auf Mo­
fas losgezogen, um auf einem Stern­
marsch durch Frankreich für gleiche 
Rechte zu streiten und die "Integra­
tion" der immigres zu fordern. Am 1. 
Dezember ging die Sternfahrt 1984 
mit einer Demonstration von mehre­
ren Zehntausend in Paris zu Ende.

Diejenigen, die dieses Jahr "für die 
Gleichheit” durch das Land fuhren, in 
Bürger-und Gemeindesälen über Ras­
sismus und seine Bekämpfung disku­
tierten, Flugblätter vor Metall- und 

Chemiebetrieben verteilten, Blumen 
an Gedenkstätten für Anfang der 60er 
Jahre erschossene Demonstranten für 
die Unabhängigkeit Algeriens nieder­
legten, sahen sich mit Raumverweige­
rung und Polizeiüberwachung kon­
frontiert und mußten eine sehr viel 
weniger wohlwollende Behandlung 
durch Presse und Politiker hinnehmen 
— Reflex auf die Tatsache, daß sie 
nicht bereit waren, sich für die "Inte­
grationspolitik” der Sozialistischen 
Partei oder liberaler und christlicher 
Gruppen mißbrauchen zu lassen. "Sie 
sprechen alle von Eingliederung und 
bereiten unsere Ausweisung vor" war 
eine zentrale Parole der Abschlußde­
monstration, die bewirkte, daß PS und 
Regierung ihre Unterstützung verwei­
gerten. Die vielfältigen, nicht immer 
einheitlichen Forderungen der Teil­
nehmer bezogen sich durchgehend auf 
das Verlangen nach Gleichheit ohne 
jede Konzession.

Stand noch 1983 das Konzept einer 
doppelten Nationalität im Vorder­
grund, so entzündeten sich diesmal 
viele der Diskussionen an der Frage, 
ob es nicht zweckmäßiger und ver­
nünftiger sei, für eine Regelung zu 
kämpfen, die Nationalität und Staats­
bürgerschaft voneinander trennt — 
d.h.auch den immigres alle Staatsbür­
gerrechte einschließlich des Wahl­
rechtsgewährt, ihnen jedoch ihre bis­
herige Nationalität beläßt.

Die französische Regierung hat die­
ses Konzept mit dem Verweis auf die 
Verfassung abgelehnt, die nur Franzo­
sen das Wahlrecht zuerkennt. Es paßt 
dies zusammen mit einer Politik, die 
auch das noch 1981 propagierte Kom­
munalwahlrecht nicht mehr durchset­
zen will und die nationalistische und 
teilweise offen rassistische Politik 
der Rechten mit Entgegenkommen zu 
dämpfen sucht. Tatsächlich wird diese 
so nur zu weiteren Vorstößen ermun­
tert. Zwei Beispiele: Einen Tag vor 
der Abschlußdemonstration der Stern­
fahrt 84 beschloß der von der Rechten 
beherrschte Rat der Stadt Paris, die 
Familienunterstützung bei der Geburt 
des dritten Kindes zu erhöhen, sie 
aber ausländischen Familien vollstän­
dig zu streichen. Begründung: "Indem 
wir Pariser Bevölkerungswachstum 
ermutigen, arbeiten wir für das Über­
leben der französischen Nation.” Kurz 
zuvor hatte ein Bürgermeister der 
UDF-Partei Giscards im Figaro-Ma­
gazin ein Referendum für "die pro­
gressive Rückkehr der Ausländer auf 
französischen Boden” gefordert.

Der Sternmarsch 1984 wollte gera­
de beitragen, solche Positionen zu be­
kämpfen. Bei der PCF, anderen linken 
Organisationen, fast allen Gewerk­
schaften und eher traditionellen, anti­
rassistischen Organisationen hat er 
Unterstützung gefunden und die De­
batte über stärkere Zusammenarbeit 
gefördert.
Quellenhinweis: l’Humanite, Libera­
tion. — (pel)

Quebec
UNABHÄNGIGKEIT

KEIN THEMA MEHR ?

Der Premierminister der kanadischen 
Provinz Quebec, Rene Levesque, zu­
gleich Gründer und Parteiführer der 
nationalistischen Parti Quebecois, be­
absichtigt, das Ziel der Unabhängig­
keit dieser französischsprachigen 
Provinz von Kanada nicht mehr als 
Hauptthema in den nächsten Wahlen 
zu propagieren. Das hat in den Reihen 
seiner Partei erhebliche Richtungs­
kämpfe, die schon länger schwelen, 
voll zum Ausbruch gebracht. Zwei Mi­
nister haben ihre Ämter niedergelegt, 
darunter der Finanzminister Jacques

Quebecs Premier Rene Levesque

Parizeau, zwei Parlamentarier haben 
die Partei verlassen und sich für unab­
hängig erklärt. Die Regierungsmehr­
heit blieb nur knapp erhalten.

Vor acht Jahren hat Levesque die 
Wahlen gewonnen gegen die bis dahin 
in Quebec regierenden Liberalen. Das 
Programm der Parti Quebecois zielt 
auf eine mindestens gewisse Unabhän­
gigkeit von oder innerhalb von Kanada 
ab. Dies wird begründet mit dem not­
wendigen Schutz der französischen 
Sprache und Kultur in einer englisch­
sprachigen Umgebung. Man muß dies 
vor dem historischen Hintergrund der 
Kolonialmächte England und Frank­
reich sehen, die beide die Herrschaft 
über den nordamerikanischen Konti­
nent beanspruchten und sich während 
des europäischen Siebenjährigen Krie­
ges auch in Nordamerika bekämpften. 
Der Krieg endete 1763, die französi­
sche Zitadelle von Quebec fiel an Eng­
land. Seither unterblieb zweihundert 
Jahre lang praktisch jede Einwande­
rung von Frankreich nach Quebec, es 
bildete sich eine Insel französischer 
Sprache und Kultur heraus, dominiert 
vom katholischen Klerus und geduldet 
von England, das sehr bald nach 1763
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die Loyalität der Frankokanadier mit 
der Anerkennung des französischen 
Zivilrechts erkaufte, um sich den 
Rücken im amerikanischen Unabhän­
gigkeitskrieg freizuhalten.

1980 führte die Quebec-Partei eine 
Volksabstimmung über die Unabhän­
gigkeit durch; jedoch war die Frage 
sehr verklausuliert: ob man dafür sei, 
daß die Regierung von Quebec mit der 
Zentralregierung über das Ziel einer 
“Souveränität-Assoziation" Verhand­
lungen aufnehme. Diese Abstimmung 
ging verloren. Dennoch gewann die 
Quebec-Partei die Provinzwahlen im 
folgenden Jahr.

In der Zwischenzeit ist durch drasti­
sche Regierungsmaßnahmen gegen 
das allmähliche Vorherrschen der eng­
lischen Sprache viel erreicht worden. 
Straßen- und Firmenschilder sowie öf­
fentliche Werbung in Quebec müssen 
in französischer Sprache sein; nur un­
terbestimmten Bedingungen wird der 
Besuch englischer Schulen erlaubt; 
Arbeitsanweisungen müssen auf Ver­
langen in Französisch gegeben wer­
den. Mehrere Behörden zum Schutz 
der französischen Sprachrechte wur­
den errichtet. So ist heute in Quebec 
die Lage erheblich anders als vor zehn 
Jahren, und heute mag vielen das Ziel 
der politischen Unabhängigkeit unrea­
listisch, vielleicht auch überflüssig 
vorkommen. Dies deuten jedenfalls 
die Meinungsumfragen an, und in die­
sem Zusammenhang ist es zu sehen, 
daß Levesque für die nächste Wahl, 
die in spätestens 15 Monaten ansteht, 
andere Schwerpunkte setzen will. In 
seiner entsprechenden Erklärung 
heißt es: "Nach meiner bescheidenen 
Meinung müssen wir uns jedenfalls für 
die nächsten Wahlen damit abfinden, 
daß die Souveränität nicht auf dem 
Spiel stehen darf (. ..) Aber das Ziel 
bleibt bestehen (...)"

Dieser Konflikt zwischen Behaup­
tung der Macht und Prinzipientreue 
wird auf einem Parteitag im Januar 
ausgetragen werden.
Quelle: Maclean's, 3.12.84 —(mfr)

Jugoslawien
ANDERE ENTSCHULDUNG

VOM IWF GEFORDERT

Ende Oktober fand eine Debatte über 
die Auslandsverschuldung und Rück­
zahlungsbedingungen im Jugoslawi­
schen Parlament statt. Der Finanz­
minister Klemencic und der Gouver­
neur der Nationalbank Makic gaben 
dabei bekannt, daß man nicht länger 
gewillt sei, den bisher vom Internatio­
nalen Währungsfonds (IWF) diktierten 
Rückzahlungsmodus der immer noch 
ca. 20 Milliarden Dollar betragenden 
Auslandsschulden auch in Zukunft ein­
zuhalten. Nach dem bisherigen Modus 
würde allein 1984 der Schuldendienst 
6 Milliarden Dollar betragen.

Von 1985 an soll eine Verschiebung 

der Entschuldung erreicht werden auf 
zehn bis zwölf Jahre mit einer Warte­
frist von fünf oder sechs Jahren. Au­
ßerdem wird der bisherigen massiven 
Einmischung des IWF, nach der Jugo­
slawien sogenannte "Absichtserklä­
rungen" über seine wirtschaftliche 
Entwicklung jährlich abgeben mußte, 
entgegengetreten. Tatsächlich muß­
ten darin nicht nur Daten zur Ent­
schuldung, sondern zur gesamten 
Wirtschaftsentwicklung inklusive 
Lohnentwicklung, Sozialleistungen, 
Preispolitik, Produktionseckziffern 
usw. angegeben werden.

Um seine Position und die der ande­
ren blockfreien Länder gegenüber den 
Imperialisten zu stärken, versucht die 
jugoslawische Regierung derzeit die 
Beziehungen zwischen den 20 ande­
ren, ebenfalls hochverschuldeten Län­
dern wie u.a. Mexiko oder Algerien 
neu zu beleben. Vorgeschlagen wurde, 
einem Teil der Länder die Rückzah­
lung auf Dollarbasis abzulehnen, da 
das ungünstige Verhältnis der eigenen 
Währungen zum Dollar die Verschul­
dung über die reine Verzinsung hinaus 
in die Höhe treibt. Jugoslawien ist bei 
einer Inflation von fast 60 % im Jah­

UdSSR /Wi rtschaf tsre form
KEINE ABKEHR VON DER PLANWIRTSCHAFT 

POSITION DER LEITENDEN SOLL GESTÄRKT WERDEN

Die KPdSU hat mit der Diskussion zur 
Vorbereitung ihres 27. Parteitages be­
gonnen, auf dem eine Neufassung des 
Parteiprogramms verabschiedet wer­
den soll. Die "Bild-Zeitung" kommen­
tierte ähnlich wie die übrige Presse in 
der BRD, daß eine Abkehr von der 
Planwirtschaft zu erkennen sei:

"Dämmert’s der alten Riege im 
Kreml endlich, welch trübsinniges Sy­
stem die kommunistische Planwirt­
schaft ist? 70 Jahre hat’s gedauert, 
bis die Nummer 2 in Moskau, Gorba­
tschow, 'tiefgreifende Veränderungen 
in der Wirtschaft’ verkündete — also 

Die Führung der KPdSU verspricht mit der Schulreform sozialen Aufstieg für 
jeden. Bild: Schülerinnen in einer Textilfabrik.

resdurchschnitt 1984 von diesem Pro­
blem selbst stark betroffen.

Im Parlament wurden zu dem Plan, 
auf diese Weise bis 1990 die Schulden 
auf 15 Milliarden Dollar zu reduzieren 
und die Wirtschaft "in Gang zu brin­
gen", ziemlich viele skeptische Stim­
men laut. So betonten Gewerkschaf­
ter, weiteren Reallohnabbau nicht 
mehr hinzunehmen. Außerdem wurde 
an vielen Beispielen Vergeudung von 
Mitteln durch das betriebliche Ma­
nagement aufgezeigt, eine Klage, die 
in Jugoslawien oft geäußert wird, aber 
meist keine praktische Konsequenz 
zeigt, da gerade Vertreter des Mana­
gements in allen staatlichen Organen 
dominieren. Auch das immer noch an­
dauernde Kriegsrecht und die damit 
verbundene ständige Besatzung der 
hauptsächlich von Albanern bewohn­
ten Provinz Kossovo verschlingt viel 
Geld, das das Land dringend an ande­
rer Stelle braucht. Dagegen wurde im 
letzten Jahr in der jugoslawischen 
Presse aber nur sehr verhalten Kritik 
laut.
Quellenhinweis: FAZ vom 29.10.84, 
mehrere Nummern Handelsblatt und 
"Politika" —(Isc) 

wohl mehr Marktwirtschaft."
Die im folgenden dargestellten Äu­

ßerungen des Mitglied des Politbüros 
und Sekretärs des ZK der KPdSU, M. 
Gorbatschow, belegen jedoch, daß die 
Behauptung einer "marktwirtschaft­
lichen" Strömung in der Führung der 
KPdSU in die Rubrik Propaganda ge­
gen den Feind gehört und mit den be­
absichtigten wirtschaftlichen und so­
zialen Reformen nichts zu tun hat.

Gorbatschow erklärte in seiner Re­
de auf einer Konferenz des ZK der 
KPdSU, daß die Verabschiedung eines 
neuen Parteiprogramms nötig sei, da
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und der chinesische Ministerpräsident Zhao Ziyang in Peking den Vertrag über 
die britische Kronkolonie Hongkong. Ab 1997 wird die VR China die Souveräni­
tät über Hongkong ausüben, die allerdings durch den Vertrag sehr eingeschränkt 
ist. Bis zum Jahr 2047 garantiert die VR China die kapitalistische Gesell­
schaftsordnung in Hongkong. Zur Rechtfertigung wurde eigens die Theorie "Ein 
Land - zwei Systeme" entwickelt. Der Hongkonger Aktienmarkt und der Hong­
kong-Dollar, seit Beginn der Verhandlungen zwischen Großbritannien und der 
VR China unter Druck, haben nach Bekanntgabe des Vertragstextes kräftig an­
gezogen. — (wom)

KLAGE GEGEN KAL 
WEGEN JUMBO

Die südkoreanische Fluggesellschaft 
KAL ist am 17.12. vor einem japani­
schen Gericht zur Zahlung von rund 
elf Millionen DM Schadensersatz ver­
klagt worden. Kläger sind die Angehö­
rigen von sieben Japanern, die am 1.9. 
1983 beim Abschuß einer Jumbo der 
KAL über sowjetischem Hoheitsge­
biet in der Nähe von Sachalin ums Le­
ben gekommen sind. Die Kläger wer­
fen der KAL vor, sie habe die Bord­
computer bewußt auf einen falschen 
Kurs programmiert, der diese auf so­
wjetisches Hoheitsgebiet führte und 
dort zum Abschuß der Maschine durch 
sowjetische Abfangjäger führte, 
nachdem die Piloten militärische An­

lagen überflogen hatten und auch auf 
mehrmalige Landeaufforderungen 
nicht reagierten. — (rül)

LEHRERSTREIK 
IN CHICAGO

Etwa 28000 Lehrer der Lehrerge­
werkschaft CTU streiken seit dem 3. 
Dezember in Chicago. Die Stadtver­
waltung hatte Gehaltssenkungen ge­
fordert, die Gewerkschaft verlangt 
Erhöhungen. Die Gewerkschaft konn­
te bisher vertraglich durchsetzen, daß 
die vollen Versicherungsbeiträge für 
die Krankenversicherung wieder ge­
zahlt werden müssen. Der Unterricht 
für 431000 Schüler fällt aus. Ebenfalls 
streiken 12000 andere Beschäftigte 
an den Chicagoer Schulen für Lohner­
höhungen. — (gba)

EIN WELTKRIEG-II 
ERFAHRENER

"Ein beinharter Kommunist, der letz­
te aus Stalins Regierung", sei der am 
21.12. verstorbene sowjetische Ver­
teidigungsminister Ustinow gewesen, 
wußte "Bild" zu berichten. Für die 
"FAZ" stand der Name Ustinow "für 
die Hochrüstung". 1941 wurde Usti­
now unter Stalin Volkskommissar für 
Rüstung. Während seiner Amtszeit 
vollbrachte die russische Arbeiter­
klasse die gewaltige Leistung, einen 
großen Teil der im Westen der Sowjet­
union gelegenen Rüstungswerke vor 
dem Zugriff der angreifenden Faschi­
sten zu demontieren und östlich des 
Urals wiederaufzubauen. Ustinow war 
bei dieser vermutlich kriegsentschei­
denden Aktion Leiter der Ingenieurs­

truppen. Ebenfalls zu seiner Amtszeit 
entwickelte die SU die unter dem Na­
men "Stalin-Orgel" bekanntgeworde­
nen und von den deutschen faschisti­
schen Invasionstruppen gefürchteten 
Raketenwerfer. Sein Nachfolger wird 
nun Marschall Solokow. Solokow ist 
Militär. Auch er besitzt Weltkrieg-11- 
Erfahrungen. — (rül)

"wir uns am Anfang der historisch lan­
gen Etappe des entwickelten Sozialis­
mus befinden . . . Wir stehen vor der 
Aufgabe, tiefgreifende Umgestaltun­
gen in der Wirtschaft und im gesamten 
System der gesellschaftlichen Bezie­
hungen zu vollziehen und ein qualita­
tiv höheres Lebensniveau der sowjeti­
schen Menschen zu gewährleisten. Im 
Ergebnis dessen wird der Sozialismus 
eine neue Reifestufe erreichen."

Gorbatschow hält einen Sprung in 
der Entwicklung der Produktivkräfte 
für nötig:

"Das Leben stellt uns vor eine Auf­
gabe von gewaltiger politischer Be­
deutung, nämlich die Volkswirtschaft 
auf ein qualitativ neues wissenschaft­
lich-technisches, organisatorisches 
und ökonomisches Niveau zu heben 
und einen entscheidenden Fortschritt 
bei der Intensivierung der gesell­
schaftlichen Produktion, bei der Erhö­
hung ihrer Effektivität zu erzielen."

Die Spekulationen der westlichen 

Kommentatoren über eine Abkehr von 
der Planwirtschaft stützen sich nun 
auf den Vorschlag Gorbatschows, mit 
dem den Betriebsleitungen bei der ge­
planten Umwälzung der Produktions­
anlagen ein größerer Spielraum einge­
räumt werden soll. Gorbatschow 
schlägt vor, "einen Wirtschafts­
mechanismus zu schaffen, der den Er­
fordernissen des entwickelten Sozia­
lismusentsprechen würde. Eine wich­
tige Etappe auf diesem Wege bildet 
das umfassende ökonomische Experi­
ment in der Industrie."

Abgesehen davon, daß diese Maß­
nahme eher eine Methode scheint, 
neue Leitungsformen zu erproben, be­
vor sie verallgemeinert werden, ist 
die Festlegung, ob den Betriebsleitun­
gen mehr oder weniger Entschei­
dungsbefugnisse bei der Durchführung 
des Staatsplanes zustehen, sowenig 
für den Charakter der Gesellschaft als 
planwirtschaftliche entscheidend wie 
mehr oder weniger "ordnungspoliti­

sche" Elemente für den Charakter ei­
ner Gesellschaft als kapitalistische 
Marktwirtschaft. Viel interessanter 
ist die Frage, wie sich nach der Vor­
stellung der Führung der KPdSU die 
Beziehungen der verschiedenen ge­
sellschaftlichen Klassen in der UdSSR 
zueinander entwickeln sollen.

Trotz der Ankündigung "tiefgrei­
fender Umgestaltungen" sind die Vor­
stellungen Gorbatschows in diesem 
Punkt im wesentlichen konservativ: 
Die bestehende Vorherrschaft des 
technisch-wissenschaftlichen Lei­
tungspersonals soll in der "lang an­
dauernden Etappe des entwickelten 
Sozialismus" stabilisiert und gesichert 
bleiben.

Gorbatschow hebt mehrfach die 
führende Rolle der wissenschaftlich- 
technischen Intelligenz bei der Um­
wälzung der Produktion hervor:

"Von erstrangiger Bedeutung ist die 
Strategie der Weiterentwicklung des 
wissenschaftlich-technischen und
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BELGIEN: FLEXI-ABSCHLUSS 
BEI METALL?

Eine “variable Wochenarbeitszeit11 
von 36 bis 45 Stunden sieht ein "Rah­
mentarifvertrag11 vor, den die belgi­
schen Kapitalistenden Metallgewerk­
schaften vorgelegt haben. Der Ver­
trag gilt für 220000 Metallarbeiter. 
Ab 1.7.86 soll die tarifliche Wochen­
arbeitszeit 38 Stunden betragen. Jede 
Betriebsleitung kann aber bei "unvor­
hergesehener Mehrarbeit" bis zu sie­
ben Stunden Mehrarbeit pro Woche 
verlangen. Am 21.12. wollen die Ge­
werkschaften über ihre Zustimmung 
entscheiden. — (rül)

ÖSTERREICH: KEIN
KOMPROMISS IN HAINBURG 

"Es gibt keinen Kompromiß. Das 
Kraftwerk Hainburg wird gebaut", be­
tonte Bundeskanzler Sinowatz am 
14.12., als Verhandlungen mit der In­
itiative für ein Volksbegehren gegen 
das Kraftwerk scheiterten. Obwohl 
eher Überkapazitäten in der Strom­
produktion bestehen, wurde am 6.12. 
der schnelle Bau des Wasserkraft­
werks in den Donau-Auen beschlos­
sen. Das Gebiet ist einer der letzten 
Urwälder Europas; 4 ha Wald werden 
für das Kraftwerk gerodet. Mit unter­
schiedlichen Motiven, aber dem ein­
heitlichen Ziel, den Bau des Kraft­
werks zu verhindern, hielten bis zu 
1500 Menschen seit dem 7.12. den 
Bauplatz besetzt. Auf Befehl von Si­
nowatz räumten am frühen Morgen 
des 19.12. acht Hundertschaften aus 
entfernten Bundesländern den Bau­
platz. Polizisten, die sich weigerten, 
gegen die Besetzer vorzugehen, wur­
den von ihren Kommandanten in den 
Rücken geschlagen, damit sie prü­
geln. Sinowatz hatte zuvor betont, 
man wolle keine Gewalt anwenden, 
gleichzeitig beorderte er zwei Opera­

tionsteams und fünf Chirurgen nach 
Hainburg. - Noch am selben Tag wa­
ren die Rodungsarbeiten abgeschlos­
sen. — Am Abend demonstrierten 
10000 Kraftwerksgegner vor dem Re­
gierungsgebäude in Wien. — (rua)

I: STEUERDEKRET LÄSST 
REICHE UNGESCHOREN

In Italien kann die Finanzverwaltung 
künftig den Umsatz von Kleingewer­
betreibenden und Händlern mit ver­
einfachter Buchführung von Amts we­
gen schätzen. Damit soll der verbrei­
teten Steuerhinterziehung begegnet 
werden. Nachdem die Regierung Cra- 

Am 13.12.1984 haben israelische Besatzungstruppen im Südlibanon sieben mos­
lemische Dörfer mit Panzerwagen umstellt und Razzien durchgeführt, in deren 
Verlauf sie vier Libanesen töteten, über 20 verletzten und ca. 130 Personen 
festnahmen, angeblich, um Anschläge zu verhindern. Drei Tage später fiel der 
604. Israeli bei einem Feuergefecht mit Feddajin in der Nähe von Nabtije. Der 
für den Süden zuständige libanesische Minister hat gegen die erneute israeli­
sche Militäraktion zu einem Generalstreik aufgerufen. Schulen und Geschäfte 
blieben geschlossen, es kam zu wütenden Demonstrationen, auch in christlichen 
Städten und Dörfern. In Jezzin, der größten christlichen Stadt, las der maroni- 
tischePfarrer eine Messe für die schiitischen Opfer. Diese zunehmende Soli­
darisierung der Bevölkerungsteile des Südlibanon im Kampf gegen die israeli­
sche Besatzung stärkt die Position der libanesischen Regierung bei den Trup­
penrückzugsverhandlungen; sie lehnt die israelischen Pläne zur Dreiteilung des 
Libanon kategorisch ab, ebenso die Stationierung der von Israel ausgehaltenen 
christlichen Milizen. — (bar)

xi einen entsprechenden Gesetzent­
wurf wegen Koalitionskrachs zurück­
ziehen mußte, hat sie fast dieselben 
Maßnahmen jetzt per Dekret erlassen. 
Gleichzeitig werden die bisher neun 
verschiedenen Mehrwertsteuersätze 
auf vier reduziert; herauskommen 
wird eine durchschnittliche Erhöhung 
um 1 bis 1,5 Prozentpunkte. Die Ge­
werkschaften und die PCI haben die 
Maßnahmen gegen die Steuerhinter­
ziehung begrüßt. Sie fordern aber, das 
Dekret durch sofortige Senkung der 
Lohnsteuersätze und Einführung einer 
Vermögenssteuer zulasten der wirk­
lich Reichen zu ergänzen. — (ulg)

Produktionspotentials als solche. Die 
Priorität muß dabei den prinzipiell 
neuen, wirklich revolutionären wis­
senschaftlich-technischen Lösungen 
eingeräumt werden, die die Arbeits­
produktivität mehrfach erhöhen kön­
nen." Er verspricht direkt eine Förde­
rung der gesellschaftlichen Stellung 
des technischen Personals: "Für uns 
gilt es, schon in nächster Zeit Maß­
nahmen zu ergreifen, um moralische 
und materielle Voraussetzungen für 
eine wesentliche Erhöhung des Nutz­
effektes der schöpferischen Arbeit 
der Techniker zu steigern, die Rolle 
und das Ansehen des Ingenieurs zu er­
höhen."

Welche Aussichten bietet dagegen 
der Plan der Führung der KPdSU für 
die Lohnabhängigen, die nicht als 
Kopfarbeiter "schöpferisch" die Um­
wälzung der Produktion leiten? Gor­
batschow schreibt:

"Zu den Hauptzielen des Wettbe­
werbs gehören heute: genauer Ar­

beitsrhythmus, termingemäße Erfül­
lung der vertraglichen Verpflichtun­
gen, hohe Erzeugnisqualität, Einfüh­
rung und Meisterung neuer Technik, 
sparsame Ausnutzung jeder Minute 
Arbeitszeit, jeder Tonne Rohstoff, je­
des Rubels." — Die Erhöhung der Ar­
beitsproduktivität soll mit einer Stei­
gerung der Arbeitsintensität sowie ei­
ner Ausdehnung der Betriebszeiten 
(z.B. mehr Schichtarbeit) verknüpft 
werden.

Tiefgreifende Erschütterungen und 
Einbrüche in den Lebensverhältnissen 
der schwer arbeitenden Klassen, wie 
sie als Folge der Umwälzung der Pro­
duktionsanlagen aus den imperialisti­
schen Staaten bekannt sind, sind für 
die UdSSR allerdings nicht zu erwar­
ten. Die Führung der KPdSU ist be­
müht, das bestehende Bündnis mit der 
Arbeiterklasse und den Bauern zu sta­
bilisieren.

Gorbatschow stellt Verbesserungen 
der Verteilungsverhältnisse in Aus­

sicht und nennt als Beispiel den Aus­
bau des Gesundheitsschutzes und der 
medizinischen Versorgung. Für 1985 
sieht der Staatsplan eine Erhöhung der 
Mindestrenten für Kolchosbauern so­
wie Arbeiter und Angestellte vor. Die 
Realeinkommen sollen um 3,3% stei­
gen.

Die von Gorbatschow erwähnte 
Schulreform, mit der "dem kulturellen 
und technischen Niveau der Arbeiter­
klasse und der Bauernschaft verstärk­
te Aufmerksamkeit geschenkt" wer­
den soll, mag zudem bei vielen Arbei­
tern und Bauern den Eindruck er­
wecken, daß der soziale Aufstieg vom 
Hand- zum Kopfarbeiter erleichtert 
werden wird, zumal der Bedarf an 
technisch-wissenschaftlich ausgebil­
deten Lohnabhängigen in den nächsten 
Jahren noch wachsen wird.
Quellenhinweis: M. Gorbatschow, Das 
lebendige Schaffen des Volkes, Nowo- 
sti Dokumente v. 11.12.84; Bild, 
11.12.84- (alk)
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AKTIONSEINHEIT 
IN FREIBURG 

Freiburg. 21.12.84 Zwei Tage nach 
Beginn des Hungerstreiks der politi­
schen Gefangenen hat sich in Freiburg 
eine Aktionseinheit gebildet, der u.a. 
verschiedene autonome Gruppen, 
BWK und Vereinigung Revolutionärer 
Studenten angehören. Thilo Weichert, 
MdL der Grünen, unterstützt die Ak­
tionseinheit, konnte dafür aber keine 
Mehrheit im Kreisverband der GRÜ­
NEN bekommen.

Unter der Forderung "Zusammenle­
gung der Gefangenen aus RAF und Wi­
derstand" erstellte die Aktionseinheit 
ein vierseitiges Flugblatt. Am 20.12. 
fand eine Veranstaltung mit mehr als 
150 Teilnehmern im Autonomen Zent­
rum statt, bei der ein für diesen 
Zweck mit Unterstützung der Medien­
werkstatt Freiburg hergestellter Film 
über RAF und NATO-Aufstandsbe- 
kämpfung gezeigt wurde, sowie ein 
Video über die Pressekonferenz der 
Verteidiger vom selben Tag.

Bereits im Oktober führten die Ver­
einigung Revolutionärer Studenten 
und die Gruppe Autonomer Studenten 
drei Veranstaltungen zur Lage der po­
litischen Gefangenen und zur Kritik 
des bürgerlichen Staates an der Uni 
durch.— (mak)

AKTIONSEINHEIT
ZUM 30. JANUAR 1985

Kiel. "Wir werden am 30. Januar, 
dem Jahrestag der Machtübertragung 
an die Hitlerfaschisten durch Krupp, 
Flick, Thyssen ... demonstrieren, daß 
wir uns weder einschüchtern lassen, 
noch vor der braunen Gefahr die Au­
gen schließen werden. Alle Kieler 
Bürger sind aufgerufen, sich an dieser 
Protestdemonstration zu beteiligen 
und Solidarität mit den hier lebenden 
ausländischen Arbeitern und Bürgern 
zu zeigen ..." So lautet es in dem Auf­
ruf gemeinsam von Volksfront, BWK, 
KPD, FAU/R, Autonome Gruppen und 
Arbeitskreis Ascheprozeß. Unter dem 
Motto "Schluß mit der Ausländerhetze 
und dem faschistischen Terror" soll 
am Mi., dem 30.1.1985 in Kiel-Gaar­
den um 17 Uhr auf dem Vinetaplatz 
die Demonstration mit einer Kundge­
bung beginnen. Zudem werden Veran­
staltungen stattfinden: Die Volksfront 
plant eine zum Thema "Vernichtung 
des politischen Gegners in der BRD" 
(Berufsverbote, Sicherheitstrakts 
usw.). Autonome und FAU/R führen 
eine Veranstaltung unter dem Titel 
"Neonazis an den Schulen" durch. Wei­
terhin ist ein antifaschistischer Film­
abend geplant. Ein Schwerpunkt des 
Aufrufs richtet sich gegen die Auslän­
derhetze seitens der "Kieler Liste für 
Ausländerbegrenzung", die Hetzflug­
blätter von den Postbeamten vertei­
len läßt, unter Protest der Postge­
werkschaft. Der Aufruf fordert: "Un­
begrenzte Aufenthaltsberechtigung 
für alle Ausländer".

lismus!", zu der die Marxistische Gruppe (MG) aufgerufen hatte. Verschiedene 
Initiativen sowie der BWK waren von der MG zur Unterstützung aufgefordert 
worden. Der BWK beteiligte sich mit einer Delegation.— (wof)

UNTERSTÜTZUNG FÜR 
BRITISCHE BERGARBEITER

Karlsruhe. Auf der ersten Sitzung 
des neugewählten Gemeinderats 
forderte die Grüne Liste (sieben Sitze) 
humanitäre Hilfe durch die Stadt 
Karlsruhe für die streikenden Berg­
arbeiter in Nottingham (Partnerstadt 
von Karlsruhe) und Umgebung. Die 
SPD hatte vor der Sitzung einen 
Parallelantrag gestellt, ließ ihn aber 
fallen, als OB Dullenkopf (CDU) frech 
behauptete, in Nottingham gebe es 
keine Bergwerke, die Gruben in 
Nottinghamshire würden nicht 
bestreikt und der dortige Stadtrat 
lehne jede Unterstützung für die 
Bergarbeiterfamilien ab. FDP-Morlok 
wähnte gar die Tarifautonomie in 
Gefahr. Er sei vor drei Wochen in der 
Gegend gewesen und habe von Streiks 
nichts gemerkt. So wurde die 
Behandlung des GL-Antrags
abgelehnt. Mittlerweile ist
stadtbekannt, daß die von CDU und 
FDP aufgestellten Behauptungen 
nicht den Tatsachen entsprechen. Die 
Grüne Liste will ihren Antrag 
aufrechterhalten.— (evd)

GRÜNE FORDERN MEHR 
POLIZEIPRÄSENZ

Köln. Die Zusammenarbeit mit der 
CDU ohne Abgrenzung von reaktio­
nären Positionen und der Zwang, in 
den Kommunal-, Landes- und Bundes­
parlamenten "konstruktiv" zu arbei­
ten, führten wohl die GRÜNEN in 
Köln in der Bezirksvertretung 
Chorweiler zu folgendem staats­
tragenden Antrag: Mehr hören und 
sehen sollen die Polizisten bei ihren 
Streifen, sie sollen "zu Fuß die 
Fußgängerzone durchstreifen". "Er­
strebenswerte Bürgernähe der Polizei 
ließe sich, so hieß es weiter im 
Antrag, durch persönliche Kontakte 
der Beamten mit den Bürgern der 
neuen Stadt besser erreichen", 

vermeldet der Kölner Stadtanzeiger 
vom 18.12. SPD und CDU schlossen 
sich einhellig an. Die GRÜNEN 
fordern damit direkt in diesem 
Stadtteil die verschärfte Ausländer­
bespitzelung, "Schlichtung" von Miet­
streitigkeiten durch die Staatsgewalt 
oder mehr Kontrolle der Arbeitslosen. 

— (dam)

GEMEINSAMES EINGREIFEN
BEI DEN KOMMUNALWAHLEN 
Frankfurt. In Frankfurt trafen sich 
die Organisationen Kommunistische 
Gruppe (NHT), die KPD, der Kommu­
nistische Bund (KB) und der BWK mit 
der Absicht, ihre kommunalpoliti­
schen Aktivitäten und Aussagen aus 
Anlaß der Kommunalwahlen im März 
f8s zu koordinieren. Bei der ersten 
Sitzung war auch die GIM anwesend. 
Als oberstes Ziel wird eine sachbezo­
gene Zusammenarbeit angestrebt mit 
den Schwerpunkten: Kommunalwahl­
recht für Ausländer; Subventionspoli­
tik für die Konzerne durch die Stadt 
einerseits (Pläne der CDU— Zukunfts­
technologie der SPD — Umweltpoli­
tik), städtische Gebührenpolitik ande­
rerseits; Stadtentwicklungspolitik für 
Frankfurt; Entmilitarisierung Frank­
furts. Eine gemeinsame Kandidatur 
wird nicht angestrebt, KPD und GIM 
versuchen jedoch, mit Betriebsräten 
und Vertrauensleuten eine Arbeiter­
liste gegen Wallmann zu bilden.

Zum Schwerpunkt Kommunalwahl­
recht für Ausländer wird zum näch­
sten Mal Material für eine Informati­
onsschrift erarbeitet, die sich u.a. mit 
den Parteiprogrammen auseinan­
dersetzt, mit den Argumenten gegen 
das Kommunalwahlrecht, mit der 
rechtlichen Situation und den statisti­
schen Veröffentlichungen der Stadt. 
Sämtliche Gruppen und Initiativen, 
die zur Ausländerfrage arbeiten, sol­
len zu gemeinsamen Aktivitäten auf­
aufrufen. — (rst)
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Norderstedt:
JUNGHEINRICH WILL LOHNSUMME

UM 7,5 PROZENT SENKEN

Norderstedt. Seit Anfang 1984 
kämpfen die Metaller bei Junghein- 
rich um einen Haustarif. Im Junghein- 
rich-Konzern sind die Metall-Tarif­
verträge für die ca. 4600 Beschäftig­
ten nur durch einseitige Zusagen der 
Geschäftsleitung in Kraft. In den letz­
ten 15 Jahren, als der handwerkliche 
Artist im Elektromotorenbau oder in 
der Hydraulikfertigung der Gabel­
stapler den "Jungheinrich-Standard" 
bestimmte, gab es kaum Aufregungen 
über die Sicherheit des Lohnes. In 
jüngster Zeit aber werden immer 
mehr Bestandteile des Lohnes ange­
griffen: Streichung der 5%-Qualifikä- 
tionszulage für Neueingestellte, kei­
nerlei Erhöhung der persönlichen Ver­
tragszulagen, verstärkte Zeitaufnah­
men.

Nun fordern die Jungheinrich-Kapi- 
talisten die Senkung der gesamten 
Lohnsummme um 7,5 Prozent. Diese 
Kaltschnäuzigkeit mag manchen ver­
blüfft haben; sie muß aber nicht unbe­
dingt Ausdruck unüberwindlicher 
Stärke sein. Der Kampf um den Haus­
tarif ist gewinnbar.

Der Jungheinrich-Konzern, mit 36 
Prozent Marktführer bei elektrisch 
betriebenen Flurförderzeugen, muß 
auf Biegen und Brechen sein strategi­
sches Ziel erreichen: "Europas mo­
dernstes Gabelstaplerwerk", soeben in 
Norderstedt fertiggestellt, muß einen 
Rationalisierungseffekt von 30 Pro­
zent erreichen, sonst ist zu befürch­
ten, daß Jungheinrich schlichtweg die 
Puste ausgeht. Jeder kann es sehen: 
die Rationalisierung greift erheblich 
schwerfälliger, als ursprünglich ge= 
plant. Der Produktionsablauf stot­
tert, Fahrzeuge stehen halbfertig her­
um, Kunden laufen weg; und intern 
flüstert man sich zu: "Unsere Kredit­
linie ist erschöpft!"

Einiges hat der Konzern ja schon ge­

tan: Der Jungheinrich-Vertrieb wurde 
durch eine eigene Gesellschaft vehe­
ment ausgebaut, mit Niederlassungen 
und Verkaufshäusern in der gesamten 
BRD. Der marktstrategische "Bal­
last", die Produktion von Junghein- 
rich-Regalsystemen, wurde stillge­
legt. Die Produktion der Stapler selbst 
wurde hochautomatisiert. Etwa 10% 
der Belegschaft wurden seit 1982 
rausgeworfen. Jetzt ist fast die glei­
che Zahl als Leihkräfte oder mit ma­
ximal Halbjahres-Zeitverträgen an­
gestellt.

Und nun bekämpft Jungheinrich die 
alten "zu hohen Löhne aus der Pio­
nierzeit der Firma" mit Hilfe der neu­
en Technologien und versucht dabei, 
in der Fertigung die alten Vorgabezei­
ten durchzusetzen. Für den Kollegen, 
der z.B. am Schweißroboter arbeitet, 
ist die von ihm selbst beeinflußbare 
Zeit bei der Bearbeitung des Werk­
stückes derart gesunken, daß er nie­
mals einen Verdienstgrad wie vordem 
bei handwerklicher Fertigung erzielen 
kann. Das aber wollen die Kapitali­

Kleine Vorübung 1983: Warnstreik bei Jungheinrich

sten. Aber so einfach, wie sich 7,5 
Prozent der Lohnsumme auf dem 
Computer der Geschäftsleitung rech­
nen, lassen die Kollegen sich den Lohn 
nicht kürzen. Hier greift das Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrats. Er 
fordert die Weiterführung der Uber- 
gangsentlohnung, eine Art Zeitlohn, 
bis neue Vorgabezeiten eingeführt 
werden können, die den geänderten 
Arbeitsabläufen entsprechen. Nun be­
herrscht aber das Management zur 
Zeit die neue Technologie nicht. Die 
Herren brauchen also eine "moti­
vierte" Belegschaft. Ein Streik, ja 
schon ein Dienst nach Vorschrift, 
würde noch mehr Chaos auslösen. Hier 
können Vertrauenskörper und Be­
triebsrat taktisch ansetzen. So fand 
nach der Auseinandersetzung um die­
ses Thema auf der letzten Betriebs­
versammlung bereits am 17.12. eine 
Protestversammlung zur Frühstücks­
zeit statt. Der Vertrauenskörper hat 
für den 10. Januar 1985 zur Mitglie­
derversammlung aufgerufen: Thema 
ist Lohnabbau und Haustarif. Er 
schreibt: "... Diese Verbesserung (des 
Tarifes, der Verf.) werden wir nicht 
als Weihnachtsgeschenk erhalten. Der 
Haustarif muß im Betrieb durchge­
setzt werden!" Etwas Chaos könnte 
Wunder wirken ... — (hei, frs)

CDU WILL NAZI­
LEHRER HALTEN

Göttingen. Der Nazi und langjähri­
ge Direktor des Grotefend-Gymnasi- 
ums in Münden, Karl-Heinz Kausch, 
soll Studiendirektor am Northeimer 
Gymnasium "Corvinianum" werden. 
Eine Meldung mit "man hört ... soll 
werden" lancierte das niedersächsi­
sche Kultusministerium in die bürger­
liche Presse. Die Stellungnahme des 
Kultusministeriums zum eigenen Pro­
dukt mit "Entschieden ist nichts" 
macht klar, daß die feste Absicht dazu 
besteht, sollte diese jedoch scheitern, 
hat sie niemand gehabt, es war dann 
eine Zeitungsente. Zur Zeit ist Kausch 
suspendiert, vom Oberstudiendirektor 

zum Studiendirektor "degradiert", be­
sitzt aber immer noch eine Planstelle 
am Mündener Gymnasium. Die bisher 
eindeutigste Stellungnahme gegen die 
Weiterverwendung Kauschs als Stu­
diendirektor in Northeim kommt von 
der Kreisdelegiertenkonferenz des 
DGB Northeim: Sie vertritt einstim­
mig, daß Kausch überhaupt nicht mehr 
unterrichten darf. Mit 38 von 45 Stim­
men hat sich auch der Schülerrat des 
Northeimer "Corvinianums" gegen die 
Versetzung Kauschs an die dortige 
Schule ausgesprochen. Kausch und 
zwei weitere Lehrer hatten 1978 Na­
zi- und Neonazischriften über "Ras­
senlehre", die "Auschwitzlüge", "Ein 
anderer Hitler" usw. an Schüler ver­
teilt. Es bildete sich die Pfadfinder­

gruppe "Zugvogel", die Anschläge in 
Göttingen und Münden ausführte . 
Einflußreiche Kräfte im Kultusmini­
sterium— Kausch ist Mitglied der SS- 
Nachfolgeorganisation HIAG und des 
"Vereins für deutsche Kulturbezie­
hungen im Ausland" (VDA) und hat 
mindestens von daher beste Kontakte 
zu CDU-Kreisen - stellten sich erst 
taub bei der Aufdeckung der Vorgän­
ge, versuchten Kausch dann nach kur­
zer Suspendierung zum stellvertre­
tenden Vorsitzenden des wissen­
schaftlichen Prüfungsamtes der Uni 
Göttingen zu befördern, setzten ihn, 
als die Studenten rebellierten, wieder 
als Schulleiter ein. Andauernder Pro­
test der Schüler erzwang die erneute 
Suspendierung. — (kek)
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Fusion Krupp — Klöckner — CRA
BETRIEBSRAT VON KLÖCKNER-M ARIENHÜTTE

VERTRAUT AUF CDU-LANDESREGIERUNG

Osnabrück. Ab 1. Januar 1985 wird 
in Bochum eine neue "Stahl-AG" mit 
einem Eigenkapital von 1,5 Mrd. DM 
tätig werden, an der die Klöckner 
Werke AG mit 30% Anteil, die Krupp 
Stahl AG mit 35 % und die australische 
Gesellschaft CRA (Conzinc Riotinto 
of Australia Ltd.) ebenfalls mit 35% 
beteiligt sind. Durch diesen Zusam­
menschluß soll— nach dem bisherigen 
Nachrichtenstand — ein Konzern mit 
einer jährlichen Rohstahlerzeugung 
von 9 Mio. Tonnen, einem Jahresum­
satz von 10 Mrd. DM und einer Ge­
samtzahl von 43000 Beschäftigten 
entstehen. Mit ziemlicher Sicherheit reich deutlich vebessern. In diesem

Vor dem Landtag in Hannover endete der Schweigemarsch von über 2000 
Klöckner-Beschäftigten. Dort übergaben der 1. Bevollmächtigte der IG Metall 
im Bereich Osnabrück, Weber, und der Betriebsratsvorsitzende der Georgs- 
marienwerke, Brandhorst, Ministerpräsidenten Albrecht eine Resolution.

für den neuen Konzern angesetzte 
Zahl mit 30000— 35 000 Beschäftigten 
bezifferte. In diesem Zusammenhang 
ist die Absicht der Schließung bzw. 
Teilschließung verschiedener Produk­
tionsstandorte bekannt geworden — 
u.a. betrifft dies die Klöckner-Werke 
Georgsmarienhütte bei Osnabrück (zu 
unterscheiden von dem eigenständi­
gen Klöcknerwerk in Osnabrück). Die 
Krupp Stahl AG/Klöckner-Werke be­
gründet diese Absicht in ihrem Schrei­
ben vom 7.11.84 an Bundeswirt­
schaftsminister Bangemann u.a. wie 
folgt:

"Sehr geehrter Herr Minister, die 
Lage der Stahlindustrie ist nach wie 
vor dadurch gekennzeichnet, daß die 
Erzeugungsmöglichkeiten die mittel­
fristig zu erwartende Nachfrage be-

trächtlich überschreiten. Der bisher 
im Rahmen der Strukturkonzepte in 
der europäischen Stahlindustrie vor­
gesehene Kapazitätsabbau reicht zur 
Herstellung des Gleichgewichtes 
nicht aus__ Im Bereich der Profiler­
zeugung verfügt die neue Gesellschaft 
über 14 Aggregate mit einer Gesamt­
kapazität von rd. 3 Mio. t/Jahr, die le­
diglich zu 60 % ausgelastet sind. Durch 
Stillegung der zwei Profilstraßen in 
Georgsmarienhütte und Verlagerung 
der Produktionsmöglichkeiten nach 
Haidhof, Siegen und Hagen wird sich 
die Ergebnislage auch im Profilbe-

Der von CDU-Mitgliedern domi­
nierte Betriebsrat der Klöckner-Wer­
ke Georgsmarienhütte (der stellv. Be- 
triebsratsvors. Sandkämper ist außer­
dem CDU-Landtagsabgeordneter in 
Hannover) und die IG-Metall Ortsver­
waltung Osnabrück hoffen durch Ein­
wirken auf die Landes- bzw. Bundes­
regierung diese geplante Stillegung zu 
verhindern, die mindestens 2000 Be­
schäftigte außer Arbeit setzen würde. 
Der Betriebsrat läßt sich hierbei ins­
besondere von dem Kalkül leiten, daß 
der Konzern durch die Verweigerung 
der von ihm beantragten öffentlichen 
Gelder dahingehend unter Druck ge­
setzt werden kann, daß er die Stille­
gungsabsicht aufgibt.

Dieses Widerstands-Konzept läßt 
außer acht, daß die bisher schon— im 

Rahmen der Strukturhilfe des Bundes 
und der Länder— an Krupp und Klöck­
ner gezahlten Steuergelder in Höhe 
von 1 Mrd. DM der Schaffung eines, 
von den beiden Regierungen bewußt 
gewollten, weltmarkt-wettbewerbs- 
fähigen Stahlkonzerns dienten. Die 
nunmehr vom Konzern zusätzlich be­
antragten 850 Mio. DM — als "Start­
hilfe" — werden für den gleichen 
Zweck erwartet; das Kalkül auf eine 
Verweigerung dieser Gelder ist daher 
in Anbetracht der bisherigen Politik 
der beiden Regierungen schlicht 
illusionär.

Die DKP-Kreisgruppe Osnabrück- 
Stadt/Land hat in verschiedenen öf­
fentlichen Stellungnahmen diesen 
Kurs des Vertrauens auf die Regierung 
sowie die damit einhergehende Zu­
stimmung der Betriebsratsmehrheit 
zu erheblichen Überstunden kritisiert 
und eine Veranstaltung mit Vertrau­
ensleuten vom Stahlwerk Peine-Salz­
gitter am Standort Georgsmarienhüt­
te durchgeführt. In diesem Zusam­
menhang rief sie zu einem Bündnis 
derjenigen Kräfte auf, die an der 
Überführung der westdeutschen 
Stahlindustrie in Gemeineigentum in­
teressiert sind. Diese sollen sich nach 
ihrem Vorschlag in einem Regionalko­
mitee organisieren, das in Verbindung 
mit entsprechenden gewerkschaftli­
chen bzw. innerbetrieblichen Aktivi­
täten tätig werden soll. Erste Treffen 
bzw. Besprechungen dazu sind für An­
fang Januar vereinbart. — (ast, huh)

Arbeitslosenbildungswerk 
ARBEITSLOSE UNTER­

RICHTEN ARBEITSLOSE

Hamburg. Am 15. November 1984 
hat Bürgermeister v. Dohnanyi eine 
"Pionierarbeit" des Senats offiziell 
eröffnet - die "Stiftung Berufliche 
Bildung — Arbeitslosenwerk". Die 
Stiftung existiert bereits seit Ende 
1982 und hat bislang an "1900 Mitbür­
gern" eine "maßgeschneiderte Weiter­
bildung" durchexerziert, in der man 
"das Lernen wieder lernt". Sie wird fi­
nanziert durch Arbeitsamt, Bund und 
die Stadt Hamburg. Die Gründung 
geht zurück auf das 82er ABM-Pro- 
gramm des Senats. "An die Stelle der 
Finanzierung von Arbeitslosigkeit" 
sollte "die Finanzierung zeitlich be­
fristeter Arbeitsplätze" gesetzt wer­
den. Von Investitionsprogrammen 
wollte der Senat schon damals nichts 
wissen. Diese führten nur "zu dauern­
der Beschäftigung, sie erfordern im 
Vergleich zu Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen einen sehr viel höheren 
Mitteleinsatz und bewirken meist nur 
über mehrfache Ketteneffekte die 
Beschäftigung von vorher Arbeitslo­
sen". Bewahre!

Kurzfristige Beschäftigung bei mi­
nimalem Geldeinsatz ist auch die De-
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vise beim Arbeitslosenbildungswerk: 
Arbeitslose unterrichten Arbeitslose. 
Von den 100 bei der Stiftung Beschäf­
tigten haben nur 24 unbefristete Ar­
beitsverträge. 22 haben ABM-Verträ­
ge und sitzen nach Ablauf der Maß­
nahme wieder auf der Straße. 28 ha­
ben Fristverträge. Wenn keine An­
schlußmaßnahmen getroffen werden, 
geht es ihnen wie ihren ABM-Kolle- 
gen. Am schlimmsten dran sind die 24 
Honorarkräfte. Für sie wird keine Ar­
beitslosenversicherung entrichtet, 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
entfällt, und es wird kein bezahlter 
Urlaub gewährt. Um den Tarifvertrag 
zu umgehen, wird strikt darauf geach­
tet, daß die Honorarkräfte nicht mehr 
als die Hälfte der Arbeitszeit der 
Vollbeschäftigten erreichen.

Der Senat wirbt um privatkapitali­
stische Abnehmer für die Absolventen 
seiner Stiftung. Den Kapitalisten wer­
den 60% bis 80% des tariflichen Brut­
to-Arbeitsentgelts vom Arbeitsamt 
zugesichert. Die restlichen 20% bis 
40% sowie die Kosten der Einrichtung 
von Arbeitsplätzen für die ABM-Be- 
schäftigten trägt der Senat auf An­
trag. "Niemand soll mehr behaupten, 
hier würden der Wirtschaft die not­
wendigen Mittel entzogen, um Ar­
beitsplätze zu schaffen", animiert er 
die Kapitalisten.
Quellenhinweis: Veröffentlichungen 
der Staatl. Pressestelle Hamburg; 
Hamburger Lehrerzeitung 11 + 12/84 
- (rad)

Ausländerunterdrückung
FORTGESETZTE 

VERFOLGUNG

Mannheim. Mit Konsequenz setzt 
der hiesige Polizeiapparat seine Ver­
folgung türkischer Antifaschisten 
fort. Wie bereits berichtet, hatten in 
der Nacht vom 13./14.4. 1984 mehrere 
"Zivilfahnder" eine tätliche Ausein­
andersetzung mit türkischen Antifa­
schisten auf dem Marktplatz provo­
ziert, in deren Verlauf zwei Türken 
durch Schüsse verletzt wurden. Die 
Angegriffenen hatten sich auf dem 
Heimweg vom Versammlungsraum des 
MTIB ("Fortschrittliche Einheit aus 
der Türkei in Mannheim", einer sozia­
listischen Massenorganisation von "1s- 
cinin Sesi") befunden; vier von ihnen 
wurden verhaftet, zum Teil auf dem 
Polizeirevier Mannheim Mitte, auf 
das sie sich vor den vermeintlich neo­
nazistischen Angreifern geflüchtet 
hatten. Ein fünfter Türke wurde spä­
ter in diesem Zusammenhang auch 
noch verhaftet. Mehrere türkische 
und deutsche Organisationen bildeten 
daraufhin ein "Komitee gegen Auslän­
derfeindlichkeit". Die Inhaftierten 
wurden nach mehreren Wochen gegen 
3000 bzw. 5000 DM Kaution freige­
lassen. Die Mannheimer Staatsan­

waltschaft stellte rasch fest, daß die 
Zivilpolizisten in "Notwehr" geschos­
sen hätten, gleichgültig, ob sie von 
den Türken nun als Polizisten erkannt 
oder für Neofaschisten gehalten wor­
den wären.

Am 19.10. erschienen in den Räu­
men des MTIB Beamte des schräg ge­
genüber liegenden Reviers Mitte und 
verhafteten aus einer dort gerade 
stattfindenden Versammlung heraus 
mehrere Teilnehmer. Auf dieser Ver­
sammlung war es im Verlauf einer 
Diskussion über die Einschätzung der 
jetzigen Lage in der Türkei zu Tumul­
ten und massiven Handgreiflichkeiten 
gekommen. Am gleichen Tag wurden 
noch weitere türkische Antifaschisten 
verhaftet, die z.T. nachweislich nicht 
an der Veranstaltung teilgenommen 
hatten. Insgesamt sitzen seither zwölf 
türkische Staatsangeörige in ver­
schiedenen Gefängnissen, so auch in 
Stuttgart-Stammheim, in U-Haft, 
teilweise unter isolationshaftähn­
lichen Bedingungen. Wenige Tage 
nach dieser Verhaftungsaktion erhob 
die Staatsanwaltschaft gegen die fünf 
im April verhafteten Türken Anklage 
wegen versuchter vorsätzlicher Tö­
tung und schwerer Körperverletzung. 
Einer der Angeklagten wurde inzwi­
schen nochmals vorübergehend — von 
seinem Arbeitsplatz weg — fest­
genommen und gegen Kaution wieder 
freigelassen.

Ein Wochenende nach dem Eingrei­
fen der Polizei in den Räumen des 
MTIB wurden vier Mitglieder einer 
anderen türkischen antifaschistischen 
Organisation zur Feststellung der 
Personalien vorübergehend festge­
nommen, offensichtlich, als sie Mit­
glieder der "Grauen Wölfe" daran hin­
dern wollten, Aufrufe zu einer faschi­
stischen Veranstaltung zu verteilen. 
Gegen sie soll Anklage wegen Land­
friedensbruch und Körperverletzung 
erhoben werden. Inzwischen wurde 
auch Anklage gegen die zwölf Inhaf­
tierten erhoben. Zu deren Unterstüt­
zung wurde nun aus dem Kreise der 
Betroffenen heraus ein überregionales 
"Komitee zur Freilassung der 12" ge­
gründet. — (kab, tht)

Asylpolitik
VERSCHÄRFUNGEN

ANGEKÜNDIGT

W estberlin. Als Anfang Oktober 
von Schweden nicht aufgenommene li­
banesische Flüchtlinge auf Westberli­
nerS-Bahnhöfen von Greiftrupps "ge­
stellt" ("Morgenpost") wurden, ver­
langte Diepgen "gemeinsame Krite­
rien, wie mit dem wachsenden Pro­
blem der Asylsuchenden verfahren 
werden soll". Natürlich EG-gemein­
sam. Nachdem einige Wochen später 
auch die "Tamilen-Flut" über West­
berlin hereingebrochen ist, nehmen 

die Katastrophen-Meldungen für die 
sog. weltoffene Stadt kein Ende.

Das Fernsehen zeigt z.B., wie nach 
Einrichtung einer "Notunterkunft" auf 
dem Gelände des Auguste-Viktoria- 
Krankenhauses bei völlig unzurei­
chenden hygienischen Bedingungen 
(zwei Waschgelegeheiten für über 100 
Flüchtlinge) die Durchgänge zu den 
Krankenhausräumen zugemauert wur­
den: "wegen Infektionsgefahr". Teil­
weise neu angelegte sog. "Sammella­
ger" sind teils gegen Proteste der Be­
zirksämter mit inzwischen über 400 
Flüchtlingen zwangsvollgestopft. 
Gleichzeitig scheut sich die "Morgen-

Protestaktion vor dem Flüchtlings­
und Obdachlosenasyl Buckower 
Chaussee 

post" nicht, Märchenberichte darüber 
zu veröffentlichen, wie auf dem Land 
in Sri Lanka lebende Tamilen mit pa­
radiesischen Versprechungen auf den 
Weg nach Westberlin gelockt würden. 
Warum für derlei Verführung die sin­
ghalesische Bevölkerungsmehrheit 
nicht anfällig sei - so naheliegende 
Dinge erfährt natürlich der "Morgen- 
post"-Leser nicht.

Wesentliche Punkte der mit solcher 
Begleitmusik gefaßten Senatsbe­
schlüsse vom 4. Dezember betreffen: 
den Ausbau der "Sammelunterkünfte"; 
die Aufstockung der zuständigen Ver- 
waltungs- und Oberverwaltungsge­
richte; die Beauftragung Lummers 
mit einer Initiative über den Bundes­
rat zur "Verkürzung der Rechtszüge 
im Asylverfahren", u.a. durch Verhin­
derung von "Folgeanträgen". Lummer: 
erforderlichenfalls sei auch Artikel 16 
GG (Asylrecht) durch z.B. "zeitliche 
Begrenzung" zu ändern. — Für Mitte 
Januar hat die AL alle in der Flücht­
lingspolitik mit ihr zusammenarbei­
tenden Gruppen eingeladen zu einer 
Beratung über die Ergebnisse der Un­
tersuchung der Brandkatastrophe vor 
einem Jahr und die Entwicklung parla­
mentarischer Initiativen. Vielleicht 
ist damit eine Möglichkeit zur ge­
meinsamen Auswertung der Erfahrun­
gen von den am Widerstand gegen die 
Asylpolitik beteiligten Kräften ge­
geben. - (haj)
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38-Stunden-Woche
STAHLUNTERNEHMER VERSUCHEN

ERFOLGREICH ZU SPALTEN

Dortmund. Zwar gilt der Tarifver­
trag über die Arbeitszeitverkürzung 
in der Stahlindustrie NRW, Osnabrück 
und Bremen schon ab dem 1.10.84, 
aber erst zum 1.1.85 werden Betriebs­
vereinbarungen abgeschlossen, die re­
geln, wie die Umsetzung der 38-Stun- 
den-Woche im Betrieb geschehen soll. 
Für das IV. Quartal 84 hatte es eine 
zusätzliche Vereinbarung gegeben, 
daß alle Beschäftigten drei Tage zu­
sätzlich frei bekommen, bezahlt mit 
dem Durchschnittsverdienst wie bei 
Urlaub— also einschließlich der in der 
Stahlindustrie sehr verbreiteten Zu­
schläge für Schichtarbeit.

Neue Betriebs Vereinbarungen 
tragen zur Spaltung der Beleg­
schaften bei!

Diesen Eindruck hinterlassen die er­
sten z.Z. vorliegenden Vereinbarun­

Demonstrierende Stahlarbeiter während des Streiks 1978/79.

gen, die bei Thyssen, Krupp, Mannes­
mann und Hoesch zur 38-Stunden-Wo­
che ab dem 1.1.85 abgeschlossen wur­
den.

1.13 Tage im Jahr gibt es in allen 
Vereinbarungen nur für die Conti- 
schichtlcr.

2. Die anderen Kolleginnen und Kol­
legen erhalten im Höchstfall 12 Tage 

— aber auch da wird weiter unter­
schieden und gespalten:
Thyssen:

Hier erhalten die Dreifachschicht­
ler je Monat einen Tag. Zwei- und Ein- 
fachschichtler ebenfalls. Eine Bünde­
lung bei Stillstand ist möglich, also 
wenn es Thyssen paßt! In den Berei­
chen mit Arbeitsanfang nach 7 Uhr 
gibt es sechs freie Tage im Jahr, die 
aber nur von Oktober bis März genom­
men werden dürfen, sowie wöchent­
lich eine Stunde weniger Arbeitszeit.

Krupp:
Wie bei Thyssen für die Dreifach- 

schichtler 12 Tage, je Monat minde­
stens einer zu nehmen. Zwei- und Ein- 
fachschichtler, die an fest zu beset­
zenden Aggregaten arbeiten bzw. ab­
gelöst werden, erhalten ebenfalls J2 
Tage, einen pro Monat. Die Kollegin­
nen und Kollegen der Verwaltungen 
sowie die mit normaler Tagesarbeits­
zeit und die, die in ein- und zwei­
schichtiger Arbeitsweise arbeiten und 
nicht abgelöst werden — also viele 
Werkstätten — , arbeiten einen Tag in 
der Woche zwei Stunden weniger. 
Mannesmann:

Ein-, Zwei- und Dreifachschichtler 
arbeiten wie bisher 8 Stunden pro Tag 
und erhalten 12 Freischichten pro 
Jahr. Belegschaftsmitglieder mit Bü­
ro- und Tagesschichtarbeitszeit er­
halten 6 Freischichten, und die tägli- 

ehe Arbeitszeit wird um 12 Minuten 
verkürzt durch Verkürzung der An­
fangs- oder Endzeiten, Verkürzung 
oder Verlängerung der Pausen, Kumu­
lierung der täglich zu verkürzenden 
Arbeitszeit auf eine Stunde/Woche — 
je nach betrieblicher Vereinbarung. 
Hoesch:

Hier sollen die Dreifachschichtler 
sowie die Zweifachschichtler, die auf 
Ablösung arbeiten, 12 Tage im Jahr 
bekommen. Die Einfachschichtler 
ebenfalls 12 Tage. Während in einem 
ersten Entwurf noch vorgesehen war, 
daß diese Tage grundsätzlich einzeln 
im Monat genommen werden sollten, 
ist jetzt vorgesehen, dies in Vereinba­
rungen vor Ort mit den einzelnen Be­
triebsräten zu regeln. Für die Verwal­
tungsbereiche — und ähnliche Berei­
che bei den Lohnempfängern — soll es 
möglich sein, wöchentliche und ^tä­

gige Arbeitszeitverkürzung durchzu­
führen— also zwei oder vier Stunden 
weniger. Auch eine teilweise Kombi­
nation mit freien Tagen ist zwischen 
Abteilungsleitern und Bereichsbe­
triebsräten vereinbar.

Hintergrund: Fehler bei Ab­
schluß des Tarifvertrages!

Wie inzwischen auch von den Be­
zirksleitungen der IG Metall zugege­
ben, hat man bei Abschluß des Tarif­
vertrags eine Reihe von Fehlern ge­
macht:

— Kein Festschreiben der 13 Tage 
für alle bzw. vergleichbare feste ein­
deutige Aussagen.

— Keine klare Aussage über den 
Charakter der freien Zeit — sowohl 
bezogen auf den finanziellen Teil 
(Durchschnittsbezahlung wie bei Ur­
laub) wie auch auf die Unverfallbar­
keit bei Krankheit o.ä. (so ist Meinung 
des Arbeitgeberverbandes, daß bei 
Krankheit die eingeplanten Freistun­
den bzw. Freischichten weg seien, 
nicht nachgeholt werden könnten).

— Offenhalten der Regelung über 
die konkrete Umsetzung für die Ar­
beitszeitverkürzung im Betrieb und 
damit Möglichkeiten für die Unter­
nehmer, je nach ihrer Interessenlage 
eine Bündelung der 12 oder 13 Tage, 
einzelne Tage oder gar minutenweises 
Verkürzen zu verlangen, wobei die 
Richtung der Unternehmer klar ist: 
Solche Formen sollen genommen wer­
den, die es weitestgehend möglich 
machen, ohne Personalausgleich aus­
zukommen. Hoesch beispielsweise 
plant bei rund 14000 Betroffenen nur 
eine Erhöhung der Sollbelegschaft um 
190, während die 5,26% Arbeitszeit­
verkürzung eigentlich über 700 neue 
Stellen erfordern würden!

Eine seit Monaten in vielen Stahlbe­
trieben zu erkennende gefährliche 
Tendenz — meist mit Zustimmung 
oder stillschweigender Duldung der 
Betriebsräte — ist entschieden abzu­
lehnen: Die Mehrarbeit nimmt extre­
me Ausmaße an. Durchschnittszeiten 
von 48 Stunden pro Woche sind durch­
aus häufig. Bei Thyssen und Hoesch 
wurden bzw. werden mehrere hundert 
Kollegen mit auf 1/2 Jahr befristeten 
Zeitverträgen eingestellt.

Gerade für den Bereich der Stahlin­
dustrie, wo etwa 2/3 der Beschäftig­
ten in Wechselschicht arbeitet, ist aus 
den betrieblichen Diskussionen der 
letzten Monate deutlich geworden: 
Will man einen möglichst hohen Ef­
fekt an neuen Plätzen in den verblei­
benden Betrieben erreichen, muß die 
Richtung sein:

— 13 Tage als Freischichten für alle!
— Vom Grundsatz her Bündelung 

dieser Freischichten!
— Erhöhung der Richt- bzw. Sollbe­

legschaftszahlen und Stellenbeset­
zungspläne um 5,26%!

— Nein zu Mehrarbeit und Zeitver­
trägen!
(has/KPD)
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Kommunalpolitik 
GEBÜHRENERHÖHUNG

STATT GEWERBESTEUER

Speyer. Die Stadtwerke Speyer 
(SWS) haben das Haushaltsjahr 1983 
mit einem Verlust von 1,3 Mio. DM ab­
geschlossen. Im gleichen Zeitraum 
wurde die volle Konzessionsabgabe 
(KA) in Höhe von 3,56 Mio. DM an die 
Stadt abgeführt, zusätzlich wurde ei­
ne Nachzahlung von 0,65 Mio. DM ge­
leistet. Dieser Betrag wird vor allem 
durch die Haushalte der Lohnabhängi­
gen getragen. Beim Strom z.B. ver­
brauchten die Tarifkunden in Speyer 
nur 29% der abgegebenen Energie, 
zahlten über den Durchschnittspreis 
von 24,5 Pfg. aber insgesamt 41% der 
Kosten. Bei 12% zulässiger KA haben 
die Tarifkunden damit 84% der gesam­
ten KA aufgebracht. Die Sonderver­
tragskunden verbrauchten 67% der 
Energie, zahlten aber bei 14,4 Pfg./ 
kWh nur 56% der Kosten. Dies ergibt 
bei hier nur 1,5% zulässiger KA einen 
Anteil von nur 14% der gesamten KA. 
Die Tatsache, daß die Stadtwerke 
Verluste ausweisen, wertet Werksdi­
rektor Schwarze "eigentlich positiv, 
weil man ... nur so der Stadt eine 
(dringend benötigte) höhere Konzes­
sionsabgabe zukommen lassen konnte" 
("Tagespost", 7.11.84). Daß die Stadt­
verwaltung versucht, den städtischen 
Verwaltungshaushalt zu immer größe­
ren Teilen über die Energiegebühren 
zu finanzieren, ist kein Wunder:

Der Anteil der Gewerbesteuerein­
nahmen am Haushalt ist in den letzten 
Jahren von 23% 1976 über 16,8% 1980 
auf 13% bzw. 13,5% 1982/3 gefallen. 
1984/5 werden noch weit geringere 
Zahlungen erwartet. Der aus diesen 
Gründen verstärkte Zugriff auf die 
Energiegebühren hatte für die lohnab­
hängige Bevölkerung unmittelbare 
Folgen:

Der Stadtrat hat für 1985 die Erhö­
hung der Nahverkehrstarife um bis zu 
50% beschlossen, auf seiner nächsten 
Sitzung steht eine Gaspreiserhöhung 
um 8,5% zur Abstimmung, ein Antrag 
der SWS auf Erhöhung der Wasserprei­
se wurde zunächst zurückgestellt, die 
Pfalzwerke (Stromlieferant der SWS) 
haben angekündigt, daß stabile Strom­
preise nur noch bis Ende 1984 gesi­
chertseien. Die Vertretung der Inter­
essen der lohnabhängigen Bevölkerung 
gegen die Gebührenpolitik von Stadt­
verwaltung und SWS zugunsten der 
Kapitalisten ist noch nicht weit ent­
wickelt. Die GRÜNEN (zwei Stadträ­
te) hatten die Tariferhöhung im Nah­
verkehr abgelehnt, haben aber nicht 
versucht, eine größere Mobilisierung 
gegen die Erhöhungen zu erreichen. In 
einer öffentlichen Diskussion haben 
Vertreter von DKP und BWK über Po­
sitionen gegen die Energiepreiserhö­
hungen Übereinstimmung erzielt:

1. Statt Gebührenerhöhungen für

Stromversorgung Speyer

Tarifkunden

29% 41% 84%
Verbrauch Zahlung KA-Zahlg.

Sonderv.-Kunden

67% 56% 14%1

Verbrauch Zahlung KA-Zahlg.

die Haushalte der Lohnabhängigen 
müssen die Sondervertragskunden 
höhere Preise zahlen.

2. Aus Versorgungsleistungen für 
die Bevölkerung dürfen keine Gewinne 
gezogen und abgeführt werden — 
weder offen noch in Form von Konzes­
sionsabgaben.

3. Zur Deckung des durch fallende 
Gewerbesteuer verursachten Defizi- 
tes im städtischen Haushalt müssen 
die Kapitalisten herangezogen wer­
den.

Die GRÜNEN haben sich an dieser 
Diskussion trotz vorheriger Ankündi­
gung nicht beteiligt— eine Tatsache, 
die den Aufbau einer Front gegen die 
Gebührenpolitik nicht gerade erleich­
tern wird. — (sth)

Atomwaffenproduktion
DEMONSTRATION GEGEN

ALKEM UND NUKEM

Frankfurt. Die Demonstration am
15.12. war geprägt durch die Anti- 
AKW-Bewegung, die auf ihrem zen­
tralen Kongreß in Braunschweig dazu 
mobilisiert hatte. Auf der Kundge­
bung sprachen Vertreter der Initia­
tivgruppe Umweltschutz Hanau zur 
Bedeutung der Firmen für die BRD:

Die Hanauer Atomfabriken sind im 
Gespräch wegen der Absicht der Fa. 
Nukem, die Urananreicherung auf 94% 
zu erhöhen und der dann daraus fol­
genden Atomwaffenfähigkeit. Die 
Nukem ist stolz darauf, zu den älte­
sten Nuklearfirmen der Welt zu gehö­
ren, ihre Vergangenheit reicht bis ins 
Jahr 1940 zurück; das Ziel ihrer dama­
ligen Versuche im Kaiser-Wilhelm-In­
stitut war die Atombombe für Hitler.

Die Hanauer Atomfabriken sind 
wichtiger Stützpfeiler des deutschen 
und internationalen Atomprogramms 
der BRD. Ohne sie würde kaum noch 
ein AKW in der BRD Strom produzie­
ren, da sie nahezu eine nationale Mo­
nopolstellung in der Fabrikation aller 

Brennelementtypen besitzen. Auf 
dem Weltmarkt treten die Firmen als 
Anbieter von Brennelementen auf, sie 
sind stark exportabhängig. Die GRÜ­
NEN forderten zwar Stillegung von 
Alkern und Nukem, äußerten sich aber 
ansonsten im wesentlichen zum Streit 
über den Genehmigungsbescheid für 
den Ausbau von Nukem auf Landes­
parlamentsebene. Ein Vertreter der 
Vorbereitungsgruppe für ein im Fe­
bruar stattfindendes Tribunal gegen 
die Rheinisch-Westfälischen Elektri­
zitätswerke in Essen entwickelte da­
gegen interessanterweise, daß die 
RWE den Hauptanteil (45%) an der Nu­
kem besitze, wie sie auch Eigner der 
meisten Kernkraftbetriebe in der 
BRD sei. Über die RWE werde auch 
die Politik in Hessen (Genehmigungs­
verfahren) gesteuert.

Die Theatergruppe "Die 3 Tornados" 
polemisierte mit Zimmermann-Maske 
gegen Landes- und Bundesregierung, 
die den "eigenen Finger am atomaren 
Abzug" fördere. Untere anderem grif­
fen sie auch das Thema Rüstungsex­
port der BRD an. Das Hessische Volks­
begehren gegen Atomwaffenstatio­
nierung hatte die Demonstration 
durch ein Flugblatt vorbereitet, in 
dem der Zusammenhang der Unter­
schriftenkampagne für ein Hessisches 
Friedensgesetz (Verbot der Herstel­
lung von Atomwaffen) zur Demon­
stration gegen Alkern und Nukem her­
gestellt wurde.

An der Demonstration selbst nah­
men ca. 5000 Menschen teil. Sie führ­
te zum Firmengelände in Hanau-Wolf­
gang, wo die Polizei mit massivem Po­
lizeiaufgebot (nach Angabe der GRÜ­
NEN ca. 1800 Polizisten) auf wartete. 
Nicht nur die Gruppen, die die hinter 
der benachbarten Firma Degussa ver­
steckten Einheiten entdeckten, wur­
den angegriffen. Mit Wasserwerfern 
und Gaspistoleneinsätzen wurden 
auch andere Demonstrationsteilneh­
mer und Filmteams und Fotografen 
attackiert. — (rst)

Theatergruppe "Die 3 Tornados" bei 
der Demonstration am 15.12.
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Fichtel&Sachs

FLEXIBEL ARBEITEN FÜR DIE VORSTÖSSE
NACH NAHOST UND AUF DEN US-MARKT

Schweinfurt. Anfang November 
auf der Sitzung des F&S-Wirtschafts- 
ausschusses hat der Vorstand ange­
kündigt, ein umfassendes Flexi-Kon­
zept vorlegen zu wollen. Bei den An­
gestellten z.B. sollte die bisher teil­
weise inoffiziell genommene bezahlte 
Frühstückspause in eine offizielle um­
gewandelt werden. Insbesondere auf 
eine höhere Auslastung der Kapazitä­
ten solle abgezielt werden. Seitdem 
war nichts mehr zu hören, auch nicht 
auf der Aufsichtsratssitzung Mitte 
Dezember.

Allerdings hat F&S in den letzten 
Monaten an vielen Punkten mit Vor­
stößen vorexerziert, an welcher Art 
der Neuordnung der Arbeitszeit Inter­
esse besteht.

Im Kupplungsbau wurde innerhalb 
von ca. zwei Monaten ein Riesenauf­
trag für den Iran mit über 300000 
Kupplungen zusätzlich zu den laufen­
den Aufträgen durchgezogen. Dafür 
wurde in einigen Kostenstellen für 
mehrere Wochen 3. Schicht einge­
führt, an den Samstagen volle Produk­
tion auf zwei Schichten gefahren und 
eine Urlaubssperre verhängt. Unter 
Umgehung manteltarifvertraglicher 
Vorschriften wurden die Schichtzei­
ten dabei so gelegt, daß eine Maschi­
nenauslastung von 23,5 Std. erzielt 
werden konnte. Mitte Dezember nach 
Abschluß des Iran-Auftrags wurde 
schlagartig auf gedrosselte Produkti­
on umgestellt mit Versetzungen und 
Zwangsurlaub. Der Weihnachtsurlaub 
mußte fast im gesamten Kupplungsbe­
reich bereits am Donnerstag, den
20.12. angetreten werden. Aus dem 
Fahrradnabenbau und dem Motoren­
bau dagegen, wo die Geschäfte 
schlecht gehen, finden laufend Ver­
setzungen in die KFZ-Teile-Sparten 
statt. Mittlerweile gibt es schon so ei­
ne Art "Wanderarbeiterheer" inner­
halb des Betriebs. Schließlich wurden 
im Nabenbau 59 Frauen für zusammen 
460 Tage wegen "Auftragsmangel" in 
unbezahlten Urlaub geschickt.

Von der Geschäftsleitung wurden 
gezielt Flexibilisierungsmodelle in 
Umlauf gebracht. Bis runter in die 
Meistern werden mittlerweile Plä­
ne geschmiedet, wie die Neuordnung 
der Arbeitszeit maßgeschneidert zu 
den Rationalisierungsplänen durchge­
führt werden soll. Mit welchen An­
griffen wird zu rechnen sein? Bisher 
wird bei F&S in der Produktion von 
KFZ-Teilen weitgehend in zwei 
Schichten, selten in drei Schichten ge­
arbeitet. Überstunden am Samstag 
sind verbreitet, für viele Arbeiter üb­
lich. Im Zentrum der Pläne wird hier 
stehen das Verlangen nach Einführung 
einer 3. Schicht insbesondere an mo­

dernen Maschinen und Anlagen, sowie 
an vielen Punkten die feste Einpla­
nung des Samstags als normalen Ar­
beitstag ohne feste Zuschläge im Rah­
men eines Flexi-Modells, z.B. ähnlich 
dem BMW-Modell. Bei vielen unmit­
telbar um die Produktion herum tä­
tigen Abteilungen wie Lager/Versand, 
Maschinenbau, Betriebselektriker, 
Werkzeugbau etc. wird die Geschäfts­
leitung die Einführung bzw. Ausdeh­
nung der Schichtarbeit fordern. Gera­
de viele Facharbeiter werden1-kufiftig 
zunehmend mit der Forderung nach 
Schichtarbeit konfrontiert werden. 
Von der Geschäftsleitung werden

An modernen Maschinen und Anlagen (Bild: CNC-Drehmaschine) plant F&S die 
Verlängerung der Maschinenlaufzeiten.

weitgehende Freiheiten verlangt wer­
den, die Produktion auszuweiten bzw. 
zu drosseln je nach Geschäftsgang.

All das kann man sich etwa ausrech­
nen und wird in den letzten Monaten 
zum Teil praktiziert. Vom Betriebsrat 
wurden diese Vorstöße bisher ge­
schluckt. Eine Debatte im IGM-Ver- 
trauenskörper über die gewerkschaft­
lichen Ziele bei der Neuordnung der 
Arbeitszeit wurde umgangen, indem 
als offizielle Taktik ausgegeben wur­
de, erstmal den F&S-Vorstand kom­
men zu lassen. Entsprechend liegt 
auch kein IGM-Entwurf für die Be­
triebsvereinbarung zur Arbeitszeit 
vor.

Auf den ersten Betriebsversamm­
lungen seit dem Tarifabschluß am
10./11. Dezember wurde die Frage 
"Arbeitszeit" ausgeklammert. Ledig­
lich der Vertreter des Vorstands 
machte mit einem Satz eine Andeu­
tung: "Die neue Arbeitszeitregelung 
muß der Leistungsfähigkeit von F&S 
angepasst werden, und sie muß prakti­
kabel sein." Der Betriebsrat schwieg 
dazu. Stattdessen wurde ein "Neben­

schaukampfplatz" eröffnet. Vorstand 
und Betriebsrat stritten sich unge­
wohnt "heftig" über die Frage der An­
wendung der Vorruhestandsregelung 
bei F&S. Der Vorstand bezifferte die 
Kosten für die Vorruhestandsregelung 
im Gesamtkonzern mit 150 Mio. DM 
für 1580 Beschäftigte, die unter den 
Vertrag fielen. Die Vorruhestandsre­
gelung sei für F&S daher undurchführ­
bar. Der Betriebsrat forderte dagegen 
die Durchführung desj/ertrags und die 
Verbesserung der Konditionen bei 
langjähriger Betriebszugehörigkeit 
bis hin zu 90% Vorruhestandsgeld bei 
40-jähriger Betriebszugehörigkeit.

Nach dieser "heftigen" Kontroverse 
müßte es schon mit dem Teufel zuge­
hen, wenn sich bei F&S nicht eine Re­
gelung ähnlich wie bei Daimler-Benz 
finden ließe, die F&S ermöglicht, den 
Vertrag individuell anzuwenden. Raus 
mit den alten, kaputten Arbeitern, 
und raus mit den Alten dort, wo eh 
Personal abgebaut werden muß. Der 
Betriebsratsvorsitzende deutete eine 
Einigung auf so einer Linie an.

Das Schlimmste an der Betriebsver­
sammlung war jedoch, daß von Seiten 
des Betriebsrats soviel Beteuerungen 
zur Konkurrenzfähigkeit des F&S- 
Konzerns kamen wie noch nie.

Der F&S-Vorstand berichtete von 
einer Umsatzsteigerung in 1984 von 
bisher 10%, KFZ-Teile allein 15%. Der 
Exportanteil sei 1984 auf eine Re­
kordhöhe von 40% gesteigert worden. 
Zusammen mit Lieferungen an west­
deutsche Automobil-Konzerne, die 
von dort aus ans Ausland gingen, be­
trage die Exportabhängigkeit von F&S 
jetzt 75%. Der Riesenauftrag aus dem 
Iran sei gegen härteste ausländische 
Konkurrenz auf der Automechanika in
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Abschluß eines Großauttrags mit dem 
Iran

Köln gewonnen worden wegen der 
kurzfristigen Lieferbereitschaft von 
F&S. F&S expandiere jetzt insbeson­
dere in Nahost, und auf dem US-Markt. 
sei ein Einbruch erzielt worden. Es 
werden jetzt Stoßdämpfer an Chrysler 
geliefert.

Der Betriebsratsvorsitzende äußer­
te Verständnis für die Forderung nach 
Lieferbereitschaft für den Iran-Auf- 
trag, ebenso für den Zwangsurlaub vor 
Weihnachten wegen zurückgenomme­
ner Aufträge aus der Automobilindu­

strie. Der Betriebsrat wisse auch, daß 
F&S halt ein armer Zulieferer sei, 
dem die Auto-Konzerne alles diktie­
ren würden. Ein anderer Betriebsrat 
betonte ausdrücklich, daß auch er er­
freut sei über den Einbruch in den US- 
Markt. Wobei man wissen muß, daß für 
die Bewältigung des Chrysler-Auf­
trags ebenfalls auf 3. Schicht umge­
stellt wurde. Ein Betriebsrat forderte, 
wegen der Arbeitsplätze die Fremd­
vergabe von Arbeiten einzuschränken. 
Das wiederum würde dazu führen, daß 
z.B. in kleinen Klitschen in der Rhön 
"Beschäftigungsprobleme" entstehen. 
Überhaupt wurde die Tatsache, daß 
F&S in den letzten Jahren wegen sei­
ner "Konkurrenzfähigkeit" die Beleg­
schaftszahl leicht erhöhen konnte, 
"gebührend" gewürdigt. '-Auch der 
zweite Sekretär der IGM-Verwal- 
tungsstelle ließ sich das nicht nehmen. 
Ein Betriebsrat erklärte, da von den 
Jugendlichen in den "berufsvorberei­
tenden" G3-Lehrgängen fast alle 
übernommen wurden, sei es nicht gar 
so schlimm, daß sie 1/2 Jahr umsonst 
arbeiten mußten. Der Betriebsrats­
vorsitzende rechtfertigte den unbe­

zahlten Urlaub für die Frauen im 
Nabenbau damit, daß dadurch Um­
setzungen umgangen werden konn­
ten.

Man hat den Eindruck, daß der 
wuchtige Vorstoß des Konzerns auf 
dem Weltmarkt und die damit an­
wachsenden Ansprüche gegen die Ar­
beiter und Angestellten die Sozialde­
mokraten im Betriebsrat geradezu 
umgeworfen hat.
Die bisherige Taktik des Betriebsrats 
und seine Äußerungen lassen wenig 
Unterstützung erwarten für die in der 
Produktion z.B. noch weit verbreitete 
Ablehnung der 3. Schicht.

Man hat allerdings auch den Ein­
druck, daß das Bedürfnis, Ansprüche 
der Arbeiter zu formulieren und zu 
vertreten, wächst! In verschiedenen 
Beiträgen auf der Betriebsversamm­
lung wurden von Vertrauensleuten die 
Arbeitsbedingungen, insbesondere die 
Leistungsschinderei im Akkord, ange­
griffen (siehe Kasten). Die Ankündi­
gung des Betriebsrats, daß künftig 
wieder Spätschichtversammlungen 
stattfinden sollen, scheint das zu re­
spektieren. — (kls)

NEUE AKKORD­
BETRIEBSVEREINBARUNG

Auf der F&S-Betriebsversammlung 
im Werk Süd (KFZ-Teile-Produkti- 
on) griffen Vertrauensleute in Bei­
trägen die Arbeitsbedingungen an. 
Angegriffen wurde, daß in der Stan­
zerei die Akkorde immer schlimmer 
würden. Früher hätte es in der Stan­
zerei keine "Minderleister" gegeben, 
heute schon zuviele. Seit Jahren 
müßten ohne Unterbrechung Über­
stunden insbesondere am Samstag 
gefahren werden. Es seien keine 
Brotzeiträume vorhanden. Für Stap­
lerfahrer sei es unmöglich, die Vor­
schriften einzuhalten. In einem an­
deren Beitrag kritisierte ein Kollege 
die unmöglichen neuen Akkorde in 
der Montage von LKW-Kupplungen. 
Hier wurden die Akkorde so ver­
schärft, daß jetzt täglich 30% mehr 
an Gewichten (acht Tonnen am Tag) 
über mehrere Meter hinweg ge­
schleppt werden müßten.

Die Beiträge sind typisch für die 
Lage im Akkordbereich bei F&S. Die 
Erfahrung ist, sämtliche neuen Vor­
gabezeiten sind in der Regel kaum zu 
schaffen, insbesondere an modernen 
Maschinen wird die restlose Aus­
saugung der Arbeitskraft über acht 
Stunden hinweg geplant. Neue Vor­
gabezeiten gibt es laufend. Das hat 
seinen Grund in der Typenvielfalt 
und in der weitgehenden Zerteilung 
der Arbeit im MTM-Akkord. In einer 
Kostenstelle mit 120 Beschäftigten 
z.B. werden aktuell 600 verschiede­
ne Kupplungstypen gefertigt mit je­
weils ca. zehn Arbeitsgängen. Das 
sind 6000 Vorgabezeiten, die durch 

die laufenden Veränderungen der 
Typen kaum zu kontrollieren sind. Der 
MTM-Gruppenakkord mit bis über 30 
Arbeitern auf zwei Schichten verteilt 
macht es zudem unmöglich, eine wirk­
same Kontrolle über die Akkord-Ab­
rechnungen auszuüben; explizite 
Regelungen z.B. für Gruppenrechner 
gibt es nicht.

Die Entwicklung im Akkordbereich 
läuft jetzt ziemlich stringent dahin, 
sowohl auf der Ebene der einzelnen 
Kostenstellen wie insgesamt, die 
Plätze, in denen ältere Akkordarbei­
ter untergebracht werden konnten, zu 
beseitigen. Ein Schwerpunkt der Ra­
tionalisierung liegt in der Montage­
automatisierung, sowohl aktuell als 
auch zukünftig. Hier sind viele ältere 
Arbeiter untergekommen, wie hier 
auch Frauenarbeitsplätze bestehen.

Oder im Bereich Lager/Versand. 
Dort wurde jetzt angekündigt, daß von 
Zeitlohn auf Akkord umgestellt wer­
den soll, nachdem erst vor kurzem auf 
eingeschränkte Schichtarbeit umge­

stellt wurde. Hier arbeiten z.B. viele 
Schwerbehinderte.

Auf der Betriebsversammlung hat 
der Betriebsrat erneut den Abschluß 
einer neuen Akkordbetriebsverein­
barung gefordert. Die Begründung 
des Betriebsrats: MTM tauge nichts 
mehr für die modernen Maschinen, 
eigentlich sei das an diesen Maschi­
nen Stundenlohn. Wie verlautete, 
will der Betriebsrat an neuen Ma­
schinen und Anlagen (also an Plätzen 
mit höherem Einsatz an konstantem 
Kapital) eine höhere Eingruppierung 
fordern. Bisher sind bei F&S sämtli­
che Akkordarbeiter in Lohngruppe 5 
eingestuft, ca. 100-150 Arbeiterin­
nen in der Lohngruppe 2.

Der Betriebsrat fordert eine Zwi­
schenlohngruppe 5 1/2 an CNC-Ma- 
schinen etc.

Ob das ein erfolgreicher Weg sein 
wird, muß bezweifelt werden. Die 
Geschäftsleitung wird die Höher­
gruppierung an solchen Maschinen 
wohl mitmachen, gleichzeitig aber 
eine Differenzierung insgesamt ver­
langen, so daß die Gefahr besteht, 
daß die Lohngruppe 2 wieder aufge­
füllt wird mit der Begründung, die 
entsprechenden Arbeiten seien nur 
Belastungsstufe 1. Es müßte der 
MTM-Faktor insgesamt erhöht wer­
den, um eine höhere Entlohnung zu 
erreichen. Es müßten wirksame Kon­
trollen über neue Vorgabezeiten und 
über Akkordabrechnungen möglich 
gemacht werden. Wenn die Verdich­
tung des Arbeitstages so weitergeht, 
wird sich bald die Notwendigkeit 
einstellen, bezahlte Erholungspau­
sen durchzusetzen.
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ÖTV-PROTEST GEGEN 
PERSONALKÜRZUNG 
Köln. Gegen die Neuord­
nung der Krankenhausfinan­
zierung führten die Kran­
kenpfleger eine Protestver­
anstaltung durch. Eine 
Schwester berichtete, daß 
sie auf ihrer Intensivstation 
bis zu 36 Patienten allein 
betreuen muß, ein Pfleger, 
daß Betten mit Schwerkrin- 
ken auf dem Flur stehen. In 
Köln wurden seit 1975 sie­
ben Krankenhäuser ge­
schlossen. Das Personal in 
allen 17 Kliniken ist überla­
stet. Die Versammelten for­
dern vom Rat der Stadt, im 
neuen Stadthaushalt jegli­
che Streichung von Zuschüs­
sen, Stellen und Betten zu 
verweigern. — (ulk)
ABMAHNUNG WEGEN 

KRANKHEIT
München. Ende Novem­
ber erhielten eine bisher 
noch unbekannte Anzahl von 
Arbeiterinnen und Arbei­
tern, die in Küche, Wäsche­
rei und Reinigung des Klini­
kums Großhadern beschäf­
tigt sind, eine Abmahnung 
wegen zu häufiger Krank­
heit. Dies soll deshalb eine 
Zuwiderhandlung gegen die 
Pflichten aus dem Arbeits­
vertrag sein, weil das staat­
liche Rechnungsprüfungs­
amt einen durchschnitt­
lichen Krankenstand eines 
staatlichen Arbeiters von 15 

In Washington demonstrierten Anfang Dezember Gewerk­
schaftsmitglieder (Bild) vor der südafrikanischen Bot­
schaft gegen die Inhaftierung von 21 azanischen Gewerk­
schaftern. Diese hatten Streiks organisiert (s.a. Seite 2). 
Die Demonstration in Washington wurde vom Gewerk­
schaftsdachverband AFL-CIO organisiert. Der AFL-CIO 
kritisierte auf Protestkundgebungen, die auch in fünf an­
deren Städten durchgeführt wurden, die Reagan-Regie­
rung wegen der Unterstützung des Regimes in Südafrika. In 
San Francisco weigerten sich Hafenarbeiter aus Protest 
gegen die Verhaftungen elf Tage lang, einen südafrikani­
schen Frachter zu entladen. — (gba)

Westberlin. Auszubilden­
de des Berufsamtes Wedding 
und Schöneberg demon­
strierten vor dem Rathaus 
Schöneberg gegen ein Urteil 
des Verwaltungsgerichtes 
und forderten die Wieder­
einsetzung ihrer Jugendver­
tretung. Das Gericht hatte 
die Wahl von Jugendvertre­
tungen an Institutionen wie 
Berufsämtern untersagt und 
erttschieden, daß die Auszu­
bildenden keine Dienstkräf­
te im Sinne des Landesper­
sonalvertretungsgesetzes 
seien. Aus: Betriebszeitung 
für die Beschäftigten im öf- 
fentl. Dienst. — (gba)

Tagen pro Jahr festgestellt 
hat und die abgemahnten 
Arbeiterinnen und Arbeiter 
24 bis 27 Tage pro Jahr 
krankgemeldet waren. In 
diesem Bereich des Klini­
kums arbeiten vor allem 
ausländische Beschäftigte, 
deren angebliche Pflicht­
verletzung nun mit der Kün­
digungsdrohung beantwor­
tet wird. Offensichtlich 
wollen die Krankenhaus­
dienstherren ein Exempel 
statuieren, das erzieheri­
sche Wirkung bei anderen 
Beschäftigten erzielen soll. 
Die Einrechnung der Mut­
terschutzfrist bei einer Ar­
beiterin in die Zahl der 
Krankheitstage ist sicher 
ein Einzelfall, doch er zeigt 
deutlich die brutale Vorge­
hensweise. — (dil)

PERSONALVERSAMM­
LUNG KLINIKEN

Braunschweig. Auf der 
Personalversammlung wur­
den der zu knappe Stellen­
plan und die Mehrarbeit an­
geprangert. Aus dem Anäs­
thesiepflegebereich wurde 
berichtet, daß regelmäßig 
Kollegen nach Feierabend 
zum Dienst gerufen werden, 
wenn z.B. Not- oder Zweit­
operationen anfallen. Die 
Betroffenen haben schon 
vor Monaten einen bezahl­
ten Rufbereitschaftsdienst 
mit regulärem Dienstplan 
gefordert, doch die nächtli­
chen Anrufe gingen weiter. 
Der Stadtoberpfleger mußte 
auf Drängen des Personal­
rats noch auf der Versamm­
lung schnelle Änderung zu­
sichern. — (usm)

IGM: MEHR GELD
FÜR ARBEITSLOSE 

Hannover. In einer Un­
terschriftensammlung for­
dert die IG-Metall, Bezirk 
Hannover, die Bundesregie­
rung auf, die ab 1. Januar 
1984 wirksam gewordenen 
Leistungsverschlecht e r u n - 
gen für Arbeitslose zurück­
zunehmen. "Das Arbeitslo­
sengeld ist wieder minde­
stens auf 68 Prozent des 
Nettoverdienstes und die 
Arbeitslosenhilfe auf min­
destens 58 Prozent des Net­
toverdienstes zu erhöhen. 
Für die Berechnung des Ar­
beitslosengeldes für junge 
Arbeitslose, die unmittelbar 
nach ihrer Berufsausbildung 
arbeitslos werden, ist wie­
der von 75 Prozent des 
Facharbei ter verdi enst es 
auszugehen. Unterv Berück­
sichtigung der zunehmenden 
Dauer der Arbeitslosigkeit 
fordern wir, die maximale 
Bezugsdauer des Arbeitslo­

sengeldes von 12 auf 24 Mo­
nate zu verlängern". Die IG 
Metall, Bezirk Hannover, 
stellt fest, daß der Über­
schuß in der Arbeitslosen­
versicherung nur möglich 
wurde durch drastische Lei­
stungsverschlechterun­
gen. — (rec)

ÖTV-KREIS-DK ZU 
TARIFABSCHLUSS 

Bielefeld. Die ÖTV- 
Kreisdelegiertenkonf erenz 
am 5.12. kritisierte den Ta­
rifabschluß, insbesondere:
1. Völlig unverständlich sei, 
daß der Mindestbetrag fal­
lengelassen worden sei. Der 
Mindestbetrag hätte die 
Reallohnsenkungen seit 
1980 mildern können, die 
gerade die unteren Lohn- 
und Gehaltsgruppen träfen.
2. Mit der 16-monatigen 
Laufzeit seien bis Dezem­
ber *85 vier Nullmonate ab­
geschlossen. Die Laufzeit 
des nächsten Tarifvertrages 
sei deswegen auf sechs Mo­
nate festzulegen. 3. Die Ar­
beitszeitverkürzung sei zu 
gering, und das Inkrafttre­
ten ab dem Jahr 1987 zu 
spät. — (gba)

UM WEIHNACHTS­
GELD GEPRELLT

Mehrere Tausende Zivil­
dienstleistende sind mit 
einem "üblen Trick" (DGB) 
um das gesetzlich vorge­
schriebene Weihnachtsgeld 
von 270 DM geprellt wor­
den. Ihr Dienstantritt ist 
vom 1.12.84 um drei Tage 
vordatiert worden, so muß 
ihnen kein Weihnachtsgeld 
gezahlt werden. Das DGB- 
Vorstandsmitglied Brusis 
forderte Minister Geißler 
auf, "diese Maßnahme um­
gehend rückgängig zu 
machen und für die Auszah­
lung zu sorgen". — (gba)
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Vorruhestandstarifvertrag Papier
FÜR EIN "MODELL"

SIND DIE ABSTRICHE ZU HOCH

Laut Hauptvorstand der IG Chemie-Papier-Keramik ist 
mit dem Abschluß des Vorruhestandstarifvertrages in der 
papiererzeugenden Industrie Anfang Oktober 1984 ein Ein­
stieg gelungen, der als Modell für den Bereich der Chemi­
schen Industrie fungieren soll. Dort werden die Gespräche 
mit dem Bundesarbeitgeberverband Chemie am 1. Februar 
1985 fortgesetzt. Bereits für März 1985 rechnet die IG 
CPK mit einem Abschluß. Bei einem Vergleich des in der 
papiererzeugenden Industrie abgeschlossenen Vertrages 
(siehe Dokumentation) mit den Verhandlungspositionen der 
IG CPK im Mai 1984 (siehe Quellenhinweis) fallen insbe­
sondere folgende Punkte als Verschlechterung ins Ge­
wicht:

1. ) Die Einbeziehung des tariflichen 13. Monatslohns und 
Urlaubsgelds in die Berechnung des Vorruhestandsgeld 
(75 % der letzten Bruttobezüge) wurde nicht erreicht.

2. ) Die zusätzliche Bezahlung der Sozialversiche­
rungsbeiträge vollständig durch die Kapitalisten (also 
Kranken- und Rentenversicherungsbeitrag inkl. "Arbeitge- 
beranteil“) wurde nicht erreicht. (Durch die Änderungen 
unter 1. und 2. wird das Vorruhestandsgeld statt ca. 92% 
der letzten Nettobezüge nur etwa 81 % betragen.)

3. ) Durch Höherversicherung, d.h. Zahlung von 100% der 
bisherigen Rentenversicherungsbeiträge durch die Kapita­
listen, sollte die Höhe der späteren Rente auf Basis des ak­
tuellen Verdienstes gesichert werden. Da diese Höherver­
sicherung nicht erreicht wurde, wird die Folge bei durch­
schnittlich Versicherten eine Kürzung der monatlichen 
Rente um ca. 30 DM sein.

4. ) Die Zahlung von Leistungen aus betrieblichen Alters­
versorgungssystemen auf einem Niveau zu sichern, das der 
Vorruhestandsberechtigte erreicht hätte, wenn er weiter 
gearbeitet hätte, wurde nicht erreicht.

Gegenüber diesen doch beträchtlichen materiellen Ver­
schlechterungen im Vergleich zum Forderungspaket der IG 
CPK, die gerade für die am schwersten Arbeitenden und 
am niedrigsten Verdienenden Zumutungen darstellen, kann 
die IG CPK als Erfolg nur die (aber auch nur teilweise) Ein­
beziehung der Zuschläge für Nacht-, Sonn- und Feiertags­
arbeit in die Berechnung des Vorruhestandsgeldes verbu­
chen.

Für die Fortsetzung der zentral geführten Verhandlun­
gen bleibt neben obigen Punkten folgendes festzuhalten:

Erstens sollte seitens der regionalen Tarifkommissionen 
und anderer Gremien der IG CPK bekräftigt werden, daß 
ein Vorruhestands-Abschluß nicht durch Koppelung mit 
den Lohn- und Gehaltstarifverhandlungen 1985 zu einer 
weiteren Reallohnsenkung führen darf.

Zweitens besteht überhaupt kein Grund, weshalb sich die 
IG CPK den Blümschen Rentenplänen unterwerfen sollte, 
nach denen die Altersgrenze, bis zu der ein Arbeiter seine 
Arbeitskraft anzubieten hat, nicht gesenkt werden soll, 
sondern von Arbeitsmarktlage und Verwertungsbedürfnis 
des Kapitals abhängig gemacht wird. Statt "Vorruhestand" 
für die Jahrgänge vor 1931 muß die gesetzliche Senkung 
des Rentenalters, mindestens aber eine jahrgangsunabhän­
gige Fassung des Vorruhestandsgesetzes, gefordert wer­
den.
Quellenhinweis: Vorruhestandstarifvertrag Papier i.d.F. v. 
2.10.84; "Entwurf eines Tarifvertrags über die Einführung 
einer Vorruhestandsregelung" v. 8. Mai 1984; "umschau" v. 
Mai/Juni 1984; zentrales Faltblatt der IG CPK. — (mio)

DOKUMENTATION 
§ 2 — Grundsatz

Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, 
können auf eigenen Wunsch aus dem Erwerbsleben aus­
scheiden und durch Abschluß einer Vorruhestandsvereinba­

rung mit dem Arbeitgeber zum Zwecke der Inanspruchnah­
me von Vorruhestandsgeld das Arbeitsverhältnis beendigen 
und in den Vorruhestand treten.

§3— Anspruchsvoraussetzungen
... Wenn dadurch keine über 5 vom Hundert der Arbeit­

nehmer des Betriebes hinausgehende Inanspruchnahme er­
folgt; für die Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer ist 
der Durchschnitt der letzten 12 Kalendermonate vor dem 
Ausscheiden des Arbeitnehmers maßgebend; dabei werden 
Auszubildende und Schwerbehinderte nicht mitgezählt. 
Über diesen Anspruchsrahmen hinausgehende Vorruhe­
standsregelungen können auf freiwilliger Grundlage ge­
troffen werden. (2) Voraussetzung für den Anspruch ist 
eine mindestens 10-jährige Betriebszugehörigkeit...

§4— Beginn des Vorruhestandes
(1) Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber die Inanspruch­
nahme der Vorruhestandsregelung möglichst frühzeitig, 
spätestens sechs Monate vor dem beabsichtigten Ausschei­
denszeitpunkt, anzukündigen...

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann der Ar­
beitgeber aus übergeordnetem betrieblichen Interesse dem 
beantragten Zeitpunkt bis spätestens zwei Monate vor dem 
beantragten Zeitpunkt widersprechen und den Beginn des 
Vorruhestandes um drei Monate hinausschieben.

(3) Das' Widerspruchsrecht des Arbeitgebers entfällt, 
falls der Arbeitnehmer die gewünschte Inanspruchnahme 
des Vorruhestandes mindestens neun Monate vorher ankün­
digt.

(4) Bis zum 31.12. 1985 beträgt die Frist des Hinaus­
schiebens durch Widerspruch gemäß Abs. 2 fünf Monate.

§5— Anspruch auf Vorruhestandsgeld
(1) Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld setzt voraus, daß

1. das Arbeitsverhältnis aufgrund einer Vereinbarung 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beendigt ist,

2. der ausgeschiedene Arbeitnehmer innerhalb der letz­
ten fünf Jahre vor Beendigung des Beschäftigungsverhält­
nisses mindestens 1080 Kalendertage in einer die Beitrags­
pflicht begründenden Beschäftigung im Sinne des § 168 des 
Arbeitsförderungsgesetzes gestanden hat. Zeiten des Be­
zuges von Arbeitslosenhilfe sowie Zeiten im Sinne des 
§ 107 Nr. 2 bis 6 des Arbeitsförderungsgesetzes stehen die­
sen Beschäftigungszeiten gleich.

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 2 bleiben Be­
schäftigungszeiten unberücksichtigt, für die kein Arbeits­
entgelt gezahlt wird, soweit diese Zeiten jeweils vier Wo­
chen überschreiten. Satz 1 gilt nicht, wenn für diese Zeiten 
Lohnersatzleistungen gezahlt werden.

(3) Der Anspruch besteht nicht, wenn der ausgeschiedene 
Arbeitnehmer Anpassungsgeld für entlassene Arbeitneh­
mer des Bergbaus erhält.

§6— Höhe des Vorruhestandsgeldes
(1) Das monatliche Vorruhestandsgeld beträgt 75 vom Hun­
dert des Bruttoarbeitsentgelts.

(2) Bruttoarbeitsentgelt im Sinne des Absatzes 1 ist das 
Arbeitsentgelt, das der ausgeschiedene Arbeitnehmer vor 
Beginn der Vorruhestandsleistung in den letzten abgerech­
neten, insgesamt sechs Monate umfassenden Lohnabrech­
nungszeiträumen durchschnittlich erzielt hat, soweit es im 
jeweiligen Monat die Beitragsbemessungsgrenze des § 175 
Abs. 1 Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes nicht über­
schreitet. § 112 Abs. 2, 4, 5 Nr. 3 und Abs. 7 des Arbeitsför­
derungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden.

(3) Abweichend von Absatz 2 werden für Arbeitnehmer 
im 3- und/oder 4-Schichtbetrieb in das Bruttoarbeitsent­
gelt zusätzlich einbezogen die Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeitszuschläge des Berechnungszeitraumes

— in den ersten 24 Monaten des Vorruhestandes zu 75 %,
— ab dem 25. Monat des Vorruhestandes zu 50%.

§7—F Dynamisierung
Das Vorruhestandsgeld erhöht sich jeweils nach Ablauf 

eines Jahres seit Beginn der Zahlung um den Vomhundert­
satz, um den die Renten der gesetzlichen Rentenversiche­
rung zuletzt vor diesem Zeitpunkt nach dem jeweiligen 
Rentenanpassungsgesetz angepaßt worden sind.



Seite 30 Sozialstatistik Politische Berichte 26/84

Einkommen

(I): ZUSAMMENHANG VON EINKOMMENSQUELLE
UND EINKOMMENSHÖHE

In der strategischen Diskussion, die 
zur Zeit der Bildung der DKP und der 
K-Gruppen stattfand, war ein lebhaft 
erörtertes Thema, ob die Ausdehnung 
der Lohnabhängigkeit als Ausdehnung 
des Proletariats als Klasse zu werten 
sei. Kräfte, die später den KBW be­
gründeten, vertraten in dieser Diskus­
sion die Auffassung, der Tatbestand 
der Lohnabhängigkeit allein mache 
eine proletarische Klassenlage nicht 
aus. Die Mittelklassen nähmen eine 
Sonderstellung ein. In dieser Sonder­
stellung seien sie gegenüber der kapi­
talistischen Ordnung in gewissem 
Grade wenigstens auf sich allein ge­
stellt, hilflos und könnten ihre Inter­
essen nur im direkten Zusammenhang 
proletarischen Klassenkampfes gel­
tend machen, als politische Perspek­
tive müßten sie die revolutionäre Per­
spektive des Proletariats akzeptieren.

In der politischen Praxis z.B. des 
KBW,aber beileibe nicht nur des KBW, 
stellten sich wachsende Schwierigkei­
ten dar, die in heftiger Bewegung be­
findlichen Kräfte der Mittelklasse für 
die Sache des Proletariates und die 
Perspektive des proletarischen Klas­
senkampfes zu gewinnen. Um heraus­
zufinden, auf welcher Interessen­
grundlage die in der Praxis auseinan­
derstrebenden Kräfte des Klassen­
kampfes zusammengeführt werden

Art der Jahreseinkünfte nach der Einkommensteuer 1980

Herkunft Fälle
Tsd.

Eink.
Mio.

Durch­
schnitt

nicht veranlagte Lohnsteuerpflichtige 10883.1 239981.0 22.1
aus Land- und Forstwirtschaft 166.3 4556.1 27.4
aus Gewerbebetrieb 1171-2 99555-4 85.0
aus selbständiger Arbeit 248.3 31366.9 126.3
aus nichtselbständiger Arbeit 8217.5 370557-0 45-i
aus Kapitalvermögen 173-3 9060.9 52.3
aus Vermietung und Verpachtung 273.2 7357-2 26.9
aus sonstigen Einkünften 249.6 2224.3 8.9
Alle Einkünfte 21382.5 764659.0 35-8
Einkünfte ohne Lohnfälle 2281.9 154121.0 67-5
Lohn und andere Einkünfte 19100.6 610538.0 32.0

könnten, begannen umfangreiche Un­
tersuchungen, notgedrungen, über die 
Differenzierung, die innerhalb der 
Lohnabhängigen anzutreffen ist. Als 
sich dann herausstellte, daß die Mit­
telklasse sehr wohl zur Herausbildung 
einer eigenen Perspektive in der Lage 
ist, zerbrachen nach und nach die 
K-Gruppen in zwei Hälften, und auch 
die DKP hatte und hat große Durch­
lauf; und Wahlverluste an die 
GRÜNEN. Dennoch ist in den letzten 
Jahren eine gewisse Stabilisierung der 

"politischen Landschaft" festzustel­
len.

Hauptursache dafür dürfte sein, daß 
die Periode der stürmischen Ausdeh­
nung der Mittelklasse zunächst ein­
mal, und wahrscheinlich auch für eine 
längere Zeit, vorbei ist. Das spiegelt 
sich in den Wachstumserwartungen 
der GRÜNEN wieder. Diese wissen in­
zwischen genau, wo ihre Grenzen sind, 
und führen Diskussionen, die quälend 
bleiben, bis eine politische Konstella­
tion denkbar wird, in der die sozialen

DEFINITIONEN DER 
EINKOMMENSQUELLEN

Die von uns verwendete im dreijähr­
lichen Rhythmus vom Statistischen 
Bundesamt ermittelte Einkommen­
steuerstatistik ist mit rund 97% er­
faßten Steuerpflichtigen die wohl 
vollständigste Erfassung der Reve­
nuequellen der verschiedenen Ge­
sellschaftsklassen in der BRD. Ein­
kommensteuerpflichtig sind alle 
“natürlichen Personen, die im Inland 
einen Wohnsitz oder ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt haben“. Somit sind 
in der Statistik auch die ausländi­
schen Lohnabhängigen erfaßt.

Das Einkommensteuergesetz un­
terscheidet folgende Einkunftsquel­
len:

— Land-und Forstwirtschaft: Wie 
aus der Tabelle ersichtlich, wird nur 
ein Teil der Bauern erfaßt, der größ­
te Teil hat so niedrige Einkommen, 
daß eine Besteuerung unterbleibt.

— Gewerbebetrieb: Hierzu gehö­
ren sowohl die Gewinne, die der be­
sitzende Kapitalist aus seinem Un­
ternehmen hat, als auch Gewinnan­
teile, die ein Gesellschafter hat. 
Auch Aktiengewinne können hier­

unter fallen, sofern sie als Gewinn­
anteile der persönlich haftenen Ge­
sellschafter einer Kommanditgesell­
schaft anfallen. So erklärt sich, daß 
die 205 Bezieher dieser Sorte Ein­
künfte in der vom Stat. Bundesamt 
ausgewiesenen Klasse mit 10 Mio. und 
mehr DM Einkünften mit fast 20 Mio. 
DM Jahreseinkommen den höchsten 
Durchschnitt aller Einkommensbezie­
her dieser Klasse erreichen.

— Selbständige Arbeit: Das Gesetz 
führt einige Dutzend Berufe an, die 
als “freiberufliche Tätigkeit“ gelten. 
Dazu gehören z.B. Ärzte, Rechtsan­
wälte, Architekten, Journalisten und 
Künstler.

— Nichtselbständige Arbeit: Neben 
der Lohnarbeit auch Renten und Pen­
sionen aus früherer Lohnarbeit, sofern 
sie gewisse Einkommensgrenzen über­
schreiten. Von den insgesamt rund 19 
Millionen steuerpflichtigen Lohnab­
hängigen wurden 1980 allerdings nur 
rund 8 Millionen zur Einkommen­
steuer “veranlangt“, bei den übrigen 
erfolgte der Steuerabzug ausschließ­
lich als Lohnsteuerzahlung. Voraus­
setzung zur Veranlagung eines Lohn­
abhängigen: Er hat entweder nicht nur 
geringfügige Einkünfte aus anderen 

Quellen (wozu unter Umständen 
schon der Besitz eines Eigenheimes 
genügt, s. unter Vermietungen, Ver­
pachtungen) oder sein Einkommen 
lag (nach Abzug aller Freibeträge) 
über 24000 DM ledig bzw. 48000 
verheiratet.

— Kapitalvermögen: Dividenden 
auf Aktien, Zinsen (soweit sie nicht 
wie auf die Staatsschuld von Steuern 
befreit sind), Einkünfte aus dem Ver­
kauf von Aktien, Schuldscheinen u.ä.

— Vermietungen und Verpachtun­
gen: Hierunter fallen nicht nur die 
Hausbesitzer, die aus der Vermie­
tung Revenue ziehen, sondern auch 
alle Personen, die ihr Haus selbst 
nutzen (unter Abzug von eventuellen 
Hypotheken und Schulden). So finden 
sich in dieser Kategorie zahlreiche 
geringe Einkommen.

— Sonstige Einkünfte: Hierzu ge­
hören Leibrenten (soweit sie nicht 
als Folge früherer Lohnarbeit ge­
zahlt werden) ebenso wie die Ein­
künfte aus Spekulationsgeschäften 
(bei Grundstücken ist ein Geschäft 
Spekulation, wenn zwischen Kauf 
und Wiederverkauf weniger als zwei 
Jahre liegen, bei Wertpapieren weni­
ger als sechs Monate).
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Kräfte des Kampfes gegen den Kapi­
talismus zu einem Bündnis finden.

Die bürgerliche Politik arbeitet ge­
genwärtig von zwei Seiten an der Ver­
hinderung einer solchen Koalition. Sie 
versucht vor allem, große Teile der 
Mittelklasse in ein Komplott gegen 
die Arbeiterklasse und die arme Be­
völkerung einzubinden. Das ist ein 
wichtiges Element der sog. Sparpoli­
tik. Sie versucht zum anderen, den 
proletarischen Klassenkampf in die 
Bahnen des Kampfes gegen die "Bes­
serverdienenden" zu lenken, der in 
eine Sackgasse führt, schon allein, 
weil er auf den bürgerlichen Staat als 
sozialen Umverteiler vertraut.

Das ist die Situation, in der uns in­
teressieren muß, wie die bürgerliche 
Politik ihr gesetzliches Instrumenta­
rium einsetzt und wie die soziale 
Struktur ausschaut, auf die sie ein­
wirkt und die in hohem Maße das Be­
wußtsein prägt.

Daß es arm und reich gibt, weiß nun 
wirklich jeder. Kann aber die pure 
Höhe des Einkommens zum Gradmes­
ser der sozialen Lage gemacht wer­
den? Nicht so leicht. Wenn ein Bag­
gerführer im Akkord ca. 2000 DM net­
to im Monat verdient, so macht ihn 
das nicht gleich mit dem Aktionär der 
Baufirma, der vielleicht den ent­
sprechenden Betrag aus Dividende 
hat. Solche Fälle gibt es wohl. In der 
Steuerstatistik taucht z.B. der Speku­
lationsgewinn ("sonstige Einkünfte") 
mit dem niedrigsten Jahresdurch­
schnittseinkommen aller Einkom­
mensarten auf, und auch "Vermietung 
und Verpachtung" fällt nicht hoch aus.

Für unsere Untersuchung muß also 
erst nachgewiesen werden, daß die 
Höhe der Einkünfte der Steuerpflich­
tigen in einem Zusammenhang zur 
Klassenstruktur der kapitalistischen 
Gesellschaft steht. Wir haben aus den 
Unterteilungen der Statistik mitein­
ander verglichen. Das nach den Ein­
kommenarten errechnete Jahres­
durchschnittseinkommen ist um so 
niedriger, je ausschließlicher die 
Lohnarbeit Einkommensquelle ist. Es 
beträgt in Tausend DM pro Jahr (siehe 
auch die Tabelle) 22,1 DM, wenn aus­
schließlich Lohnarbeit vorliegt, 45,1 
DM, wenn "unselbständige Arbeit" nur 
noch die "Haupteinkommensquelle11 
ist, und 67,5 DM, wenn die Fälle zu­
sammengerechnet werden, in denen 
Lohnarbeit nicht als die wesentliche 
Einkommensquelle vorkommt. Das 
klingt eindeutig. Die Schaubilder zei­
gen aber, wie stark die "Einkommens­
zonen", die sich gleichwohl ablesen 
lassen, im Gesamtbild ineinander ver­
schwimmen. Woher dies "Verschwim­
men" rührt, wollen wir im nächsten 
Heft untersuchen.
Quellenhinweis: Statistisches Bundes­
amt, Fachserie 14, Finanzen und 
Steuern, Reihe 7.1 Einkommensteuer 
1980 — (maf, alk)

In 1000 DM: 4.1 16.4 65.3 262 1050 2100 4200

Steuerpflichtige 1980 nach Einkommensklassen

— Lohn UND Einkommen

75 % — __

5° NUR Lohn — NUR Einkommen

25

In den Einkommensklassen erzieltes DM-Einkommen

Die Einkommen sind Jahreseinkünfte. Die Klassen sind von 512 DM bis 67 Mio. 
DM logarithmisch (Schrittfaktor: Quadratwurzel aus 2) dargestellt.
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Taschenbücher
AUSWIRKUNGEN NEUER TECHNIK

AUF DIE ARBEIT

ARBEITSLOSIGKEIT 
DURCH KONSUM?

Das Wort "Arbeitswelt" im 
Titel sollte nicht dazu ver­
leiten zu glauben, D. Prokop 
befasse sich mit den Aus­
wirkungen der von den Kapi­
talisten angestrebten Ko­
stenersparnis durch Anwen­
dung neuer Kommunika­
tionstechniken für die Lohn­
abhängigen und erwäge For­
derungen, die diese zur 
Wahrung ihrer Interessen 
durchzusetzen hätten. Zwar 
werden Anwendungsmög­
lichkeiten von Kabelfern­
sehen, Computerverbund­
systemen u.a.m. sowie 
Prognosen bürgerlicher Wis­
senschaftlervorgestellt, je­
doch fehlt jedes Verständnis 
für Probleme, die sich aus 
der Anwendung dieser Tech­
nologien für die Lohnabhän­
gigen ergeben. Sie werden, 
gerade insofern sie Konsu­
menten sind, als gegenseiti­
ge Vernichter von Arbeits­
plätzen dargestellt: Der 
Bankangestellte, der sich 
Buchungsmöglichkei ten 
eines Reiseunternehmens zu 
Hause auf dem Bildschirm 
ansieht, bedenke nicht die 
folgende Arbeitslosigkeit 
des Angestellten beim Rei­
sebüro. Aus der Zeit, als 
viele Lohnabhängige dazu 
übergingen, Briefeschreiben 
durch Telefonanrufe zu er­
setzen, kennt man keine 
entsprechenden Klagen über 
das Brotlosmachen von 
Briefträgern. (D. Prokop, 
Heimliche Machtergrei­
fung, Neue Medien erobern 
die Arbeitswelt, Fischer TB 
3843, 9,80 DM —anl)
PERSONALINFORMA­

TIONSSYSTEME
Personalinformationssyste - 
me sind in vielen Betrieben 
schon installiert und werden 
von den Belegschaften be­
kämpft als Instrumente der 
Kontrolle, der Verdichtung 
und Flexibilisierung der Ar­
beit. Die Betriebsräte sind 
bei der Abwehr von Perso­
nalinformationssystemen in 
einer schwierigen Position, 
da ihnen Kenntnisse über die 
Möglichkeiten der Systeme, 
die Verknüpfung z.B. von 
Personal- und Produktions­

daten und die möglichen 
Auswertungen vorenthalten 
werden und andererseits die 
Anforderungen der Beleg­
schaften an solche Systeme 
schwer präzise formuliert 
und ihre Einhaltung noch 
schwerer kontrolliert wer­
den kann. Ein vor wenigen 
Monaten von Gewerk­
schaftsfunktionären heraus­
gegebenes Taschenbuch soll 
da Hilfestellung leisten. Es 
informiert über die 
Systeme, ohne EDV-Spe­
zialkenntnisse vorauszu-

Kontrollarbeit bei der 
Touristik-Union

setzen, und berichtet über 
die Auseinandersetzungen 
in verschiedenen Betrieben 
Die Grundtendenz: nicht 
Verweigerung neuer Tech­
nik, sondern Verhinderung 
des Einsatzes bestimmter 
Komponenten der Systeme 
(z.B. Fehlzeitenstatistik) 
und Kontrolle des Betriebs 
der Systeme. Ohne Schulung 
stellt das allerdings die 
Betriebsräte vor unlösbare 
Aufgaben. Im Schlußbeitrag 
wird die Notwendigkeit 
qualitativer Forderungen 
zur Gestaltung von 
Arbeitsbedingungen betont, 
statt "nur" Schutzrechte 
gegen neue DV-Ent- 
wicklungen zu reklamieren. 
Sicher richtig. Doch es ist 
auch Zeit, daß die Gewerk­
schaften eine Gesetzesini­
tiative zur Kontrolle der 
Verwendung von Personal­
daten starten, statt den Be­
triebsräten das Problem zu 
überlassen. (Klotz/Meyer- 
Degenhardt: Personalinfor­
mationssystem, rororo-TB 
5255, 10,80 DM - (wom)

INTERESSANTES ZUM 
MASCHINENBAU

Ein 13-köpfiges Team von 
Wirtschaftswissen sc ha f t- 
lern veröffentlicht den Ab­
schlußbericht eines For­
schungsprojektes über die 
Region Bielefeld. Dabei 
wird in Kooperation mit 
dem DGB angestrebt: "... 
die Analyse möglicher In­
halte — eines die Ebenen 
Branche und Betrieb einbe­
ziehenden regionalpoliti­
schen Programms für einen 
gesteuerten Strukturwandel 
mit möglichst geringen so­
zialen Kosten." Verschiede­
ne Autoren landen hier bei 
den abgeschmacktesten Be­
mühungen, die festgestellte 
"Akkumulationsschwäche" 
der örtlichen Industrie zu 
kurieren. Wesentlich inter­
essanter und umfangreicher 
ist jedoch der untersuchen­
de Teil des Buches. U.a. 
werden am Beispiel von drei 
ausgewählten Maschinen­
baubetrieben (darunter Gil­
demeister) "betriebliche 
Produktionsprozesse und 
Arbeitsbedingungen" unter­
sucht; speziell unter dem 
Gesichtspunkt technisch­
organisatorischer Verände­
rungen und "qualitativer und 
quantitativer Auswirkungen 
auf die Beschäftigten". Der 
Ansatz der Autoren ist hier­
bei uneingeschränkt kritisch 
gegenüber der kapitalisti­
schen Strategie der "fortge­
schrittenen Arbeitsteilung", 
und die vergleichenden Da­
ten über den Stand und die 
Bedingungen der Umsetzung 
dieser Strategie in den drei 
Betrieben sind — in dieser 
Konkretion veröffentlicht — 
wahrscheinlich einmalig. 
(Wirtschaftsstrukturen, 
neue Technologien und Ar­
beitsmarkt, Hrsg. Elsner, 
Katterle, Bund-Verlag, 32 
DM —poj)

NÜTZLICH FÜR 
BETRIEBSRÄTE

U. Briefs’ "politisches 
Handbuch zu Mikroelektro­
nik und Computertechnik" 
legt das Schwergewicht auf 
die "betrieblichen Prozesse 
der Auseinandersetzung um 
die neuen Technologien". 
Nützlich ist das Buch für die 
Beschäftigten und ihre Ver­
tretungsorgane, weil detail­
liert aufgelistet wird, wel­
che Informationen der Be­
triebsrat zusammenstellen 
muß, um die Auswirkungen 
auf die Beschäftigten genau

festzustellen, wenn die Ka­
pitalisten Computersyste­
me aufbauen. Insbesondere 
zeigt Briefs auf, daß die Be­
schäftigten Einfluß nehmen 
sollten auf die Programme, 
weil davon die Veränderung 
der Arbeitsbedingungen we­
sentlich bestimmt wird. Er 
schlägt z.B. vor, daß die Be­
schäftigten Informationssy­
steme fordern sollten, mit 
denen Modelle entwickelt 
werden können, um die 
Schicht- und Nachtarbeit 
abzubauen. Für die Tarifpo­
litik der Gewerkschaften 
ergibt sich für Briefs u.a. 
die Forderung nach "quali­
tativen Mindestnormen für 
einzelne Bestandteile der 
Arbeitsbedingungen", nach 
"Festlegung von Höchstlei­
stungsbeschränkungen". Il­
lusionen hat Briefs darüber, 
daß die Gewerkschaften Ar­
beitsplatzabbau durch Ar­
beitszeitverkürzungen teil­
weise "auffangen" können. 
(U. Briefs, Informations­
technologien und Zukunft 
der Arbeit. Pahl-Rugenstein 
Verlag, prv 267, 14,80
DM — gba)
PAUSE ALS SOZIALE 

ARBEITSZEIT
Jedem, der sich mit dem 
Problem der ständig stei­
genden Arbeitsintensität 
herumzuschlagen hat oder 
etwas darüber erfahren 
möchte, sei die Studie von 
Hans Joachim Sperling 
Pflichtlektüre. Nach Schil­
derung Taylors und Gilbreth 
nach wie vor herrschender 
Lehre "wissenschaftlicher" 
Betriebsführung (Thema: 
Brechen der Leistungszu­
rückhaltung), werden Er­
kenntnisse der Arbeitsphy­
siologie referiert, ein­
schließlich der heute übli­
chen Methoden des Energie­
umsatzes, der Pulsfrequenz 
und der Dauerleistungsgren­
ze. Bereits (!) in den 30er 
Jahren geben die 
Hawthorne-Ex peri mente 
Auskunft darüber, daß Lei­
stungssteigerung nicht aus­
schließlich physiologisch er­
klärbar ist, sondern der 
"Sinn der Pausen ... weitge­
hend durch die jeweiligen 
sozialen Verhältnisse be­
stimmt" wird (55). Die Ent­
wicklung der Refa-Lehre 
und die Stellung der Ge­
werkschaften dazu wird, 
insbesondere im Hinblick 
auf die Erholzeitermitt­
lung, dargestellt. Mit der 
Forderung nach Mindester-
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holzeit für alle Arbeiten 
wird die Erholzeit als biolo­
gische und soziale Frage 
aufgeworfen. Umfangreich 
werden tarifliche Pausenre­
gelungen behandelt. Das 
Buch endet mit der von den 
Kapitalisten entschieden 
abgelehnten Forderung des 
IGM-Tarif Vertragsentwurf s 
für Südwürttemberg, Ar­
beitszeit, -tempo etc. so zu 
regeln, daß vorzeitige Er­
müdung, Fehlbeanspruchung 
u.a. unterbleiben, sowie 
kulturelle, soziale und fami­
liäre Bedürfnisse der Be­
schäftigten befriedigt wer­
den. (Verlag Die Arbeits­
welt, Westberlin 1983 —gka)

FRAUENBEWEGUNG 
UND AKKORDARBEIT 
In dem 1976 erschienenen 
Büchlein "Frauen im Ak­
kord" schildert Marianne 
Herzog, die Anfang der 70er 
wegen des "Verdachts der 
Mitgliedschaft in einer ter­
roristischen Vereinigung" in 
Untersuchungshaft einge­
sperrt war, ihre Erlebnisse 
als zeitweilige Akkordar­
beiterin. Obwohl die Be­
schreibungen im Vergleich 
zu den "Industrierepor- 
tagen" von Walraff weniger 

Textilarbeiterin in der Pause

genau sind, ist das Bändchen 
doch interessant. Man kann 
der Darstellung entnehmen, 
warum sich die Frauenbe­
wegung, der sich die Autorin 
zurechnet, mit den Proble­
men von Akkordarbeiterin­
nen beschäftigt und Forde­
rungen nach Anhebung der 
Löhne und Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen un­
terstützt. Marianne Herzog 
sucht Gemeinsamkeiten in 
der Lage von Fabrikarbeite­
rinnen mit der von lohnab­
hängigen Frauen mit akade­
mischer Qualifikation:

"Frauen in der Bundesrepu­
blik können fachlich nichts 
lernen in den Fabriken, und 
wir erleben da keinen Ar­
beitserfolg." Sie tritt ein für 
einen Lohn, der den Frauen 
ermöglicht, "autonom zu 
leben". (M. Herzog, Von der 
Hand in den Mund, Rotbuch 
Verlag —alk)

ERGEBNISSE VON 
RATIONALISIERUNG

Der IG-Metall Vorstand ver­
öffentlichte 1983 eine Bro­
schüre mit den Ergebnissen 
der Befragung von Betriebs­
räten in über 1100 Betrie­
ben in der Metallindustrie 
über Rationalisierungsmaß­
nahmen und ihre Folgen. Die 
Broschüre gibt einen 
Überblick, wie die Metall­
kapitalisten mit Hilfe EDV­
gestützter Technologien 
Rationalisierungen und ge­
steigerte Intensivierung der 
Arbeit durchsetzen und um­
fassende Kontrollen von 
Leistung und Verhalten der 
Beschäftigten anstreben. 
Die IG Metall kommt zu 
dem Schluß, daß mit den Ra­
tionalisierungsmaßnah men 
folgende Belastungen zu­
nehmen: Die körperliche 
Schwerarbeit, körperliche

Zwangshaltungen, die Ge­
fährdung durch gefährliche 
Arbeitsstoffe, die Monoto­
nie der Arbeit, die kurzzy­
klische Taktarbeit, die so­
ziale Isolation und die 
Schichtarbeit. Ein "Aktions­
programm", welches auf 
Grundlage der Untersuchun­
gen gegen die Folgen der 
Rationalisierung vom Vor­
stand entwickelt werden 
sollte, enthält die Broschüre 
leider nicht. (Maschinen 
wollen sie — uns Menschen 
nicht, Vorstand der 1GM, 
1983 — clm)

Christlich-demokratische Internationale 
BEMÜHUNGEN, DIE KONSERVATIVEN 

KRÄFTE IN AFRIKA ZU STÄRKEN

Im Oktober dieses Jahres führte die Weltunion christlich­
demokratischer Parteien, Bewegungen und internationaler 
Bewegungen (CDI) zum ersten Mal eine Konferenz auf dem 
afrikanischen Kontinent, in der ugandischen Hauptstadt 
Kampala, durch. Die CDI will diesen Tagungsort als De­
monstration für die Einleitung einer neuen Etappe im in­
ternationalen Zusammenschluß christlich-konservativer 
Parteien gewertet wissen, als Beleg dafür, daß die "christ­
lich-demokratische Bewegung auf dem Wege sei, eine 
weltumfassende politische Bewegung zu werden", wie es in 
der Pressemitteilung der CDI heißt. Die Wahl des Tagungs­
ortes deutet jedoch vor allem auf die Absicht der christde­
mokratischen Parteien, künftig vermehrt Einfluß auf afri­
kanische Parteien zu nehmen und die Umtriebe der euro­
päischen Imperialisten in Afrika zu unterstützen.

Die CDI versteht sich ausdrücklich als christliche Ver­
einigung, großen Einfluß kann sie sich zunächst nur dort er­
hoffen, wo die christliche Religion vorherrschend ist. Ent­
sprechend hat die CDI ihre früheren Tagungen in Europa 
und Lateinamerika durchgeführt, wo auch ihre stärksten 
Mitgliedsorganisationen ansässig sind. In Afrika, ohne Süd­
afrika, sind nach Schätzungen der evangelischen Kirche 
etwa ein Viertel der Einwohner Mitglieder christlicher 
Kirchen, in keinem afrikanischen Land gehört auch nur die 
Hälfte der Einwohner zu christlichen Kirchen; andere Re­
ligionen wie z.B. der Islam zählen weitaus mehr Mitglieder 
und Anhänger.

Um weiteren Einfluß in Afrika zu erlangen, wäre minde­
stens das Zusammenwirken mit anderen konservativen 
Parteien nötig. Die CDU/CSU strebt solches seit langem 
an. Der Schatzmeister der CDI, der CSU-Politiker 
Schmidt, beklagte nach der afrikanischen Konferenz, daß 
ein solches Zusammenwirken z.B. auch mit den britischen 
Konservativen bisher von den italienischen Christdemo­
kratenblockiert würde und sie sich auch nicht an anderen 
internationalen konservativen Vereinigungen beteiligten.

Der CDI gehören an: a) die Parteien, die in der europäi­
schen christlichen Union zusammengeschlossen sind, das 
sinddie christlichen Parteien Belgiens CVP, der BRD CDU 
und CSU, aus Frankreich Vertreter der früheren MRP und 
des Centre Democrate, aus Italien CD und Südtiroler 
Volkspartei, Luxemburg (PCS), Malta (PN), Niederlande 
(KVP, ARP, CHU), Österreich (ÖVP), Portugal (CDS), San 
Marino (PDCS), Schweiz (PDCS) und Spaniens (als Vertre­
tung christlich-demokratischer Gruppierungen); b) die in 
der Organisation amerikanischer christlich-demokrati­
scher Parteien zusammengeschlossenen Parteien (ODCA). 
Zur ODCA gehören Parteien aller südamerikanischen 
Staaten, El Salvadors, Costa Ricas, Panamas, Nikaraguas 
und Kanadas; und c) eine Vereinigung von christlichen Exil­
parteien aus Polen, der CSSR, Bulgarien, Rumänien und 
Ungarn. 1975 wurden weitere Organisationen aus Austra­
lien, Neuseeland, Japan, den Philippinen aufgenommen, 
kurz darauf erfolgte die Aufnahme afrikanischer Parteien 
aus Botswana, Kamerun, Madagaskar, Togo und Uganda. 
Diebeidenwestdeutschen Parteien CDU und CSU sind die 
mit Abstand größten in diesem Parteienbund. Bei einer Er­
weiterung der CDI um die britischen Konservativen wür­
den sich dann alle großen reaktionären Parteien der euro­
päischen Imperialisten zusammenfinden, die gleichzeitig 
Vertreter aller europäischen Mächte, die Kolonien in Afri­
ka haben und hatten, sind. Eine solche Gruppe wäre dann 
wohl in der Lage, weitere konservative Parteien aus afri­
kanischen Staaten aufzunehmen und so den Einfluß der eu­
ropäischen Imperialisten zu stärken und die Herausbildung 
einer weltweiten organisierten Zusammenarbeit aller 
reaktionären Kräfte zu fördern.

Außer dem Bekenntnis zur christlichen Religion eint die



Seite 34 Aus Kultur und Wissenschaft — Diskussionsbeiträge Politische Berichte 26/84

Parteien vor allem die Ablehnung jeglicher "kollektivisti­
scher" Tendenzen. Auf internationaler Ebene hatten in den 
Jahren nach dem zweiten Weltkrieg zunächst die europä­
ischen Christdemokraten einen losen Zusammenschluß ge­
bildet, um eine politische Koordinierung ihrer Tätigkeiten 
gegen revolutionäre und fortschrittliche Bewegungen in 
ganz Europa zu erreichen. Die osteuropäischen Exilpartei­
en haben ihren Sitz alle in den USA, wurden aber von An­
fang an in das europäische Bündnis eingeschlossen. Der Zu­
sammenschluß mit den amerikanischen Parteien erfolgte 
zwischen 1957 und 1961 und war von Seiten der westeuro­
päischen Parteien- als direkte Stützungsmaßnahme der 
konservativen Kräfte gegen die schwunghafte Entwicklung 
der revolutionären Kämpfe in den lateinamerikanischen 
Staaten gedacht.
Quellenhinweis: Alfred Stirnemann, Christlich-Demokra­
tischer Internationalismus, Österreichische Monatshefte, 
Zeitschrift für Politik, Nr. 5/1976; Archiv der Gegenwart 
v. 7.10.84; idc-Nachrichten v. April, Juni, Oktober 
1984 — (uld)

Antifaschismus
DIE NSDAP WAR KEINE

ARBEITERPARTEI

Die Zweckbehauptung der westdeutschen Bourgeoisie, vor 
allem den Arbeitern und den Kommunisten die Verantwor­
tung für die Hitler-Diktatur in die Schuhe zu schieben und 
ihr diesbezügliches Fazit: "Die Demokratie muß sich glei­
chermaßen nach links wie nach rechts verteidigen" in 
Schulbüchern massenhaft zu verbreiten, groß aufgemacht 
in dem Streifen von Fest "Hitler, eine Karriere", wird 
neuerdings auch verstärkt von Gewerkschaftsvorständen, 
wenn auch anders formuliert, verbreitet. "Die anhaltende 
Massenarbeitslosigkeit und die düsteren beschäftigungspo­
litischen Perspektiven sind nicht nur die entscheidende 
wirtschafts- und sozialpolitische Herausforderung der 
nächsten Jahre, sondern bedrohen auch tendenziell demo­
kratische Strukturen in Staat und Gesellschaft." Diese 
Auffassung äußerte DGB-Vorstandsmitglied Siegfried 
Bleicher auf der gewerkschaftlichen Maikundgebung 1984 
in Münster. Der DGB-Vorsitzende Ernst Breit sagte zwar 
auf einer Veranstaltung des DGB aus Anlaß des 50. Jahres­
tages der Machtübergabe an die Faschisten: "Die Nachfol­
ge-Organisationen der Industrie und der Arbeitgeber sind 
aufgefordert, ihrer Schuld gewahr zu werden" und warnte 
vor "falschen Parallelen und Geschichtsklitterung", um 
dann aber prompt festzustellen: "... daß eines Tages die 
Arbeitslosen ihr Schicksal dem politischen System an­
lasten und der parlamentarischen Demokratie ihr Ver­
trauen entziehen" könnten. (1)

Wirkung solcher Aussagen findet sich in den Begründun­
gen der Arbeitsplätze-Kampagne und der Nichtbefassung 
bzw. Vernachlässigung von Lohnhöhe und Arbeitsbedingun­
gen. Zum anderen bemüht sich die Reaktion einigermaßen 
erfolgreich, die Gewerkschaften und ihre Forderungen ge­
gen ruinösen Verschleiß der Arbeitskraft, gegen Lohnsen­
kung, Massenentlassungen und Ruinierung der Versiche­
rungen zu isolieren. Die Aufgabe, dagegen eine erfolgrei­
che Bündnispolitik mit den bessergestellten Teilen der 
Lohnabhängigen, der werktätigen Mittelschichten, den 
kleinen und mittleren Bauern und selbstarbeitenden Ge­
werbetreibenden zu entwickeln, kann nicht recht voran­
kommen, wenn die Faschismustheorie vom Massenelend 
als "der" Ursache und den Arbeitslosen als sozialer Basis 
des Faschismus Verbreitung findet.

Welchen Aufschluß erhält man aus der bürgerlichen Li­
teratur über die Zusammensetzung des Anhangs und Funk­
tionärskörpers der NSDAP ? Es finden sich sehr viele Bele­
ge dafür, daß Wähler und Mitgliedschaft der NSDAP zum 
großen Teil aus den sozial dem alten und neuen Mittelstand 

zuzurechnenden Kräften der Gesellschaft kamen, und 
zwar in der Hauptsache den nicht bereits von den Kriegs­
folgen des 1. Weltkrieges und der Weltwirtschaftskrise de­
gradierten und verelendeten, sondern vom sozialen Ab­
stieg bedrohten Teilen.

Unter den 73 der vom "Führer" anerkannten Gauleiter 
vor 1933 befanden sich 2 Arbeiter, 18 mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium (davon 12 promoviert) 4 aus dem Schul- 
bzw. Hochschuldienst, 1 höherer Beamter, 4 Angestellte 
(darunter ein Berufsoffizier), 13 Lehrer, 3 Studenten, 3 
ehern. Berufsoffiziere, 1 ehern. Berufssoldat, 7 Beamte, 11 
Kaufleute, 10 kaufmännische ' Angestellte und 
Verwaltungsangestellte, 3 Journalisten, 1 Gutsbesitzer, 1 
Matrose. Die Mitgliedschaft von Arbeitern bis Dezember 
1930 gibt die NSDAP 1935 mit 34000 an, die Angabe von 
28,1 Prozent wird dadurch erreicht, daß die gesamte 
Mitgliederzahl mit 121000 statt zu der Zeit 300000 Mit­
gliedern angegeben wird, um den Ruf als Arbeiterpartei zu 
rechtfertigen. Nach einer anderen Aufstellung waren 
30718 oder 8,5 Prozent der bis 1930 erfolgten Eintritte aus 
der Arbeiterschaft. (2)

Der Wahlerfolg der NSDAP, die ihren Stimmenanteil von 
2,5% bei den Reichstagswahlen im Mai 1928 auf 18% bei 
den Reichstagswahlen im September 1930 steigern konnte, 
damit zweitstärkste Partei wurde und schließlich 37% der 
Wählerstimmen erhielt (Reichstagswahlen Juli 1932), hat 
zu verschiedenen Untersuchungen bereits vor 1933 ge­
führt, um diesen sensationellen Anstieg zu erklären. Nach 
der Niederlage des Faschismus wurden solche Analysen 
z.T. durchgeführt, um die Ursachen und die Verantwortli­
chen für die Hitler-Diktatur aufzudecken, teils um das 
Monopolkapital und die Anhängerschaft der NSDAP aus 
der Schußlinie zu bekommen. Das erklärt das verschiedene 
Interesse an der Untersuchung der Zusammensetzung der 
NSDAP-Wähler und unterschiedliche Ergebnisse. So 
kommt der Kölner Professor Kaltefleiter bei einem Ver­
gleich des NSDAP-Anteils in den Reichstagswahlen 1932 
mit dem Erwerbslosenanteil in einer unbekannten Zahl von 
Großstädten zu der Feststellung, daß mit steigendem 
Erwerbslosenanteil auch der NSDAP-Anteil zunimmt. Dies 
konnte durch andere Untersuchungen nicht bestätigt wer­
den. Mit Ausnahme des Wahlkreises Chemnitz-Zwickau, in 
dem 61,7% der Berufszugehörigen Arbeiter waren und der 
in den Reichstagswahlen 1932 einen NSDAP-Anteil von 
47,0 % erreichte, wurden in einer Untersuchung über 52 
Großstädte entgegengesetzte Ergebnisse gefunden: Mit 
steigendem Anteil der erwerbslosen und erwerbstätigen 
(also aller) Arbeiter nimmt der jeweilige NSDAP-Durch- 
schnitt von rund 35 auf 25 % ab. Eine Überprüfung dieses 
Ergebnisses in den 20 Stadtkreisen von Berlin, den 48 
Stadt- und Landkreisen des Landes Sachsen, von 48 Stadt- 
und Landkreisen Thüringen und Merseburg sowie 68 Klein­
städten der Länder Baden und Hessen ergibt ebenfalls: 
"Wider Erwarten nimmt auch hier wieder mit wachsendem 
Anteil der erwerbslosen und erwerbstätigen (sowie aller) 
Arbeiter der durchschnittliche NSDAP-Anteil gleichlau-

Von der Säuberungsaktion durch Fragebogen erfaßte 
Gesamtbelegschaft 6900
davon ehemalige Parteimitglieder (Pg), SA und SS 

20% = 1 397
Arbeiter insg. erfaßt 4562
davon ehern. Pg, SA und SS 11,8% = 538
Angestellte insg. erfaßt 2293
davon ehern. Pg, SA und SS 36% = 859
männl. Angest. insg. erfaßt 1574
davon ehern. Pg, SA und SS 48% = 759
Angestellte in Vorgesetztenstellg.
insgesamt erfaßt 417
davon ehern. Pg, SA und SS 73% = 302
Bis jetzt aufgrund der Säuberungsaktion
entlassen, pension. od. gekündigt 580
davon Angestellte 236
hierunter in gehob. Position 21
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fend ab. Eine stärkere NSDAP-Bereitschaft der erwerbs­
losen Arbeiter im Vergleich zu den erwerbstätigen ist aus 
den vier Kurven nicht herauszulesen; im Gegenteil, unter 
den erwerbslosen Arbeitern nimmt mit wachsendem An­
teil der NSDAP-Durchschnitt sogar stärker ab als unter 
den Erwerbstätigen.” (3) In zehn Untersuchungen über den 
NSDAP-Anteil der land- u. forstwirtschaftlich Beschäf­
tigten ergibt sich, daß der NSDAP-Anteil in den ländlichen 
Gebieten "bedeutend höher ist” als in anderen. Zwei wei­
tere Untersuchungen konkretisieren diese Feststellung da­
hin, daß der NSDAP-Anteil desto höher ist, je höher der 
landwirtschaftliche Bevölkerungsanteil ist und umgekehrt. 
Weitere drei Untersuchungen belegen: je höher der Anteil 
der Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen 
in der Gruppe Land- und Forstwirtschaft, desto höher der 
NSDAP-Anteil, je höher dagegen der Anteil der Arbeiter 
(und Angestellten) in der Gruppe Land- und Forstwirt­
schaft, desto höher der SPD/KPD-Anteil und desto gerin­
ger der NSDAP-Anteil. (3) Detaillierte Untersuchungen 
über die Wählerentwicklung bei Angestellten und Beamten 
liegen nicht vor. Ein Vergleich von Stadtbezirken mit ver­
schiedener Berufsstruktur mit den NSDAP-Anteilen in 
Berlin ergibt zu den Wahlen 1930: Arbeiterbezirk Wedding 
8,9%, Mittelstandsbezirk Wedding (o. Lichterfelde) 25,8%, 
Villenviertel Zehlendorf 17,7%; die gleichen Bezirke Wah­
len 1932: 19,4%? 42,1% und 36,4% , in Bremen zu den Bür­
gerschaftswahlen 1930: Arbeiterviertel Werf 11,1%, Neu­
stadt-Mittelstandsviertel 47,0%, Park- (Villen-) Viertel 
27,7%-

Einen sehr guten Überblick erhält man durch eine Auf­
stellung des Stuttgarter Bosch-Betriebsrates, die erstellt 
wurde, um den Widerstand der Geschäftsleitung gegen die 
Entnazifizierung mit Hilfe der Besatzungsmächte zu bre­
chen, was allerdings nicht gelang. Die Aufstellung wurde 
am 29.8. 1945 Kapitän Bingham überreicht, zusammen mit 
einer Beschwerde, daß bis dahin die Säuberung vor allem 
gegen die Arbeiter sowie untere und mittlere Angestellte 
konzentriert wurde (siehe Tabelle S. 34). (4)

Wie erklärt sich der Zulauf, den die NSDAP vor allem aus 
den alten und neuen Mittelklassen erhielt ? Die ausgezahl­
ten Gehälter für die Angestellten bewegten sich 1928 bis
1930 durchweg unterhalb der tariflich vereinbarten Sätze, 
Chancen für den Aufstieg in höhere Positionen waren kaum 
noch gegeben. Viele Angestellte waren empört über die 
Personalpolitik der Kapitalisten, vor allem über die Kündi­
gung älterer Angestellter oder die Ersetzung von Büroan­
gestellten durch Maschinen. Die Kreditkrise im Sommer
1931 führte dazu, daß die Vergabe kurzfristiger Kredite an 
kleine Betriebe gestoppt wurde, die Reichsbank stützte die 
Großindustrie, die Zinssätze stiegen enorm. Gleichzeitig 
sanken die Preise für landwirtschaftliche Produkte und für 
einige Konsumgüter drastisch, die Konzerne konnten die 
Preise für Produktionsmittel aber hochhalten. Versuche 
der Landwirte, der Bedrängis durch Steigerung der Produk­
tion abzuhelfen, führten erst recht zum Sinken der Netto­
einkommen. Die Banken kündigten die Hypotheken, dann 
folgten Zwangsversteigerungen. Ähnlich wirkten sich Kre­
ditbeschränkungen und Preisverfall auf den städtischen 
Mittelstand, Handwerker und kleine Ladenbesitzer aus. 
Sofern sie über Mittel verfügten, drängten arbeitslos ge­
wordenes Büropersonal und Angestellte mit Geschäftser­
öffnungen auf den Markt. Der Zorn dieser sehr verschieden 
betroffenen und vom Abstieg bedrohten Leute richtete 
sich sowohl gegen das Monopolkapital und die Banken wie 
gegen die Gewerkschaften, die zum Teil nach der Inflation 
eine Steigerung der Reallöhne durchsetzen und die Sozial­
versicherungen gesetzlich verankern konnten. Zahlreiche 
Splitterparteien zur Vertretung der zahlreichen Sonder­
interessen stellten den Versuch dar, eine Deklassierung 
dieser Schichten zu verhindern. An den Wahlergebnissen 
läßt sich feststellen, daß die NSDAP es verstanden hatte, 
durch Aufgreifen der Forderungen von Handel und Ge­
werbe wie der vom Abstieg und der Arbeitslosigkeit be­
drohten Angestellten und Beamten das Wählerpotential

Haß auf das Großkapital wird auf jüdisches gelenkt

dieser zersplitterten Mittelstandparteien auf sich zu zie­
hen: "Brechung der Zinsknechtschaft", Gewinnbeteiligung 
an Großbetrieben, "Schaffung eines gesunden Mittelstan­
des", Angriffe auf Einheitspreisgeschäfte und Konsumver­
eine, das Versprechen einer Umorganisierung der Wirt­
schaft nach dem Ständeprinzip). Sie differenzierte ihre 
Angriffe auf das Bank- und Warenhauskapital dahin, daß 
das jüdische vernichtet und von deutschem Boden vertrie­
ben und das deutsche notwendig sei. Die Nazis schufen ei­
gene Mittelstandsorganisationen und infiltrierten die be­
stehenden. (5)

Die NSDAP kassierte z.B. in den Novemberwahlen 1932 
in Schleswig-Holstein in einem Wahlkreis 92, in einem an­
deren 87 Prozent der mittelständischen Wählerstimmen.

Die unter dem Monopolkapital umstrittene Förderung 
der Nazis und der NSDAP änderte sich mit den Wahlerfol­
gen für die NSDAP bei den Reichstagswahlen 1930. Bis da­
hin hatte die NSDAP vor allem von Ruhrgebietsindustriel­
len wie Thyssen, Kirdorf, Tengelmann sowie Vertretern 
von Groß- und Privatbanken Gelder erhalten (jährlich ca. 2 
Mio. RM). Der DDR-Autor Czichon spricht davon, daß be­
trächtliche Mittel der Hitler-Partei bereits im Sommer 
1930 zur Verfügung gestellt wurden. Die NSDAP hatte sich 
zwar noch nicht von Programmpunkten und Naziführern 
getrennt, die den Interessen des Monopolkapitals im Wege 
standen, aber sie hatte die Fähigkeit bewiesen, eine 
ausreichende Anhängerschaft zu mobilisieren, um die Ar­
beiterbewegung zu zerschlagen. Die Zahlungen der Indu­
strie in den zwölf Monaten vor der Reichspräsidentenwahl 
im April 1932 werden auf 5 Mio. veranschlagt. (6)

Versuche der KPD und auch der SPD, insbesondere der 
neuen Mittelklasse und den Bauern gegenüber eine Bünd­
nislinie zu entwickeln, hat es gegeben, sie waren nicht er­
folgreich. Die Versuche der Reaktion heute, eine Einheits­
frontpolitik des Industrieproletariats, der Gewerkschaf­
ten, werktätigen Mittelklasse und der revolutionären Sozi­
alisten zu verhindern, verstärken sich. Der Faschismus 
hätte seine soziale Basis in der Arbeiterklasse als Theorie 
sowie die Drohung an die Gewerkschaften, sie sollten den 
sozialen Frieden nicht gefährden und ein neues *33 nicht 
provozieren, sind zwei Seiten dieses Interesses. Äußerun­
gen wie von Breit und Bleicher müssen kritisiert werden, 
für eine Abwehrfront gegen die Reaktion ist der Nachweis 
wichtig, daß das Monopolkapital den Faschismus brauchte 
und dafür erhebliche Teile der Mittelklassen mobilisiert 
hat.
(1) DGB-Pressedienste Jan. 83/84; (2) A. Thyrell, Führer 
befiehlt ..; (3) A. Weber, Soziale Merkmale der NSDAP- 
Wähler, Diss. Freiburg, 1969; (4) Kampf um Bosch, T. 
Fichter, E. Eberle, Wagenbach 1974; (5) Arthur
Schweitzer, Die Nazifizierung des Mittelstandes, Klett-V. 
1970; (6) Unternehmerspenden an politische Parteien in: 
Beiträge zur Pol. Wissensch. Bd. 44; T. Geiger, Die soziale 
Schichtung des Deutschen Volkes, Klett-V. 1932. — (düb)
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Bündnispolitik der PCI

"DEMOKRATISCHE ALTERNATIVE" -FRONTBILDUNG 
GEGEN DIE C H R I ST DE M O K R ÄT I S C H E REAKTION

Mit 33,3% der Stimmen hat die Kom­
munistische Partei Italiens (PCI) bei 
den Europawahlen am 17. Juni zum er­
sten Mal, wenn auch nur ganz knapp, 
die Christdemokraten (DC) überflü­
gelt und ist zur stärksten Partei des 
Landes geworden. Zugleich taumelt 
die Fünferkoalition unter Minister­
präsident Craxi (PSI) von Krise zu Kri­
se und von Skandal zu Skandal.

Der PCI-Vorschlag einer "demokra­
tischen Alternative", also die Bildung 
einer Regierung unter kommunisti­
scher Führung gegen die Christdemo­
kraten, hat dadurch ungeahnte Aktua­
lität gewonnen. Die Frage ist: Wie 
kann eine große Arbeiterpartei in 
einem entwickelten kapitalistischen 
Land genug politische und soziale 
Kräfte gegen die Reaktion um sich 
sammeln, daß sie eine parlamentari­
sche Mehrheit bilden kann? Und kann 
sie dies, ohne nach dem zweifelhaften 
Vorbild der sozialdemokratischen 
Parteien die Interessen der Arbeiter 
den Ansprüchen, die in imperialisti­
schen Ländern gemeinhin an die "Re- 
gierungsfähigkeit" gestellt werden, zu 
opfern?

Fest steht jedenfalls, daß die jüng­
sten Erfolge der PCI nicht das Er­
gebnis einer Anpassung "zur Mitte", 
also nach rechts hin, sind, um sich wo­
möglich bei der herrschenden Klasse 
als "ministrabel" salonfähig zu ma­
chen. Im Gegenteil: in den letzten 
Jahren ist die Partei deutlich nach 
links gerückt. Im Frühjahr dieses Jah­
res hat sie — unter dem Gegeifer aus­
nahmslos alle bürgerlichen Par­
teien — energisch den Kampf der 
Lohnabhängigen gegen eine Senkung 
der Inflationszuschläge zum Lohn un­
terstützt.

Seit ihrer Gründung 1921 hat die 
PCI Fragen der Bündnispolitik immer 
besonders ernst genommen und neh­
men müssen. Das Industrieproletariat 
machte damals kaum ein Viertel der 
Bevölkerung aus und konnte offen­
sichtlich nur im Bündnis mit anderen 
Schichten und Klassen die politische 
Macht erobern.

Der Mitbegründer und führende 
Theoretiker der PCI Antonio Gramsci 
hat 1926 die Aufgaben kommunisti­
scher Bündnispolitik in Italien klas­
sisch formuliert: "Das Proletariat 
kann führende und herrschende Klasse 
in dem Maß werden, wie es ihm ge­
lingt, ein System von Klassenbündnis­
sen zu schaffen, das ihm erlaubt, die 
Mehrheit der werktätigen Bevölke­
rung gegen den Kapitalismus und den 
bürgerlichen Staat zu mobilisieren. In 
Italien bedeutet das: in dem Maß, wie 
es ihm gelingt, die Zustimmung der 
breiten Bauernmassen zu erlangen ... 

In Italien hat die Bauernfrage ... zwei 
typische und besondere Formen ange­
nommen, die Frage des Südens und die 
Frage des Vatikans." (1) Beide Fragen 
— der schroffe Widerspruch zwischen 
einem hochindustrialisierten Norden 
und einem unterentwickelten Süden 
ebenso wie der starke Einfluß der ka­
tholischen Kirche, die in Rom ihr 
Weltzentrum unterhält, auf große 
Teile der arbeitenden Massen — haben 
die Dezimierung der bäuerlichen Be­
völkerung nach dem 2. Weltkrieg 
überdauert.

In den ersten Nachkriegsjahren or­
ganisierte die Partei mit großen Land-

Enrico Berlinguer (1922—1984)

besetzungen den Kampf der landlosen 
Bauern Süditaliens für eine Bodenre­
form und konnte sich damit erstmals 
fest im Süden verankern. Um die ka­
tholisch gebundenen Massen nicht in 
die Arme der Reaktion zu treiben, 
stimmten die Kommunisten der Auf­
nahme des von Mussolini mit dem Va­
tikangeschlossenen Konkordats in die 
Verfassung zu.

Von dort war freilich noch ein wei­
ter Weg bis zu jener Verwechslung von 
"katholischer Frage" und Bündnis mit 
den Christdemokraten, die unter dem 
Namen "historischer Kompromiß" in 
den 70er Jahren traurige Berühmtheit 
erlangt hat.

Es spricht für die PCI, daß sie 
schließlich fähig war, diesen Kurs 
wieder zu korrigieren. Aus Anlaß der 
skandalösen Umstände bei der Organi­
sation der Hilfe für die Opfer des Erd­
bebens in Süditalien im November 
1980 erklärte die Partei, sie werde 
künftig eine "demokratische Alterna­
tive", die Bildung einer Regierung 
gegen die Christdemokraten an­
streben. Die Leitung vollzog den 
Kurswechsel offenbar unter starkem 
Druck aus der Mitgliedschaft und dem 

Funktionärskörper. Nach einer Mei­
nungsumfrage sprachen sich schon 
Wochen vor dem Kurswechsel auf die 
Frage nach der "bevorzugten Regie­
rung" 45% der Sektions- (Ortsvereins-) 
Sekretäre entgegen der damaligen of­
fiziellen Parteilinie für eine Linksre­
gierung und weitere 10% für die "Dik­
tatur des Proletariats" aus (2).

Unter "demokratischer Alternati­
ve" versteht die PCI ausdrücklich 
nicht nur eine neue parlamentarische 
Kombination, sondern eine Sammlung 
von sozialen und politischen Kräften 
gegen die Reaktion, deren politischer 
Kern jetzt — richtig — in der christ­
demokratischen Partei ausgemacht 
wird. Ziel der "demokratischen Alter­
native" soll nicht der Übergang zum 
Sozialismus, sondern die Durch­
führung einer Reihe von politischen 
und sozialen Reformen sein: In­
dustrialisierung des Südens, För­
derung moderner Industriezweige, 
Schul- und Hochschulreform, För­
derung der wissenschaftlichen For­
schung, Reformen der Rentenversi­
cherung und des Gesundheitswesens. 
"Das sind", so PCI-Sekretariatsmit- 
glied Reichlin, "die Fragen, die zu­
sammen mit der Steuerreform zu 
einer Neugruppierung sozialen Blöcke 
führen und uns erlauben können, ein 
neues System von Bündnissen zu 
schaffen." (3)

Berlinguer selbst hat Anfang 1984 
vor dem ZK die soziale Basis einer 
Frontbildung gegen die DC-Reaktion 
so umrissen: "Wenn man unsere heuti­
ge Gesellschaft aufmerksam betrach­
tet, wird man feststellen, daß es in ihr 
eine sehr große Mehrheit von Kräften 
gibt, die immer stärker daran interes­
siert sind, die Wirtschaft und den 
Staat vom Gewicht eines erstickenden 
Parasitismus zu befreien, der über 
tausend Kanäle — von den (Grund-) 
Renten bis zu den Schmiergeldern — 
ein erdrückendes Hindernis für eine 
neue Entwicklung der Produktivkräfte 
und ein korrektes Funktionieren der 
Institutionen und Parteien wird. ... 
Das wahre und konkrete Problem der 
Alternative ist, die Gesamtheit dieser 
Kräfte um ein Projekt und ein Pro­
gramm ... zusammenzuführen." (4)

Diese These stützt sich auf eine 
Analyse, die man kurz so zusammen­
fassen kann: Nach dem 2. Weltkrieg 
ist die Rolle, der Bourgeoisherrschaft 
in Italien eine Massenbasis zu ver­
schaffen, in erster Linie der DC zuge­
fallen. Das DC-Regime hat durch 
staatliche Umverteilung des Mehrpro­
dukts rückständige Produktionsweisen 
konserviert und neue parasitäre 
Schichten geschaffen. Der konserva­
tive "soziale Block" ist damit zwar
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LUCIO MAGRI (FRÜHER PdUP): WARUM 
WIR DER PCI BEITRETEN (DOKUMENT)

Am 30. November 1984 hat das ZK 
der PCI dem Beitritt der bisherigen 
Mitglieder der Partei der Proletari­
schen Einheit (PdUP) zur PCI zuge­
stimmt. Fünf frühere PdUP-Genos- 
sen wurden ins ZK, PdUP-Sekretär 
Lucio Magri in die Leitung koop­
tiert. Wenige Tage vorher hatte eine 
zentrale Delegiertenkonferenz der 
PdUP die Auflösung in die PCI be­
schlossen.

Die PdUP war 1973 aus der Verei­
nigung von Teilen der Gruppe "Mani- 
festo", die 1969 wegen "Fraktionis- 
mus" aus der PCI ausgeschlossen 
worden war, mit dem linken Flügel 
der linkssozialistischen PSIUP her­
vorgegangen. Ende der 70er Jahre 
hatte sich die marxistisch-leninisti­
sche Bewegung der Werktätigen für 
den Sozialismus MLS der PdUP ange­
schlossen.

Mit der PdUP schließt sich eine 
der stärksten Organisationen der 
italienischen "Neuen Linken" der 
PCI an. Bei den Parlamentswahlen 
1979 hat die PdUP 500000 Stimmen 
(1,4%) und sechs Mandate erhalten; 
1983 sind sechs PdUP-Genossen auf 
den Listen der PCI ins Parlament ge­
wählt worden.

In einem Artikel für die PCI- 
Zeitung “l’Unita" vom 20.10.84 hat 
Lucio Magri die Gründe für den Bei­
trittsbeschluß dargestellt. Wir 
dokumentieren den Artikel in 
Auszügen:

"In den letzten Jahren hat — auch 
mit unserem Beitrag — eine neue ... 
Phase der theoretischen und politi­
schen Reflexion begonnen, die so­
wohl die Kommunistische Partei als 
auch diejenigen, die sich links von ihr 
zu bewegen versuchen, verändert 
hat. Es geht dabei nicht nur um die 
Einigung auf einen neuen und ent­
scheidenden politischen Vorschlag, 
den der Alternative. Wichtig ist 
auch, daß dieser Losung eine 
wachsende Entschlossenheit bei der 
Ausübung der Oppositionsrolle in 
großen, radikalen . . . Kämpfen ent­
sprochen hat, an denen wir (PCI, 
PdUP und viele andere) gemeinsam 
beteiligt waren und die sich ausge­
zahlt haben. Und diese Opposition 
war, was noch mehr zählt, begleitet 
von einer neuen und schöpferischen 
Suche nach den Inhalten und Trägern 
einer realen Alternative. (...)

Hinter dem Anschein einer kon­
junkturellen Entspannung sammeln 
sich in Italien und in der Welt neue 
und tiefere Elemente einer wirt­
schaftlichen und politischen Krise 
an. Insbesondere läuft der Umstruk­
turierungsprozeß, mit dem das Sy­
stem auf seine eigene Krise antwor­
tet, auf eine radikale Umwälzung 

der Kräfteverhältnisse zwischen den 
Klassen, der Institutionen und der in­
ternationalen Konstellation hinaus, 
die die Epoche des sogenannten 
Sozialstaats gekennzeichnet haben. 
(...)

In einem Zusammenstoß von solcher 
Tragweite und Radikalität wird es 
nicht genügen, wenn die Linke von der 
Opposition aus die Dinge zu be­
einflussen versucht. Ebenso unwahr­
scheinlich ist es, daß eine Teilung der 
Regierungsgewalt mit dem Gegner 
sinnvoll und möglich ist. Die Op­
position wrd uns mit dem Thema der 
Regierung konfrontieren, und die 
Linke kann dieses Thema nur im Sinne 
einer Alternative behandeln. (...) 
Dies wird die Linke auf eine enorm 
schwierige Probe stellen, nicht nur 
wegen der internationalen Kräfte­
verhältnisse und auch nicht nur wegen 
der Stärke des Trends nach rechts in 
vielen Ländern und in vielen Teilen 
der Gesellschaft. Sondern auch, weil 
die historische Krise, die wir erleben, 

in großem Maß Kultur, Progamme, 
soziale Bündnisse und Organisations­
formen ergreift, mit denen die Linke 
für Jahrzehnte gearbeitet hatte. 
(...)

In den letzten Jahren hat sich an­
gesichts der sogenannten 'Krise der 
Parteiform’ eine große Vielzahl von 
sozialen, kulturellen und politischen 
Erfahrungen entwickelt, die auf ein 
gemeinsames Anliegen hinauslaufen: 
Friedenskomitees, Frauengruppen, 
parteilose Zeitungen, Abgeordnete 
und Gewerkschafter und auch orga­
nisierte Kräfte (wie die PdUP), die 
zusammen mit der PCI ein politisches 
Lager gebildet und sich gegenseitig 

befruchtet haben. (...)
Wenn wir jedoch gerade diese Er­

fahrungen konkret betrachten, 
stellen wir fest, daß sich sozusagen 
eine Tendenz zum Parallelismus her­
auskristallisiert hat. Auf der einen 
Seite eine große Partei, die sich oft 
nur sehr langsam entwickelt, nicht 
einmal so sehr aus Mißtrauen oder 
Widerstand, sondern weil die alltäg­
liche politische Arbeit zuwenig 
durch neue Generationen, Erfahrun­
gen und Subjekte direkt genährt 
wird. Auf der anderen Seite eine 
Konstellation von Gruppen und Ini­
tiativen, die zu eng, zu sehr von der 
Praxis getrennt oder zu sehr an ein­
zelne Momente des Kampfes gebun­
den sind, als daß sie reifen, sich sta­
bilisieren, Kultur und Kader hervor­
bringen und die Gesamtsituation be­
einflussen könnten. Die Kommunika­
tionskanäle sind offen, eine reiche 
Vielfalt gedeiht, aber die wechsel­
seitige Veränderung stagniert, 
manchmal entwickelt sich sogar eine 
gegenseitige Fremdheit. (...)

Ich frage mich daher, ob es nicht 
notwendig und möglich ist, dieses 
Schema etwas aufzubrechen, diese

Dialektik enger, die Rollenvertei­
lung weniger starr und ausgemacht 
zu gestalten, nicht um sie zu er­
sticken, sondern um sie zu erneuern 
und realer zu machen. Ich neige zu 
der Antwort, daß eine Erneuerung 
und Stärkung der PCI, das Engage­
ment neuer Generationen und neuer 
Kräfte auf diesem Terrain ein ent­
scheidender Schritt und eine Bedin­
gung ist, um die Dialektik von Partei 
und Bewegung voranzubringen und 
andere, autonome politische Subjek­
te (z.B. aus der Krise der Katholiken 
oder der der Sozialisten) heranreifen 
zu lassen. (...)"
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ziemlich erfolgreich zusammengehal­
ten worden, aber zu enormen Kosten 
für die ganze Gesellschaft und beson­
ders für die Lohnabhängigen. So ver­
sickern Milliardenbeträge aus dem 
Staatshaushalt, die für die Industriali­
sierung des Südens bestimmt sind, bei 
örtlichen DC-Bossen, Bodenspekulan­
ten, Mafiosi usw. (wobei viele all dies 
in einer Person sind). Der städtische 
Kleinbesitz wird durch staatliche Dul­
dung einer allgemeinen Steuerhinter­
ziehung bei der Stange gehalten. Mil­
lionen von armen Leuten werden an 
die DC gebunden, indem ihnen die 
Partei Stellen, Invalidenrenten, So­
zialhilfeleistungen usw. zuschanzt, 
statt daß z.B. eine ausreichende 
Sozialversicherung geschaffen würde. 
Das dementsprechend riesige Haus­
haltsdefizit wird durch Staatsanleihen 
finanziert, an deren Zinsen sich — wie­
derum steuerfrei — Banken und Cou- 
ponschneider mästen. Die Verwand­
lung eines übergroßen Teils des gesell­
schaftlichen Mehrprodukts in Zins und 
Rente statt in industriellen Profit hin­
dert jede, auch kapitalistische, Akku­
mulation. Die Kapitalisten halten sich 
durch um so rabiatere Ausbeutung 
schadlos. Die Entwicklung einer aus­
gedehnten "untergetauchten Wirt­
schaft", in der es weder Gewerkschaf­
ten noch Sozialversicherung gibt, 
führt zu neuen Spaltungen unter den 
Lohnabhängigen.

Umgekehrt könne nun, so die PCI, 
durch drastische Beschneidung der 
Renteneinkommen ein neuer Investi­
tionszyklus in Gang gesetzt werden, 
ohne daß dies auf Kosten der Lohnab­
hängigengehen müsse. Deren Stellung 
würde durch abnehmende Arbeitslo­
sigkeit gestärkt, ihre Zersplitterung 

könnte durch Einflußnahme auf die In­
vestitionsentscheidungen ("demokra­
tische Planung") und Beseitigung der 
"untergetauchten Wirtschaft" gemin­
dertwerden. Während der konservati­
ve soziale Block gesprengt würde, 
könnte sich um die Arbeiterklasse ein 
neuer sammeln, womit schließlich 
auch die Bedingungen für den Über­
gang zum Sozialismus verbessert wür­
den.

So zweifelhaft uns der Gedanke 
eines — auch nur vorübergehenden — 
Kompromisses der Arbeiterklasse mit 
den "produktiven" Unternehmern auf 
Kosten der Rentiers erscheint, so si­
cher ist, daß im Kampf für Reformen 
große Teile der arbeitenden Massen 
gegen die DC-Reaktion zusammenge­
schlossen werden können. Und mit 
dem Kampf gegen die Kürzung der In-

Nein zur Lohnkürzung! Eine Million 
demonstriert am 24.3.84 in Rom.

flationszuschläge hat die PCI immer­
hin unmißverständlich klargestellt, 
daß sie für einen Kompromiß mit den 
Kapitalisten auf Kosten der Lohnab­
hängigen nicht (mehr) zu haben ist.

In erster Linie richtet sich das 
Bündnisangebot natürlich auch nicht 
an die industrielle Kapitalisten, son­
dern an die Mittelklassen und die ka­
tholisch geprägten Massen. So hat sich 
die PCI jahrelang — und schließlich er­
folgreich — für die Umwandlung der 
halbfeudalen Halbpacht in gewöhnli­
che Pachtverhältnisse eingesetzt. In 
der Auseinandersetzung um die Steu­
erreform will sie zwar die Steuerhin­
terziehung der selbständigen Mittel­
klassen unterbinden, dabei aber deren 
— sehr unterschiedliche — wirtschaft­
lichen Verhältnisse berücksichtigen; 
vor allem aber soll das Steuergesetz 
durch Besteuerung der Zinsen aus 
Staatsanleihen, Einführung einer Ver­
mögenssteuer und Senkung der Lohn­
steuer ergänzt werden.

Zur Politik gegenüber den neuen 
Mittelklassen hat Berlinguer auf dem 
16. Parteitag 1983 erklärt: "In einer 
Phase, in der die technologischen Ver­
änderungen zu einer Verringerung des 
zahlenmäßigen Gewichts der Arbei­
terklasse tendieren, ist es entschei­
dend geworden, zu verstehen und zu 
berücksichtigen, daß es andere soziale 
Schichten gibt, die sich zu den Kräf­
ten gesellen können, die an der Spitze 
des Kampfes für eine Veränderung der 
Gesellschaft stehen. Ich beziehe mich 
vor allem auf die lohnabhängigen In­
tellektuellen, die Techniker, die Wis­
senschaftler ..., die gerade wegen 
ihrer Stellung im Produktionsprozeß 
für sein Zustandekommen bestim­
mend und daher zentrale Figuren bei

VERÄNDERUNGEN DER 
KLASSENSTRUKTUR

In den letzten 35 Jahren hat der Ka­
pitalismus die Klassenstruktur der 
italienischen Gesellschaft radikal 
umgewälzt. Noch 1951 waren die 
meisten Erwerbstätigen in der Land­
wirtschaft beschäftigt, und die Selb­
ständigen in allen Wirtschaftsberei­
chen waren fast so viele wie alle ab­
hängig Beschäftigten zusammen. 30 
Jahre später arbeiten 70% weniger in 

Selbständig und abhaenglg Beschaeft. Beschaeftlgte nach Wirtschaftszweigen

(1) Landwirtschaft, (2) Industrie und Handwerk, (3) Handel, Dienstleistungen,
(4) Öffentliche Dienste

der Landwirtschaft, und die Zahl der 
Beschäftigten in der Industrie und vor 
allem im Dienstleistungsbereich und 
den öffentlichen Diensten ist enorm 
gewachsen. Lohnarbeit ist vorherr­
schend, Millionen Bauern, selbständi­
ge Handwerker und Händler verloren 
ihre Existenz und sind zu Lohnarbei­
tern geworden. Gleichzeitig hat sich 
in Italien eine neue Mittelklasse 
herausgebildet, was am deutlichsten 
wird an der Ausdehnung der öffentli­
chen Dienste wie auch der Explosion 

der Studentenzahlen auf ein Million 
1981.

Diese Entwicklung, die die Klas­
senstruktur Italiens angeglichen hat 
an die anderer westeuropäischer 
Länder, hat dennoch einige Beson­
derheiten. Erstens ist der Prozent­
anteil unsteter Beschäftigungsver­
hältnisse in Italien extrem hoch — 
1981 immerhin 5% aller abhängig Be­
schäftigten. Das ist ein sichtbares 
Zeichen für eine Elendsschicht vor 
allem auf dem Lande. Es gibt immer 
noch hunderttausende Landarbeiter 
und Halbpächter. Zweitens ist die 
Zahl der Erwerbspersonen im Ver­
hältnis zur Bevölkerung niedriger als 
in den meisten anderen imperialisti­
schen Ländern - 1981 bei 40%, ein­
schließlich gemeldeter Arbeitsloser. 
Das weist auf die große verdeckte 
industrielle Reservearmee hin und 
andererseits auf den geringeren An­
teil von Frauenbeschäftigung. 
Quellenhinweis: Albers u.a.: Klas­
senkämpfe in Westeuropa, Hamburg 
1971; Instituto centrale di statistica: 
div. Veröffentlichungen
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der Bildung des Profits geworden sind. 
Folglich sind solche neuen sozialen 
Schichten unter kapitalistischen 
Bedingungen in ihren gesellschaftli­
chen Möglichkeiten direkt durch die 
private Aneignung des Profits betrof­
fen, auch sie sind ausgebeutet 
... gegenüber diesen Werktätigen ist 
nicht nur eine, unverzichtbare, Tätig­
keit zur gewerkschaftlichen Organi­
sierung nötig, sondern auch — und dies 
ist die besondere Aufgabe der Partei — 
eine Arbeit zur Bildung ihres politi­
schen Bewußtseins.” (5)

In der Parteiorganisation selbst ha­
ben Angehörige der neuen Mittelklas­
sen inzwischen ein solches Gewicht 
gewonnen, daß man sich geradezu fra­
gen kann, ob die Partei nicht aus 
einem Instrument der Bündnispolitik 
der Arbeiterklasse zu einem Werk-

ferendum eingeleitet. Die Unter­
schriften sind bereits gesammelt.

zeug der Mittelklassen zu werden 
droht. Während immer noch die große 
Mehrheit der fast 1,8 Millionen Mit­
glieder Arbeiter sind, waren 1979 nur 
noch 24,6% der Bezirksleitungsmit­
glieder Arbeiter, dagegen 23,8% An­
gestellte und Techniker, 20,5% Lehrer 
und Intellektuelle, 7,5% Freiberufler 
und 12,9% Studenten (6). Es mag auch 
damit Zusammenhängen, daß die PCI 
in den Gewerkschaften seit einigen 
Jahren unter dem Stichwort "Berück­
sichtigung der Professionalität" gegen 
eine egalitäre Lohnpolitik eintritt und 
überproportionale Lohnerhöhungen 
für "besser qualifizierte" Lohnabhän­
gige befürwortet.

Trotz jahrzehntelanger Bemühun­
gen ist es der italienischen Linken 
noch nie gelungen, einen nennenswer­
ten Teil der katholisch orientierten 
Kräfte vom Einfluß der DC dauerhaft 
zu lösen. Auch die katholische Ge­
werkschaft CISL, die in den 70er Jah­
ren einen unabhängigeren Kurs einge­
schlagen hatte, hat sich der DC wie­
der angenähert, was für das Zerwürf­
nis in der Gewerkschaftsbewegung 
mit verantwortlich ist. Das Problem 
ist auch nicht dadurch gelöst, daß der 
Einfluß der Kirche in der Gesellschaft

KATHOLISCHE KIRCHE 
UND SOZIALISMUS 

1987 warnte Papst Leo XIII in einem 
Rundschreiben an alle Bischöfe vor 
der Gefahr des Sozialismus, der die 
Arbeiter der Kirche entfremde, und 
wies darauf hin, daß Mitgliedschaft 
in sozialistischen Parteien und in so­
zialistischen Gewerkschaften unver­
einbar sei mit der Mitgliedschaft in 
der katholischen Kirche. Diesen 
Standpunkt führte er in der 1891 ver­
öffentlichten Enzyklika "Rerum no- 
varum" (Über die Arbeiterfrage) 
weiter aus.

Nachdem er in bitteren Worten das 
Elend der Arbeiter beklagte, hielt er 
gegen die Forderungen nach Verge­
sellschaftung der Produktionsmittel 
fest, daß das Naturrecht auf Eigen­
tum nie angegriffen werden dürfe. 
Die Enzyklika gab den Versuchen, 
mit christlichen Gewerkschaften 
und Arbeitervereinen die einheitli­
chen, sozialistisch orientierten Ge­
werkschaften zu spalten, den Segen. 
Da der Segen allein nicht reichte, um 
die katholischen Arbeiter aus den für 
die gemeinsamen Klasseninteressen 
kämpfenden Gewerkschaften her­
auszuspalten, enthielt die Erörte­
rung den Hinweis, daß christlicher 
Glaube und Sozialismus unvereinbar 
seien, also die Drohung an den katho­
lischen Arbeiter, das Recht auf die 
kirchlichen Sakramente zu verlie­
ren, falls er für den unversöhnlichen 
Klassenkampf gegen die Kapitali­
sten eintritt.

An dieser Auffassung hielt der hl. 
Stuhl in den ersten Jahrzehnten des 
20. Jahrhunderts fest. In der Enzy­
klika "Quadragesimo anno", in der 
Pius XI die grundlegenden Stand­
punkte der Enzyklika über die Arbei­
terfrage bekräftigte und die katholi­
sche Soziallehre aktuell fortführte, 
bezog er keine grundlegend neuen 
Positionen. Er aktualisierte aller­
dings die Position der Kirche zur 
Einheitsgewerkschaft, indem er den 
Bischöfen die Entscheidung über­
ließ, ob die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft erlaubt sei oder nicht.

insgesant erheblich zurückgegangen 
ist. Mit der "demokratischen Alterna­
tive", die ausdrücklich auch für 
religiös gebundene Kräfte offen sein 
soll, unternimmt die PCI einen neuen 
Versuch, katholische Kräfte für ein 
Reformbündnis zu gewinnen.

Die unmittelbaren Ziele, die sich 
die PCI mit der "demokratischen Al­
ternative" gesteckt hat, sind sicher 
nicht revolutionär. Aber ihre Verwirk­
lichung würde die Lage der Arbeiter 
und der werktätigen Massen teils bes­
sern und jedenfalls nicht verschlech­
tern. Ohne die Bildung einer Einheits­
front gegen die DC-Reaktion ist an 
weitergehende Veränderungen sowie- 

Mitgliedschaft in einer sozialisti­
schen oder kommunistischen Partei 
gilt nach wie vor als unvereinbar mit 
dem katholischen Glauben.

In der Enzyklika "Divine redemp- 
toris" gegen den atheistischen Kom­
munismus bezieht der nachfolgende 
Papst Pius Xll im Jahr 1937 eindeu­
tig Stellung gegen alle Möglichkei­
ten der Unterstützung sozialisti­
scher oder kommunistischer Regie­
rungen durch die katholische Kirche. 
Diese Erklärung war angesichts des 
von den Franco-Truppen begonnenen 
Bürgerkrieges gegen die Volksfront­
regierung im weitgehend katholi­
schen Spanien eine eindeutige Stel­
lungnahme zugunsten der Faschisten 
und rief auch den Teil des Klerus, der 
die Volksfrontregierung wohlwollend 
oder neutral betrachtete, auf die 
Seite der Reaktion zurück.

1949 bekräftigte derselbe Pius XII 
im sogenannten "Kommunismus-De­
kret" die Drohung an jeden Katholi­
ken, daß Mitgliedschaft in einer 
Kommunistischen Partei und Lesen 
von kommunistischen Schriften zum 
Ausschluß von den Sakramenten und 
zur Exkommunikation, d.h. dem Aus­
schluß aus der Kirche, führen kann. 
Pius XII untergrub mit diesem Hin­
weis erstens die Entwicklung von 
Einheitsgewerkschaften in Italien 
und verhinderte die erneute Bildung 
einer Volksfrontregierung mit kom­
munistischer Beteiligung in Italien.

Erst seit dem 2. Vatikanischen 
Konzil, v.a. aber seit dem Antritt 
Wojtylas, bezieht die katholische 
Kirche auch offziell eine Position, 
die ihr erlaubt, auch und v.a. in den 
osteuropäischen Ländern in Partei- 
und Gewerkschaftsorganisationen zu 
wirken: Wenn nicht anders möglich, 
ist dem Gläubigen genehmigt, sich 
dort zu betätigen.
Quellenhinweis: Texte zur katholi­
schen Soziallehre, Bd. I, Hrsg. Bun­
desverband der Katholischen Arbeit­
nehmer-Bewegung, 1977; Oswald v. 
Nell-Breuning, Arbeit vor Kapital — 
Kommentar zur Enzyklika Laborem 
Exercensvon Johannes Paul II, Wien 
1983 

so nicht zu denken. Dann muß sich 
auch zeigen, ob die PCI in der Lage 
ist, falsche und gefährliche Positionen 
wie die rabiate Verteidigung des bür­
gerlichen "Rechtsstaats" gegen die 
"Terroristen" oder eine gewisse Ten­
denz zum Sozialchauvinismus zu über­
winden.
Quellenhinweis: (1) Gramsci, La que- 
stione meridionale, Rom 1974, S. 135. 
(2) Barbagli/Corbetta, La svolta del 
Pci, in: II Mulino 1/81, S. 100. (3) Unita 
21.9.84. (4) Unita 21.2.84. (5) Unita 
3.3.83. (6) Sebastiani, II ceto politico 
del compromesso storico, in: Labora- 
torio Politico 2.3/82, S. 228. — (ulg, 
uld, wom)



Im nächsten Heft

"Entspannung"
Das Treffen von US-Außenminister 
Shultz und SU-Außenminister Gromy- 
ko solle der Eröffnung von Beratungen 
über die Begrenzung der Weltraumrü­
stung dienen, erklären die USA. Die 
Bundesregierung betont derweil, nun 
könne jeder sehen: die Entspannung 
komme voran. Gleichzeitig betont sie, 
daß die Stationierung der Mittel­

streckenraketen auf keinen Fall ui 
terbrochen werden dürfe und d 
westdeutschen Interessen beacht« 
werden müssen. Sie erhöht den Druc 
auf Belgien und die Niederlandi 
ebenfalls zu stationieren. Es zeichne 
sich ab, daß die neue Runde von Ri 
stungskontrollgesprächen den westl 
chen Imperialisten dazu dienen sol 
die nukleare und konventionelle Aul 
rüstung zu verdecken.

Türkei: Özal versucht eine Kriegskonjunktur
Den Bau mehrerer Montagewerke, darunter eines zur Montage von US-Kampf­
flugzeugen und eines zur Montage von Leopard-Panzern, hat die türkische Re­
gierung angekündigt. Zugleich laufen die Vorbereitungen für den Verkauf bzw. 
die gewaltsame "Sanierung” der großen Staatsbetriebe auf Hochtouren. Eine 
staatliche geförderte Rüstungskonjunktur soll das Geschäft der besitzenden 
Klassen in der Türkei verbessern, noch mehr imperialistische Anleger ins Land 
locken und so unter diesen Kreisen die passenden Geschäftsbedingungen für 
einen ''Aufschwung" in der Türkei schaffen. Einen "Aufschwung", der die Ab­
hängigkeit der Türkei von den Imperialisten weiter erhöht.

Orientierungsstufe
Der niedersächsische Kultusminister 
will auf Druck der CDU und des Lan­
deselternrates die Orientierungsstufe 
"von ihrer inneren Organisation her in 
den Griff nehmen", d.h. letztendlich: 
Zugunsten des eindeutig dreigliedri­
gen Schulsystems abschaffen.

In der Orientierungsstufe, einem 
Produkt "sozialliberaler Bildungsre­

form”, sollte die Auslese für das drei 
gliedrige Schulwesen weniger von de 
sozialen Herkunft bestimmt sein. Kul 
tusminister Oschatz (CDU) will die 
Aussortierung auf ein halbes Jahr be 
grenzen, die Orientierungsstufen ar 
Haupt- und Realschulen wieder anbin 
den und Deutsch als Selektionsfacl 
wieder einführen.

Wie hat die christliche Reaktior 
dies z.B. in Hildesheim angepackt?

Familienpolitische Maßnahmen der Bundesregierung
Die Bundesregierung hat ein ganzes Bündel von Maßnahmen beschlossen und an­
gekündigt, die zur Förderung der Familienbildung nützen sollen: steuerliche Er­
leichterungen, Änderungen in der Rentenversicherung, Änderungen beim Kin­
dergeld. CDU und CSU behaupten, diese Maßnahmen würden vor allem den we­
niger gut verdienenden Familien und den Frauen in den Familien zugute kom­
men. Tatsächlich ist die Lage der schwer arbeitenden, schlecht verdienenden 
Lohnabhängigen und ihre Familien nicht erleichtert. Gesellschaftliche Einrich­
tungen zur Versorgung von Kindern werden eingeschränkt. Versicherungs- und 
steuerliche Maßnahmen sollen die Frauen auf einen Zuverdienerstatus drücken.
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